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Vorwort            

 
Sehr geehrte Lesende, 

mit der vorliegenden aktuellen Fortschreibung des Sozialpsychiatrischen Plans 

2025/2026 der Stadt Oldenburg möchten wir Ihnen aktuelle Entwicklungen in 

der psychiatrischen Landschaft der Region vorstellen und Raum für 

unterschiedliche Diskussionen anbieten.  

Die gesetzliche Grundlage für den Sozialpsychiatrischen Plan findet sich in § 9 

des Niedersächsischen Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen für 

psychisch Kranke (NPsychKG) nachdem „der Sozialpsychiatrische Dienst […] 

im Benehmen mit dem Sozialpsychiatrischen Verbund einen Sozialpsychiatri-

schen Plan über Bedarfe an Hilfen und das vorhandene Angebot“1 fortlaufend 

zu verfassen hat. Nach § 2 des NPsychKG sollen diese Hilfen „insbesondere 

der Anordnung von Schutzmaßnahmen vorbeugen“ und stetig verbessert 

werden.  

Zur Feststellung, wie diese Hilfen bedarfsgerecht weiterentwickelt werden 

können, wird sich trialogisch und gleichberechtigt mit allen Akteurinnen und 

Akteuren im Sozialpsychiatrischen Verbund ausgetauscht. In diesem Aus-

tausch finden Angehörige, das Kollegium sowie Betroffene in der Stadt 

Oldenburg ein regelmäßiges Forum, um Bedarfe und Entwicklungen der 

sozialpsychiatrischen Versorgung der Oldenburger Bewohnerinnen und 

Bewohner an- und voranzubringen. 

Die festgehaltenen Themen und Entwicklungen richten sich an 

 Betroffene und Angehörige von psychisch erkrankten Menschen,  

 psychosoziale Professionelle,  

 Leistungsträger,  

 Politikerinnen und Politiker,  

 Vertreterinnen und Vertreter von Forschung und Lehre sowie  

                                            
1 NPsychKG, Auslassung.: die Verfasser 
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 an dieser Fragestellung interessierte Bürgerinnen und Bürger. 

Das für den vorliegenden Sozialpsychiatrischen Plan gemeinsam gewählte 

Thema lautet „Transition“ und ist das Resultat intensiven Austausches im 

Sozialpsychiatrischen Verbund aus dem vergangenen Jahr. Auf den Seiten 84 

bis 97 finden Sie Artikel zum neuen Schwerpunktthema und laden Sie zur 

weiteren Diskussion ein. 

Die Empfehlungen zum Schwerpunktthema aus dem Jahr 2024/2025 

„Bedarfsplanung“ stehen auf den Seiten 97 bis 100. 

Beiträge zu aktuellen Entwicklungen in der Psychiatrie sowie neuen Angebo-

ten finden Sie in einem eigenen Teil dieses Planes auf den Seiten 5 bis 83. 

Auf den Seiten 5 bis 9 finden Sie zudem aus aktuellem Anlass ein Interview 

zum kooperativen Forschungsprojekt der Stadt Oldenburg sowie der Carl von 

Ossietzky Universität Oldenburg zum Thema „Suizidalität bei Kindern und 

Jugendlichen im Kontext Schule“.  

Da das Land Niedersachsen die Landespsychiatrieberichterstattung neu 

organisiert hat und den Kommunen seit 2022 individuelle Feedbackberichte 

vorlegt, die auch vergleichend auf die Unterbringungen nach NPsychKG 

eingehen, finden Sie auf Seite 103 eine Tabelle aus dem Feedbackbericht für 

die Stadt Oldenburg des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Gleichstellung. Somit geht der Sozialpsychiatrische Plan 

parallel auf aktuelle Daten ein, die auf Landesebene bezogen auch in der 

Psychiatrieberichterstattung zu finden sind.  

Auf der inneren hinteren Umschlagseite finden Sie zudem eine vom Landes-

fachbeirat Psychiatrie Niedersachsen etablierte grafische Darstellung 

(„Ampeldarstellung“) der psychiatrischen Hilfen. Die tabellarische Übersicht 

ermöglicht Ihnen einen schnellen Überblick über die regionalen Angebote der 

psychiatrischen Versorgung der Stadt Oldenburg, die im Verbund stetig 

diskutiert wird.  

http://www.psychiatrieberichterstattung.de/
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An dieser Stelle möchten wir Sie gerne auf zwei andere Veröffentlichungen 

und spannende Themen hinweisen: 

Das Deutsche Ärzteblatt hat sich dem Thema Künstliche Intelligenz (KI) und 

der Online-Psychotherapie angenommen. Einen kompakten Blickwinkel auf 

diese Thematik finden Sie direkt auf der Seite des deutschen Ärzteblattes 

unter www.aerzteblatt.de in der Ausgabe 3/2025 

Weiterhin hat die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, 

Psychosomatik und Nervenheilkunde e. V (DGPPN) ein Positionspapier 

veröffentlicht zum Thema Gewalttaten durch Menschen mit psychischen 

Erkrankungen. Sie finden das ausführliche Dokument unter www.dgppn.de. 

Einen Abschnitt des Positionspapiers finden Sie auch auf den Seiten 25 bis 30 

in diesem Plan. 

Liebe Leserinnen lieber Leser, unser herzlicher Dank gilt abschließend allen 

Autorinnen und Autoren dieser Fortschreibung des Sozialpsychiatrischen 

Plans! 

Zum Schluss noch ein Hinweis: Die Verfasserinnen und Verfasser der einzel-

nen Beiträge wurden im Vorfeld um gendergerechte Sprache gebeten. Wir 

haben uns bei Beiträgen, in denen dies von ihnen mit Sonderzeichen gelöst 

wurde, auf die Schreibweise beider Geschlechter festgelegt. In einigen Beiträ-

gen wurde auf Wunsch der Autorinnen und Autoren zugunsten der besseren 

Lesbarkeit auf das Gendern verzichtet, grundsätzlich sind alle Personen 

angesprochen (w/m/d).  

Wir möchten zudem ausdrücklich darauf hinweisen, dass die jeweiligen 

Autorinnen und Autoren der Leserbriefe oder der Artikel für die Inhalte ihrer 

Publikationen selbst verantwortlich sind und dass deren Inhalt zum Teil nicht 

der Auffassung des Sozialpsychiatrischen Dienstes der Stadt Oldenburg 

entspricht. Bei Leserbriefen behalten wir uns darüber hinaus Kürzungen vor.  

http://www.aerzteblatt.de/archiv
https://www.dgppn.de/_Resources/Persistent/1f667856be98bbe571b999d338a0fbc9ef506bdf/DGPPN_Positionspapier_Pr%C3%A4vention%20von%20Gewalttaten_07072025_web.pdf
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Wir wünschen den Lesenden dieser Fortschreibung des Sozialpsychiatrischen 

Plans viel Freude bei der Lektüre und freuen uns auf Rückmeldungen, Anre-

gungen und Diskussionen. Alles verbunden mit dem Ziel, die Hilfen für psy-

chisch erkrankte Menschen zu verbessern. 

 
 
 
Elisabeth Janssen     Dr. phil. Christina Vesterling 
     
Sozialpädagogin, B.A.    Diplom-Psychologin 
 
 
Erziehungs- und      Kinder-  und  
Bildungswissenschaftlerin, M.A.  Jugendlichenpsychotherapeutin 
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1. Berichte, Stellungnahmen und neue Angebote   

Suizidalität und Schule – noch immer ein Tabuthema 

Forschungsprojekt des Sozialpsychiatrischen Dienstes und der Universität Oldenburg 
Elisabeth Janssen im Interview mit Dr. Peter Orzessek, Dr. Christina Vesterling und Prof. Dr. Ute von 

Düring 

 

Suizidgedanken, -pläne und -ankündigungen von Schülerinnen und Schülern 

sind Krisensituationen, mit denen Lehrkräfte in der Schule immer häufiger 

konfrontiert werden. Laut dem Statistischen Bundesamt war im Jahr 2023 

Suizid die häufigste Todesursache bei 10- bis unter 25-Jährigen. Der 

Lebensmittelpunkt von Kindern und Heranwachsenden ist zum großen Teil die 

Schule. Hier ist nicht nur der Ort für Lernen und Bildung, sondern gleichwohl 

der Ort für Begegnung, Interaktion und Austausch mit Gleichaltrigen, aber 

auch mit Lehrkräften. So bieten Schulen auch Raum, um Probleme und 

Sorgen anzusprechen und jemanden zu finden, dem man sich anvertrauen 

kann. 

Doch was passiert, wenn die Sorgen und Probleme so groß sind, dass kein 

anderer Ausweg gesehen wird, als sich das Leben zu nehmen? Was, wenn 

eine solche Information an die Lehrkraft herangetragen wird? Wie spricht man 

darüber? Und vor allem: Was kann dann wirklich helfen? 

Diesen Fragen widmet sich seit Juli 2024 die Fachdienstleitung des 

Sozialpsychiatrischen Dienstes, Dr. Christina Vesterling. Gemeinsam mit Prof. 

Dr. Ute von Düring von der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg hat sie 

das Forschungsprojekt „Awareness und Mental Health Literacy von 

Lehrkräften zum Thema Suizidprävention und -intervention in der Schule“ ins 

Leben gerufen, das bereits nach Beschluss von Stadtverwaltung und 

Präsidium der Universität als eines der zentralen Projekte in das 

Arbeitsprogramm 2025 der Strategischen Kooperation beider Partner 

aufgenommen wurde. 

Im folgenden Interview geben Dr. Christina Vesterling und Dr. Peter Orzessek 

vom Sozialpsychiatrischen Dienst sowie Prof. Dr. Ute von Düring Einblicke in 

das Forschungsprojekt und dessen Ziele. 
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Frau Dr. Vesterling, was ist das große Ziel hinter Ihrem 

Forschungsprojekt? 

Wir müssen dieses Thema endlich angehen, denn Suizid – besonders im 

Jugendalter – ist immer noch ein Tabu in unserer Gesellschaft. Das darf auf 

keinen Fall so bleiben. Gerade in Schulen müssen wir darüber sprechen, auch 

wenn es schwerfällt. Weder die Betroffenen noch die Mitarbeitenden in den 

Schulen sollen damit alleine gelassen werden, wenn sie von Suizidgedanken, 

-plänen oder -absichten bei Schülerinnen und Schülern erfahren. In solchen 

Situationen fühlen sich die Mitarbeitenden oft hilflos und ohnmächtig. Wenn es 

jedoch in der Schule gelingt einen hilfreichen Dialog zu führen, dann ist nicht 

nur den betroffenen Kindern und Jugendlichen geholfen, sondern auch den 

Mitarbeitenden und darüber hinaus den Eltern. 

Herr Dr. Orzessek, was genau war der Anlass für die Initiierung des 

Forschungsprojekts?   

Bei uns im Sozialpsychiatrischer Dienst haben sich immer wieder Lehrkräfte 

oder Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter gemeldet, wenn es bei 

ihnen in der Schule eine Schülerin oder einen Schüler mit Suizidgedanken 

oder Suizidabsichten gab und sie selbst nicht sicher waren, was zu tun ist. 

Außerdem haben wir in den Gremien des Sozialpsychiatrischen Verbundes, 

dessen Geschäfte wir gemäß des Niedersächsischen Psychisch Kranken 

Gesetzes (NPsychKG) führen müssen, immer wieder die Rückmeldung der 

Teilnehmenden bekommen, dass das System Schule hier nicht ausreichend 

aufgestellt ist – weder in der Prävention, noch bei Interventionen oder in der 

Aus- und Fortbildung von Lehrkräften. Zudem berichteten die Medien im 

vergangenen Jahr über ein privates Start-up, dass sich der 

Lehrkräfteausbildung in diesem Bereich widmen möchte. Wir sehen hier 

jedoch die öffentliche Hand in der Verantwortung und die Notwendigkeit mit 

wissenschaftlichen Methoden eine Grundlage zu schaffen, auf deren Basis 

Hilfen und Angebote entwickelt werden können. Denn derzeit ist noch zu 

wenig bekannt und das, was schon bekannt ist, wird unzureichend 

kommuniziert. 
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Frau Prof. Dr. von Düring, können Sie uns verschiedene Arbeitsschritte 

aus ihrem Forschungsprojekt nennen? Wie funktioniert Forschung hier? 

Zunächst einmal ist es wichtig, sich einen Überblick über das Thema zu 

verschaffen und herauszufinden, wer bereits daran forscht und welche 

Erkenntnisse es dazu schon gibt. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

erstellen dazu Übersichtsarbeiten wie zum Beispiel Metaanalysen oder 

Systematik Reviews. Das haben wir in einem ersten Schritt bereits getan und 

auf internationaler Ebene geschaut, was es schon alles zum Thema gibt. 

Weiter wollten wir wissen, ob es in den Bundesländern Erlasse oder 

Anweisungen gibt, auf die Lehrkräfte zugreifen können, um in krisenhaften 

Situationen Handlungsorientierung zu finden. Eine solche bundesweite 

Dokumentenanalyse wird von uns nun erstellt. Wir freuen uns sehr darüber, 

dass das Niedersächsische Kultusministerium uns dabei Unterstützung 

zugesagt hat. Im nächsten Schritt wird es darum gehen, bei Betroffenen und 

Lehrkräften direkt nachzufragen, also empirische Forschung zu machen. 

Dabei möchten wir sie nicht nur befragen, sondern wünschen uns, dass sie mit 

uns gemeinsam in den Forschungsprozess einsteigen – und so selbst zu 

Forschenden werden. Am Ende wollen wir alle gewonnenen Erkenntnisse 

transparent kommunizieren und sie in die Aus-, Fort- und Weiterbildung von 

Lehrkräften und in die Beratung von Schülerinnen und Schülern 

implementieren. 

Herr Dr. Orzessek, das klingt beeindruckend aber auch aufwendig. Ist 

denn Forschung auch eine Aufgabe der Stadtverwaltung? 

Sicherlich denkt man bei der Stadtverwaltung nicht zuerst an Forschung. 

Tatsächlich gibt es aber mehrere Aspekte, die verdeutlichen, dass es zu 

unseren Aufgaben gehört. Zum einen ist es Teil unseres gesetzlichen Auftrags 

nach NPsychKG, Bedarfe aufzeigen und Versorgungslücken zu schließen. 

Wie bereits erwähnt, wurden uns Lücken zum einen von außen aufgezeigt, 

zum anderen erleben wir sie selbst in unserer täglichen Arbeit. Um diese 

Versorgungslücke genau beschreiben zu können und sie fachlich vernünftig zu 

schließen, braucht es Erkenntnisse, die jedoch noch nicht ausreichend 
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vorliegen. Die Bürgerinnen und Bürger können von uns erwarten, dass wir 

diese Aufgabe gründlich und wissenschaftlich fundiert erledigen. Darüber 

hinaus sind wir als Sozialpsychiatrischer Dienst auch Teil des Öffentlichen 

Gesundheitsdienstes (ÖGD). Im Leitbild des ÖGD, das von der 

Gesundheitsministerkonferenz ausdrücklich begrüßt wird, ist festgehalten, 

dass Wissenschaftlichkeit eine unverzichtbare Grundlage des ÖGD ist und 

dass der ÖGD eine enge Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen 

Einrichtungen, insbesondere auch im Bereich Forschung und Lehre benötigt. 

Die Quelle dazu finden sie online unter www.bvoegd.de/leitbild.  

Frau Prof. Dr. von Düring, das alles kostet doch bestimmt viel Geld und 

Personal. Wie finanziert sich so ein wichtiges Forschungsvorhaben 

eigentlich? 

Momentan finanzieren wir alles aus eigenen Bordmitteln. Aus meiner 

Arbeitsgruppe sind Frau Dr. Naska Goagoses und Frau Dr. Jessica Wilke als 

koordinierende Projektmitarbeiterinnen beteiligt. Genauso wie Dr. Vesterling, 

Dr. Orzessek und ich haben auch sie viele weitere Aufgaben. Im weiteren 

Projektverlauf, wenn es in die empirischen Erhebungen geht, werden die 

Kapazitäten von uns fünf nicht mehr ausreichen und wir werden deshalb 

Drittmittel beantragen müssen. 

Frau Dr. Vesterling, möchten Sie noch etwas ergänzen? 

Ich bin sehr stolz darauf, dass wir Teil der strategischen Kooperation zwischen 

der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg und der Stadt Oldenburg sind, 

um gemeinsam – auch mit Oldenburger Bürgerinnen und Bürgern – durch 

Vernetzung von Wissenschaft und Praxis eine optimale Versorgungsstruktur 

im Sinne der Menschen zu entwickeln. 

 

 

 

 

 

https://www.bvoegd.de/leitbild/
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Kontakt 

Wenn Sie mehr zu diesem Forschungsprojekt erfahren möchten, können Sie 

sich gerne per E-Mail an Dr. Jessica Wilke unter jessica.wilke@uol.de und Dr. 

Peter Orzessek unter dr.peter.orzessek@stadt-oldenburg.de wenden. 

 

Wo bekomme ich Hilfe? 

Sollten Sie selbst Suizidgedanken haben oder solche bei anderen Personen 

wahrnehmen, zögern sie nicht den Notruf 112 zu wählen. Kostenfreie und 

anonyme Hilfe bietet auch die Telefonseelsorge unter 0800 1110111 oder 

0800 1110222.
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Die zentegra feiert 30 Jahre Eingliederungshilfe – Jubiläumsfest mit Kai 

Bosch am Julius-Mosen-Platz 
Zentegra gGmbH  

Oldenburg – Mit einem großen Fest am Julius-Mosen-Platz hat die zentegra 

kürzlich das 30-jährige Jubiläum der Werkstatt und der Tagesstätte gefeiert. 

Die Werkstatt der zentegra gGmbH ist auf mehrere Standorte in Oldenburg 

verteilt, wobei der Großteil in der Ammergaustraße zu finden ist. Das Angebot 

für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist vielfältig und reicht von der 

Industriemontage über die Kistenwäsche hin zur Hauswirtschaft und Kantine. 

Dabei sind die Schlosserei und die Tischlerei besonders erwähnenswert, da 

diese Gewerke sehr nah am ersten Arbeitsmarkt angesiedelt sind. Aufträge 

von Privat- und Gewerbekunden werden mit den Teilnehmerinnen und 

Teilnehmern angenommen und umgesetzt. Die Arbeiten finden einerseits in 

der Werkstatt selbst statt, aber auch bei den Kunden direkt vor Ort. Dies ist 

eine wunderbare Erprobung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer und 

vermittelt diesen einen sehr guten Eindruck über die Arbeit für und mit dem 

Kunden. An den anderen Standorten in Oldenburg betreibt die Werkstatt 

erfolgreich ein Café am Alten Stadthafen und eine Fahrradwerkstatt in der 

Kaiserstraße.  

Die Tagesstätte ist in der Rudolf-Diesel-Straße, gleich neben der 

psychiatrischen Rehabilitationsklinik der Zentegra (RPK), zu finden. Hier wird 

den teilnehmenden Menschen Unterstützung und Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben angeboten und diese gefördert. Die Tagesstätte 

bietet eine geregelte Tagesstruktur, fördert die Selbständigkeit und ermöglicht 

soziale Kontakte.  

Mit dem Jubiläum blickt die Zentegra gGmbH auf drei Jahrzehnte erfolgreicher 

Arbeit für Menschen mit Unterstützungsbedarf zurück. Bei strahlendem Wetter 

versammelten sich Teilnehmende, Unterstützende, Mitarbeitende und 

Interessierte, um gemeinsam das Jubiläum zu begehen. Der Ort der 

Feierlichkeiten ist dabei kein Zufall, denn das Jubiläum sollte in der Mitte der 
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Öffentlichkeit stattfinden, um den Teilnehmerinnen und Teilnehmern die 

Chance zu bieten, nach außen zu treten, und andererseits Passanten und 

Interessierten einen Einblick in die Arbeit der Zentegra zu geben. 

Das Fest bot ein buntes Programm: Mit einer Siebdruckmaschine konnten 

nachhaltige und individuelle Baumwolltaschen mit dem Logo der Zentegra 

oder dem Propeller bedruckt werden. So manche Hände blieben dabei nicht 

frei von Farbe – die Beteiligten hatten sichtlich Spaß. Für die Kleinsten gab es 

ein Angebot in Form von Kinderschminken mit Farbe oder kleinen temporären 

Tattoos. Für das leibliche Wohl war gesorgt – mit einer Besonderheit: In 

Kooperation mit Stefans Bauernladen wurden unterschiedliche Zentegra-

Bratwürste, die „Hafengriller“ angeboten. Dabei erfreute sich die Kombination 

aus Duroc-Schwein mit Seegras großer Beliebtheit. Wer nur etwas Süßes 

mochte, konnte sich beim frisch zubereiteten Popcorn bedienen. Ein 

Getränkewagen rundete das Angebot ab.  

Highlight des Tages war dabei die humorvolle Show des bekannten 

Comedians Kai Bosch, der mit seinem Soloprogramm „Tagträumer“ das 

Publikum zu unterhalten wusste. Die Veranstaltung war geprägt von einer 

entspannten Atmosphäre im Freien, die den Tag zu einem besonderen 

Erlebnis machte. 

 „Es ist schön zu sehen, wie sehr unsere Angebote in der Stadt angekommen 

sind“, sagte Philip Bangen (Geschäftsführer), der die Veranstaltung eröffnete. 

„Seit 30 Jahren setzen wir uns dafür ein, Menschen mit Unterstützungsbedarf 

in die Mitte der Gesellschaft zu holen.“ Die Zentegra wurde gegründet, um 

Menschen mit Behinderung oder Unterstützungsbedarf eine Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen. Das Jubiläumsfest zeigte, wie sehr 

diese Arbeit in Oldenburg geschätzt wird und wie wichtig inklusive 

Gemeinschaften sind. 

Das Fest war nicht nur ein Rückblick auf die vergangenen Jahre, sondern 

auch ein Ausblick auf die zukünftigen Projekte und Initiativen der Einrichtung. 
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Das Team freut sich auf weitere Jahre voller Begegnungen, Entwicklung und 

gelebter Inklusion. 

„Wir danken allen, die dieses Jubiläum möglich gemacht haben“, so Philip 

Bangen. „Gemeinsam wollen wir weiterhin für eine inklusive Gesellschaft 

eintreten.“ 

Das Jubiläumsfest der Zentegra war ein voller Erfolg und unterstrich die 

Bedeutung der Einrichtung als integrativen Ort im Herzen Oldenburgs. 

 
Kontakt:  
zentegra gGmbh,  
Telefon: 0441 2188210  
info@zentegra.de  

 

tel:+4944197213222
mailto:info@zentegra.de
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Schulbegleitung nach § 35a SGB VIII – was kann Eingliederungshilfe 

leisten? 

Kathrin Buth, Christine Bregen, Nina Knoop & Simona Kontschakowsky (Buth und Michnik GmbH) 

 

Die Buth und Michnik GmbH arbeitet seit 2017 mit dem Auftrag der 

Eingliederungshilfe in der Schulbegleitung. Während die Begleitung von 

Schülerinnen und Schülern mit körperlicher und/oder geistiger Behinderung in 

unserer Einrichtung gleichbleibende Zahlen aufweist, wächst der Bedarf an 

Begleitung für Schülerinnen und Schüler, die von seelischer Behinderung 

bedroht oder betroffen sind, kontinuierlich.  

Rund 97 Prozent unserer Begleitungen sind nach § 35a SGB VIII bewilligt. 

Der § 35a SGB VIII definiert die Behinderung einer Person, “wenn 1. ihre 

seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate 

von dem für ihr Lebensalter typischen Zustand abweicht, und 2. daher ihre 

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine solche 

Beeinträchtigung zu erwarten ist”. 

Schulbegleitung als Maßnahme der Eingliederungshilfe wird entsprechend 

bewilligt, wenn die Schülerin oder der Schüler eine von Fachärztinnen und 

Fachärzten diagnostizierte (drohende) Behinderung aufweist und der 

Fachdienst Eingliederungshilfe des Amtes für Teilhabe und Soziales in der 

Bedarfsprüfung eine aus der Behinderung resultierende 

Teilhabeeinschränkung feststellt. Voraussetzung ist immer die Beantragung 

der Hilfe durch die Personensorgeberechtigten. Schulbegleitung ist als 

nachrangige Leistung gesetzlich verankert und greift immer dann, wenn 

schulische Inklusionsbemühungen nicht ausreichen. Im Bereich der seelischen 

Behinderung entsteht ein breites Spektrum an Begleitungsbedarfen. 

 

Wir erleben Schülerinnen und Schüler mit ausgeprägten Anpassungs- und 

Bindungsstörungen, die sich sowohl in impulsiven, ausagierenden 

Verhaltensweisen als auch in Rückzugstendenzen, Verweigerung und 

Dissoziation zeigen. 
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Wir erleben Schülerinnen und Schüler, deren Schulalltag von einer massiven 

Stigmatisierung geprägt ist, die sich in ihrem Selbstwert herabsetzen und 

destruktive Strategien entwickeln, um den Schulbesuch aufrecht erhalten zu 

können.  

Geprägt sind die meisten Begleitungen durch das Bedürfnis nach echter 

Beziehung bei gleichzeitiger Überzeugung, dass Vertrauen in die 

Erwachsenenwelt mit Enttäuschung einhergeht. Der Vertrauensaufbau ist ein 

andauernder Prozess, der nicht linear verläuft und von immer 

wiederkehrenden Grenztestungen geprägt ist.  

Was muss Schulbegleitung also leisten können?  

Unter der Maßgabe der anspruchsvollen Bedarfe der begleiteten Schülerinnen 

und Schüler bewegt sich Schulbegleitung in einem herausfordernden 

Arbeitsfeld, ohne auf einen maßgeschneiderten anerkannten Ausbildungsberuf 

zurückgreifen zu können.  

Schulbegleitung sieht sich konfrontiert mit therapeutischen Bedarfen, ohne 

therapeutisch arbeiten zu können. 

Schulbegleitung bewegt sich im überlasteten System Schule, ohne 

Lehraufgaben übernehmen zu können. 

Schulbegleitung arbeitet mit Eltern, die zum Teil Jugendhilfebedarf aufweisen, 

ohne im System Familie sozialpädagogisch arbeiten zu können. 

Was kann Schulbegleitung leisten?  

Schulbegleitung unterstützt die Teilhabe am Schulleben.  

Schulbegleitung leistet Beziehungsarbeit und schafft dadurch die Basis für 

Schülerinnen und Schüler, ihre Potenziale erkennen und ausschöpfen zu 

können.  

Schulbegleitung richtet den Blick auf einzelne Schülerinnen und Schüler und 

bezieht das Lernumfeld dabei systemisch mit ein (im Oldenburger Modell der 

pauschalierten Schulbegleitung). Individualisierte Regelungen und 
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Vorgehensweisen werden durch Schulbegleitung initiiert und umgesetzt, 

sodass auch Schülerinnen und Schüler, die nicht in der Masse mitschwimmen 

können, ihre Ziele erreichen können.  

Schulbegleitung stärkt den positiven Blick der Schülerin und des Schülers auf 

sich selbst, übt Aspekte von Selbst- und Fremdwahrnehmung und entwickelt 

mit der Schülerin und dem Schüler daraus resultierende Handlungsstrategien 

zur Bewältigung von Teilhabehürden. 

Schulbegleitung steht dem Kind bedingungslos und partnerschaftlich zur Seite, 

ohne einen Leistungsanspruch zu stellen oder Bewertungen vorzunehmen. 

Schulbegleitung basiert immer auf Freiwilligkeit und findet nicht im 

Zwangskontext statt. Unsere Arbeit verstehen wir als Angebot. Die 

Bereitschaft der Schülerinnen und Schüler in Zusammenarbeit zu treten, 

unterstützen wir über unser Beziehungsangebot. 

Kann Schulbegleitung jeder machen? 

Eindeutig nein. Sowohl bei fachlich ausgebildetem Personal als auch bei 

fachfremdem Personal ist uns die persönliche Eignung der Schulbegleitungen 

und ihre pädagogische Haltung am wichtigsten.  

Wir erwarten die innere Überzeugung, dass hinter jedem destruktiven 

Verhalten eines Menschen ein ungestilltes Bedürfnis steht und jeder Mensch 

nach sozialer Zugehörigkeit strebt. 

Den Wunsch, dazuzugehören, als Grundbedürfnis anzuerkennen, schafft 

Basis, den Menschen in seiner Bedürftigkeit anzunehmen und 

wertzuschätzen.  

Die herausfordernde Tätigkeit der Schulbegleitung bedarf aus unserer Sicht 

selbst wiederum einer guten fachlichen Begleitung und Anleitung durch die 

einrichtungsinternen Leitungskräfte, die auf Koordinationsebene fest in den 

Teams an den Schulen vor Ort verankert sind. Der fachliche Blick von außen 

unterstützt dabei im belasteten System Schule den Fokus beim Auftrag der 

Eingliederungshilfe zu halten und Handlungen entsprechend den Potenzialen 
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und Bedarfen der Schülerinnen und Schüler auszurichten, nicht nach den 

Befindlichkeiten der erwachsenen Akteure.  

Dabei bedarf es ständig dem einrichtungsinternen Bewusstsein, aber auch der 

Klärung und Abstimmung mit den Kooperationsinstitutionen: Welche 

(inklusiven) Ziele setzen wir uns? Hat sich der Mensch dem System 

anzupassen oder wollen wir gemeinsam das System an die Bedarfe der 

Schülerinnen und Schüler anpassen? Was zählen wir als Erfolg? Ist es die 

Leistung oder das Befinden der Schülerinnen und Schüler? Zählt der Prozess 

oder das Ergebnis? 

Schulbegleitung bedarf einer immerwährenden Anpassung an die Bedarfe der 

Leistungsempfangenden, welche sich von den gesellschaftlichen, 

globalpolitischen und strukturellen Rahmenbedingungen geprägt zeigen. Für 

unsere Arbeit wünschen wir uns hierfür neben der klaren Abgrenzung im 

Auftrag Erkenntnis über die Prognosen der Maßnahme Schulbegleitung 

grundsätzlich. Wir streben an, eigene Statistiken zu führen und auf 

kommunaler Ebene und Landesebene zu finden.  

 
Kontakt: 
 
Geschäftsführung 
Kathrin Buth 
Nordstr. 1 
26135 Oldenburg 
0151-74515637 
k.buth@buthundmichnik.de 

 
 

mailto:k.buth%40buthundmichnik.de?subject=Neue%20Anfrage&body=Anfrage%3A
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Soziale Teilhabe – wichtig, um glücklich, gesund und psychisch stark zu 

sein und werden. Ein Erfahrungsbericht mit umsetzbaren Tipps. 
Irene Hedwig Stremetzne 

 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

mit meinem Artikel möchte ich soziale Teilhabe schmackhaft machen, zu 

einem Leben in Gemeinschaft ermutigen und von mir erfolgreich erprobte 

Wege zeigen, wie dieses gelingen kann und mir gelungen ist. 

Voranstellen möchte ich das Bekenntnis aus der TV-Sendereihe ‚Hour of 

Power‘ = „Ich bin ein geliebtes Kind Gottes – Das ist es, was ich bin – und das 

ist die Wahrheit! Niemand kann mir das nehmen. Ich brauche mir keine 

Sorgen zu machen! Ich kann meinem Freund Jesus vertrauen und seine Liebe 

mit meinem Nächsten teilen.“ 

Starke Worte! Dadurch sehen wir, dass eine positive Haltung mir selbst und 

meinem Mitmenschen für eine erfolgreiche Teilhabe überaus förderlich ist! 

Was wir dabei nicht nötig haben: Uns durch meist selbstgebaute Hindernisse 

aus Angst, falscher Scham und Verlegenheit ausbremsen zu lassen! 

Im Gegenteil: Wir ziehen einen großen Gewinn daraus, wenn wir uns trauen, 

die eigene beschränkende Komfortzone zu verlassen und uns auf andere 

Menschen einlassen: 

 Wir erleben Freude und haben Spaß 

 Spüren Zuneigung und erfahren Nähe. 

 Empfangen uns geben Wertschätzung 

 Gewinnen an Bedeutung 

 Abwechslung und Unterhaltung 

 Anregung und Austausch 

 Insgesamt entsteht uns ein gutes Gefühl. 

 Und der Psyche tut es gut und stärkt sie. 

Wenn ich, vorbereitend, bei mir selbst anfange: 
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Mit einem gesunden Selbstwertgefühl und Selbstbewusstsein: „Ich bin schwer 

in Ordnung“, und indem ich vom Mitmenschen das Beste annehme: „Du bist 

okay“ 

- Bereit und geduldig sein, dem Nächsten aufmerksam zuzuhören und ihn 

und sich selbst achtsam wahrnehmen 

- Generell mit sich und dem Mitmenschen geduldig sein – und 

dranbleiben! 

Was kann ich tun, um ein gutes Selbstwertgefühl zu erlangen? 

Ich habe vor dem Spiegel trainiert und ein sympathisches Lächeln dabei 

gezeigt. 

Die Autorin Ashley Zipper schreibt dazu ermutigend: „Dein Lächeln verzaubert 

dich und lässt dein Gesicht leuchten. Es macht dich weich und sympathisch. 

Dein Strahlen zieht andere Menschen an und schenkt Freude. Wenn Du 

lächelst, bist du einfach unwiderstehlich.“ 

Weiterhin: Zeit investieren und sich durch äußerlich hübsch machen mit Frisur, 

einem gecremten Gesicht und Lippen und interessanter geschmackvoller 

Kleidung. 

Aufrechter, federnder Gang, stabile Körperhaltung. 

Wenn ich mich für soziale Teilhabe entschieden habe möchte ich die 

Gesellschaft meiner Mitmenschen genießen. Um mich dabei wohlzufühlen 

bedarf es Menschenkenntnis und von mir aus angemessene Umgangsformen. 

Ich selber finde Menschen interessant und spannend und beobachte sie gerne 

in Situationen des täglichen Lebens. Wie sich Menschen an öffentlichen Orten 

verhalten, auf Straßen und Plätzen, im Linienbus und Supermarkt. 

Ich beobachte die Menschen in Aktion, wen und was sie bei sich haben, wie 

sie gekleidet sind und wie sie sich bewegen und kommunizieren. Ich nehme 

ihre Körperhaltung wahr und den Ausdruck ihrer Gesichter. Gerne betrachte 



19 

ich Familien, Eltern mit ihren Kindern, aber auch Kinder unter sich. Menschen 

auf der Ruhebank. 

Zusätzlich nehme ich Kontakt auf, spreche Menschen an vor der 

Supermarktkasse, am Band mit den Einkäufen. Leicht habe ich so nette kleine 

Gespräche erlebt, oder im Bus mit der Nachbarin auf dem Nebensitz. 

So gut vorbereitet nutze ich organisierte Angebote des gesellschaftlichen 

Lebens, die mir besonders gut gefallen. Gemeinsam ist dabei: 

- Die Angebote sind einladend für alle. 

- Sie kosten kein oder nur wenig Geld 

- Menschen die sich dort treffen, sind offen und bereit für ein Gespräch, 

freundlich und herzlich. 

Empfehlenswerte Beispiele in der Stadt Oldenburg: 

- Stadtteiltreff Dietrichsfeld (Bürgerfelde) offene Angebote dabei Café und 

Frühstück 

- Mehrgenerationenhaus Güstrower Weg, ebenfalls Bürgerfelde – für 

Jung und Alt. Speis und Trank, Geselligkeit, Infos. 

- LeNa (Lebendige Nachbarschaft beim Paritätischen). LeNa habe ich 

bisher nicht ausprobiert, das Angebot liest sich interessant. 

- Unbedingt empfehlenswert: InForum im PFL, auch Menschen unter 50 

Jahren sind willkommen. Interessante Vorträge sind auch ohne 

Anmeldung zugänglich. Sonst Kurse mit Anmeldung. 

- Ich selber nehme in diesem Semester an einem Englischkurs teil 

(English Fireplace) und treffe mich dabei jeden Dienstagnachmittag 

dazu mit netten und fröhlichen Menschen. Es gibt viel zu lachen. 

Meine „zweite Heimat“ ist die Gemeinde der Martin Luther-Kirche in 

Dietrichsfeld, Eupener Straße.  Dort herrscht eine besonders warmherzige 

Willkommenskultur. Niemand prüft deine Gesinnung, willkommen sind auch 

Konfessionslose und Angehörige anderer Religionsgemeinschaften. Alle sind 

gerne gesehen, niemand wird ausgegrenzt. Vor dem Gottesdienst am Sonntag 
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werden Ankommende herzlich begrüßt, die Veranstaltung ist für mich jedes 

Mal ein Highlight. Beim regelmäßigen Kirch-Kaffee hinterher im Gemeindesaal 

können wir uns locker und zwanglos bei Kaffee und Keksen in geselliger 

Runde austauschen. Zu Begegnung und Kulinarik innerhalb der Woche lädt 

die Gemeinde ein zum Eintopfessen (dienstags alle 14 Tage) und jeden 

Freitagnachmittag zum Begegnungscafé mit Kaffee und Kuchen. Herzliche 

Einladung! 

Fazit: Niemand braucht in Oldenburg einsam zu sein und bleiben! 

Daher, liebe Leserin, lieber Leser: 

- Raffen Sie sich auf, und entschließen Sie sich zu einem interessanten 

und spannenden Leben in netter Gemeinschaft! 

- Seien Sie mutig und aufgeschlossen, geduldig und ausdauernd. 

Das Leben wird Sie dafür belohnen! 

Viel Erfolg damit, vielleicht treffen wir uns dabei! 

 
Kontakt: 
Den Kontakt zur Autorin vermitteln wir gerne.  
Wenden Sie sich dazu einfach an: 
Sozialpsychiatrischer Dienst Stadt Oldenburg - FD 534  
Industriestraße 1b , 26122 Oldenburg 
sozialpsychiatrischerverbund@stadt-oldenburg.de 
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Wie umgehen mit mentalen Notlagen? Erste Hilfe für psychische 

Gesundheit - ein praxisnaher Einblick in „Mental Health First Aid" 

(MHFA) an der Universität Bremen 
Simone Oelze Gesundheitsmanagerin Universität Bremen 

 

„Ich hätte so gerne geholfen - aber ich wusste nicht, wie!" Dieser Satz steht 

stellvertretend für zunehmend mehr Anfragen, die das Betriebliche 

Gesundheitsmanagement an der Universität Bremen erreichen. Dabei geht es 

nicht um inhaltliche Fragen zum Studium, das über den Kopf wächst, oder zur 

ergonomischen Arbeitsplatzgestaltung aufgrund von Rückenschmerzen. 

Hintergrund sind häufig psychische oder seelische Notlagen von 

Beschäftigten sowie Studierenden. Und der Umgang damit ist deutlich 

schwieriger als zum Beispiel die Versorgung einer Wunde nach 

Schnittverletzungen oder das Einrichten einer stabilen Seitenlage nach einem 

Sturz mit dem Fahrrad. Letzteres sind erkennbare Notsituationen, deren 

Umgang wir im klassischen Erste-Hilfe-Kurs für körperliche Gefahren 

erlernen. Doch was tun, wenn der Mitarbeitende Anzeichen einer 

Suchterkrankung zeigt, eine Studierende über Angststörungen berichtet oder 

die Kollegin Suizidgedanken äußert? Hier kann eine situationsgerechte 

Ansprache bereits im allerersten Schritt hilfreich sein. Allerdings sind wir im 

adäquaten Umgang mit dieser schwierigen Situation nicht geübt. Um auch in 

solchen Notfällen Erste Hilfe leisten zu können, bietet das Betriebliche 

Gesundheitsmanagement den Beschäftigten der Universität Bremen an, sich 

als „Mental Health First Aid Ersthelferinnen und Ersthelfer für psychische 

Gesundheit" im Schulungsprogramm „Mental Health First Aid" ausbilden zu 

lassen. 

Was ist Mental Health First Aid (MHFA)? 

MHFA ist ein globales Programm, das seinen Ursprung im Jahr 2000 in 

Australien hat. In Deutschland besteht dieses Angebot seit 2019 über das 

Zentralinstitut für Seelische Gesundheit in Mannheim, eine 

Forschungseinrichtung, die in Partnerschaft mit der Beisheim Stiftung arbeitet. 

Für uns als Universität ist es besonders wichtig, für dieses sensible Thema eine 
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wissenschaftliche Grundlage zu haben. Dies war ausschlaggebend für die 

Entscheidung für MHFA. Das Programm wird seit Beginn wissenschaftlich 

begleitet und evaluiert. Besonders gut belegt, ist die Wirksamkeit des Kurses auf 

die Ersthelfenden, deren Kompetenzen hinsichtlich Wissen und Ins-Handeln-

Kommen erhöht werden. Dies ist für uns ein ausschlaggebender Punkt, da wir 

niederschwellig Hilfe im Alltag anbieten wollen. Schwieriger zu greifen ist, 

wieviel Hilfe bei den Betroffenen ankommt. Was darin begründet liegt, dass die 

Hilfesuchenden nicht statistisch erfasst werden. Dies ist natürlich ein 

besonders interessanter Punkt. Daher prüfen wir aktuell, ob wir mit eigenen 

Ressourcen vom Campus und in Begleitung der Techniker Krankenkasse die 

Ausbildungen zumindest qualitativ mit einer Evaluation begleiten können. 

Wo setzt das Programm an - und was lerne ich? 

Das Programm ist vor allem praxisnah und aus konkreten Bedarfen heraus 

entstanden. Um sich ausbilden zu lassen, werden keine Vorkenntnisse benötigt; 

es richtet sich an Laien. Neben theoretischer Wissensvermittlung werden 

konkrete Erste-Hilfe-Maßnahmen bei sich entwickelnden psychischen 

Gesundheitsproblemen und bei akuten psychischen Krisen erlernt und durch 

praktische Übungen gefestigt. Beschäftigte, die die Ausbildung durchlaufen 

haben, haben ihr Wissen über psychische Gesundheit verbessert, das 

Vertrauen in die eigenen Helferkompetenzen gesteigert und die eigene 

psychische Gesundheit gestärkt. Aber auch stigmatisierendes Verhalten 

vermindert sich. 

Wie war der organisatorische Weg zum Schulungsprogramm? 

Erste Kontakte hierhin gab es bereits vor mehreren Jahren, auch durch die 

schwierige Corona-Lage bedingt. Die Initiative hat sich aus einem 

gemeinsamen Projekt der Universität mit der Techniker Krankenkasse zu 

Mentalstrategien für Beschäftigte ergeben1. Hieraus ließ sich der Bedarf für 

weiterführende Maßnahmen zur mentalen Gesundheit ableiten. Gerade 

Beschäftigte mit Beratungsfunktion wandten sich ratsuchend vermehrt an das 

Betriebliche Gesundheitsmanagement (BGM). Hier wurde deutlich, dass 
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Kompetenzen im Umgang mit psychisch belasteten Studierenden und 

Mitarbeitenden aufgebaut werden müssen. Ziel war es, die psychische 

Gesundheit von Mitarbeitenden und Studierenden strukturell in der Universität 

zu verankern, indem ein neues Unterstützungsangebot etabliert wird. 

Entsprechend ging die Initiative für das Projekt von der Personalentwicklung 

und dem BGM aus. Hier gingen besonders viele Rückmeldungen aus den 

Beratungseinrichtungen ein. Im Sinne der Partizipation, einem wichtigen 

Qualitätskriterium im Gesundheitsmanagement der Universität Bremen, 

sollten im weiteren Planungs- und Umsetzungsprozess die Zielgruppen aktiv 

mit einbezogen werden. Vorab wurden auch aktiv weitere Stellen, die offen 

und interessiert waren, wie zum Beispiel die Psychologische Beratung und 

Sozialberatung des Studierendenwerks Bremen (PBS), die Kontakt- und 

Informationsstelle für Studierende mit Behinderung oder chronischer 

Erkrankung (KIS) sowie der Fachbereich 11 Human­ und 

Gesundheitswissenschaften angesprochen. Im weiteren Verlauf wurden die 

entscheidenden Stakeholder an Bord geholt und in die Entwicklung des 

Projekts einbezogen. Hier spielten insbesondere die Mitglieder des BGM-

Steuerkreises eine entscheidende Rolle, federführend die Kanzlerin, die 

Gremienvertreterinnen und Gremienvertreter, die Arbeitssicherheit und die 

Betriebsärztinnen und -ärzte, aber auch die Betriebliche Sozialberatung. 

Berücksichtigung fanden auch benachteiligte Personengruppen wie 

Studierende mit Behinderung oder chronischen Erkrankungen, aber auch das 

Diversity Management der Universität wurden eingebunden. 

In der Umsetzung war und ist für die Universität die Begleitung durch die 

Techniker Krankenkasse entscheidend. Grundlegend hierfür ist, dass das 

Projekt die Kriterien des im Leitfaden Prävention dargestellten 

Gesundheitsförderungsprozesses erfüllt. Hierdurch ist eine umfangreiche 

finanzielle Förderung möglich. 

Wer ist die Zielgruppe, welche Beschäftigten dürfen teilnehmen? 

Uns ist es wichtig, dass insbesondere Beschäftigte, die in ihrer Funktion viel 

Kontakt zu Menschen haben, teilnehmen. Damit können und wollen wir die 
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Multiplikatorenfunktion gezielt nutzen. Zielgruppe sind daher interessierte 

Beschäftigte, die eine beratende Funktion haben und/oder häufigen Kontakt 

zu Kolleginnen und Kollegen und/oder Studierenden. Entscheidend bei 

MHFA ist, dass es ein Programm für Laien ist! Hier sind wir tatsächlich sehr 

deutlich in der Kommunikation. Die Kolleginnen und Kollegen sind mit 

Abschluss der Ausbildung geschult und sensibilisiert und können in Notfällen 

unterstützend zur Seite stehen. Dies hat einen sehr hohen Mehrwert. Sie sind 

aber keine professionellen psychologischen Berater! Das Programm ist auch 

kein Ersatz für professionelle Diagnostik und Behandlung. Stattdessen sind sie 

aufgerufen und geschult, in Krisensituationen an professionelle Hilfe 

weiterzuleiten. 

Wird die Ausbildung gut angenommen? 

Ja, auf alle Fälle! Wir bieten bereits den 4. Kurs an und haben weiterhin 

Wartelisten. Insgesamt sind mit Stand September 2024 64 Ersthelfende an der 

Universität ausgebildet. Das Projekt wird verlängert und auch in 2025 

angeboten werden. 

Kontakt: 
 
Simone Oelze 
Gesundheitsmanagerin Universität Bremen 
Tel.: 0421 218-60862 
E-Mail: simone.oelze@vw.uni-bremen.de  
www.uni-bremen.de/bgm 
 
 
 

mailto:simone.oelze@vw.uni-bremen.de
http://www.uni-bremen.de/bgm
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Möglichkeiten der Prävention von Gewalttaten durch Menschen mit 

psychischen Erkrankungen 
Mit freundlicher Genehmigung der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, 

Psychosomatik und Nervenheilkunde e. V. (DGPPN), Positionspapier vom 23.06.2025 (Seite 10 bis 

13).  

Die Prävention von Gewalttaten durch Menschen mit psychischen 

Erkrankungen ist angesiedelt im Spannungsfeld zwischen dem Schutz der 

Gesellschaft und den Rechten der betroffenen Patientinnen und Patienten.  

 

Psychiatrisch-psychotherapeutische Behandlung 

Eine adäquate psychiatrische Behandlung kann das Risiko von Gewaltdelikten 

nachweislich deutlich senken. Bei krankheitseinsichtigen und 

behandlungsbereiten Patientinnen und Patienten kann das Risiko von 

Eskalationen durch eine kontinuierliche psychiatrisch-psychotherapeutische 

Betreuung langfristig minimiert werden. Eine kontinuierliche medikamentöse 

und psychotherapeutische Behandlung kann auch das Risiko von Rückfällen 

bei psychisch erkrankten Gewaltstraffälligen deutlich senken [39]. Behandelte 

Täterinnen und Täter mit Schizophrenie weisen sogar ein niedrigeres 

Rückfallrisiko auf als nicht-schizophrene Gewaltstraffällige [40]. Eine neuere 

Studie zu Amoktäterinnen und -tätern konnte aufzeigen, dass keine der als 

psychisch krank diagnostizierten Straffälligen – überwiegend mit Psychosen 

oder bipolaren Störungen – zum Zeitpunkt der Tat eine adäquate Therapie 

erhielten [41]. Eine effektive, langfristige ambulante Versorgung sollte somit 

der zentrale Ansatz zur Prävention von Gewalt durch psychisch erkrankte 

Menschen sein. Diese Erkenntnis unterstreicht die Notwendigkeit eines 

besseren Zugangs zu langfristig kontinuierlicher Behandlung, damit 

gewaltpräventiv eingegriffen werden kann. Um die Betroffenen mit schweren 

psychischen Störungen zu erreichen, sind flexible, bedarfsadaptierte 

ambulante Angebote nötig, die die Menschen bei Bedarf in ihrer 

Wohnumgebung aufsuchen (aufsuchende Angebote). Leider sind solche 

Angebote in der Regelversorgung aufgrund der aktuellen 
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Finanzierungsstrukturen nur schwer realisierbar; im Rahmen der 

vertragsärztlichen Behandlung ist eine ausreichend intensive ambulante 

Behandlung von Menschen mit schweren psychischen Störungen und 

Gewaltpotenzial kaum möglich. Auch den Psychiatrischen Institutsambulanzen 

(PIAs) der Krankenhäuser ist es nur in einzelnen Bundesländern möglich, 

intensiv und bei Bedarf aufsuchend zu behandeln; nämlich nur dort, wo 

Einzelleistungen nach dem Bayerischen Modell auskömmlich vergütet werden. 

Außerhalb der Regelversorgung ermöglichen einige Modellprojekte 

Krankenhäusern den flexiblen Einsatz ihrer Ressourcen: Sogenannte 

Capitation-Modelle, zum Beispiel das „Hamburger Modell“, gestatten 

Jahrespauschalen für bestimmte Patientengruppen, wie schwer erkrankte 

Psychosebetroffene [42]; auch ein Globalbudget ermöglicht den 

bedarfsorientierten Einsatz von Ressourcen (§ 64b Modelle [43]). Die 

Regierungskommission für eine moderne und bedarfsgerechte 

Krankenhausversorgung hat im Jahr 2023 in ihrer 8. Stellungnahme 

empfohlen, dass die modellhaft erprobten globalen Krankenhausbudgets nach 

§ 64b SGB V ausgeweitet und perspektivisch in die Regelversorgung überführt 

werden sollen [44]. Die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und 

Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde e. V (DGPPN) hat sich 

im Jahr 2024 in ihren Empfehlungen für eine Weiterentwicklung der 

psychiatrisch-psychotherapeutischen Versorgung durch das Krankenhaus 

dieser Empfehlung angeschlossen [45]. Auf Grundlage der beschriebenen 

Finanzierungsmodelle können multiprofessionelle, mobile Behandlungsteams 

aufgebaut werden, die Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen 

direkt in ihrem Lebensumfeld längerfristig, bedarfsorientiert, aufsuchend und 

intensiv behandeln (sogenannte Assertive Community Treatment (ACT-

)Teams). ACT-Teams können Betroffene behandeln, die zusätzlich zur 

psychischen Erkrankung weitere Risikofaktoren wie zum Beispiel 

Substanzkonsum, soziale Marginalisierung und Fluchthintergrund aufweisen. 

Auch die S3-Leitlinie Psychosoziale Therapien bei schweren psychischen 

Erkrankungen empfiehlt den Einsatz solch multiprofessioneller, aufsuchend 

arbeitender Teams [46]. 
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Die besondere Situation geflüchteter Menschen 

Die oben beschriebenen Angebote sollten auch Menschen mit Migrations- und 

Fluchthintergrund adressieren und dabei niederschwellig und kultursensibel 

sein. Geflüchtete erhalten aber nach § 4 AsylbLG für die Dauer von 36 

Monaten nur eingeschränkte Gesundheits- und Sozialleistungen; 

Behandlungsangebote erhalten sie lediglich als Akut- und Notfallversorgung 

und bei Schmerzen. Daraus resultiert eine eklatante und hochproblematische 

Versorgungslücke bei einer psychisch erheblich belasteten Personengruppe, 

die mehrere Risikofaktoren für das Begehen von Gewalttaten aufweist. Dazu 

gehören nicht nur die traumatischen Erfahrungen vor und während der Flucht, 

sondern auch die Belastungen in den ersten Jahren nach der Ankunft in 

Deutschland (zum Beispiel Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften mit 

eingeschränkter Privatsphäre, fehlender Zugang zum Arbeitsmarkt, 

eingeschränkte ökonomische Möglichkeiten [32, 33]). Diese Faktoren wirken 

sich negativ auf die psychische Gesundheit aus und können zugleich das 

Gewaltpotenzial verstärken.  

Soziale Integration und Teilhabe 

Parallel zur psychiatrisch-psychotherapeutischen Behandlung dient auch die 

Förderung der sozialen Integration und Teilhabe von Menschen mit schweren 

psychischen Störungen der Reduktion des Gewaltrisikos, da so 

Marginalisierung und weitere Risikofaktoren für Gewalttaten vermindert 

werden können. Auch diese Maßnahmen, die in den Bereich der 

Eingliederungshilfe fallen, müssen langfristig angelegt und im Lebensumfeld 

der Betroffenen, d. h. in der Gemeinde verortet werden. Die Erfahrung zeigt, 

dass die Assistenz und Begleitung durch Fachkräfte stabilisierend wirkt, 

Rückfälle vermindert und die Adhärenz für medizinische Maßnahmen erhöht. 

Entscheidend für den Erfolg der Angebote ist eine enge intersektorale und 

sozialgesetzbuchübergreifende Vernetzung und Kooperation der beteiligten 

Leistungserbringer aus dem SGB V, SGB VIII und SGB IX. Nur so ist im sich 

abzeichnenden Krisenfall auch eine frühzeitige Intervention möglich.  
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Spezielle Angebote für psychisch kranke Menschen mit erhöhtem 

Gefährdungspotenzial  

Für Menschen, die sich in der Vergangenheit in Zusammenhang mit ihrer 

schweren psychischen Erkrankung aggressiv oder gewaltbereit gezeigt hatten 

und bei denen für die Zukunft ein möglicherweise größeres 

Gefährdungspotenzial gesehen wird, werden zusätzliche Angebote benötigt. 

Die internationale Literatur zeigt, dass Menschen mit schweren psychischen 

Erkrankungen, die aufgrund schwerer Straftaten in der Vergangenheit 

forensisch untergebracht oder im Gefängnis waren, hinsichtlich ihrer 

Legalprognose von einer ambulanten aufsuchenden Behandlung und 

psychosozialen Versorgung durch erfahrene multiprofessionelle forensisch-

psychiatrische Teams (Forensic Assertive Community Treatment, FACT) 

profitieren [47]. Diese Behandlungsform existiert auch in Deutschland in Form 

der forensischen Ambulanzen, die als Nachsorgeambulanzen bedingt 

entlassene, ehemalige Patientinnen und Patienten des Maßregelvollzugs 

versorgen und außerhalb der GKV finanziert werden. Solche 

Behandlungsmodelle sind auch als Präventionsmaßnahmen sinnvoll, um zu 

verhindern, dass psychisch Kranke mit Gefährdungspotenzial schwere 

Straftaten begehen (Preventive ACT: p-ACT). In Bayern besteht seit mehreren 

Jahren das Modell der Präventionsambulanzen, das psychisch kranken 

Menschen mit erhöhtem Aggressions- und Gewaltpotenzial und Rückfallrisiko 

nach einer PsychK(H)G-Unterbringung neben der regulären ambulanten 

Behandlung zusätzlich eine intensive Betreuung nach sozialpsychiatrischen 

Ansätzen ermöglicht. In diese Betreuung fließt forensische Expertise ein und 

der Fokus liegt auf der Früherkennung und Prävention drohender 

Fremdaggression/Gewalt. Dadurch werden Gewalt- beziehungsweise 

Deliktprävention betrieben und eine spätere forensische Unterbringung 

vermieden. Die Präventionsambulanzen werden mit Mitteln der Justiz 

finanziert [48, 49, 50]. Aufgrund positiver Erfahrungen wurden sie 

zwischenzeitlich in ganz Bayern eingeführt [48, 49, 50]. Ähnliche Modelle wie 

die bayerischen Präventionsambulanzen werden aktuell auch in anderen 
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Bundesländern diskutiert und neu erprobt: In Hamburg startet die 

Implementierung des Projektes SAFE [51] und in Hessen wird mit Mitteln des 

Hessisches Ministeriums für Familie, Senioren, Sport, Gesundheit und Pflege 

ein Krisen- und Beratungsdienst aufgebaut. Dieser Dienst wird landesweit mit 

den Forensisch-Psychiatrischen Ambulanzen (FPA) vernetzt und kooperiert 

eng mit den Kliniken und ihren Institutsambulanzen sowie den 

Sozialpsychiatrischen Diensten der Kommunen und mit der Polizei (Vitos 

Krisen- und Beratungsdienst, KBD [52]). Auch hier ermöglicht die forensische 

Expertise ein personenzentriertes Beratungs- und Behandlungsangebot für 

psychisch erkrankte Menschen mit Gewaltpotenzial.  

Bei allen Angeboten, die über die regulären Versorgungsleistungen 

hinausgehen und spezifische Gruppen mit Gewaltpotenzial adressieren, muss 

sorgsam auf die Balance zwischen einem wirksamen Schutz der Bevölkerung 

durch effektive Behandlung einerseits und der Vermeidung einer ungewollten 

Stigmatisierung psychisch kranker Menschen andererseits geachtet werden.  

Stellenwert der sozialpsychiatrischen Dienste  

Die kommunal verankerten sozialpsychiatrischen Dienste (SpDi) sind Teil des 

öffentlichen Gesundheitswesens und ein Bindeglied zwischen Fürsorge und 

Behandlung für die Betroffenen und der Gefahrenabwehr für die Allgemeinheit. 

Sie sind mit allen lokalen Akteuren, die an der Versorgung von Menschen mit 

schweren psychischen Störungen beteiligt sind, vernetzt und haben dabei 

besondere Funktionen und Kompetenzen: Sie können auf Hinweise aus dem 

Umfeld psychisch erkrankter Menschen reagieren, aufsuchend tätig werden, 

die Betroffenen zur Inanspruchnahme einer Behandlung motivieren und – 

sofern diese Maßnahmen nicht ausreichen – ggf. auch eine unfreiwillige 

Unterbringung (siehe „Rechtliche Rahmenbedingungen“) initiieren. Darüber 

hinaus beraten die SpDi bei Bedarf die vor Ort tätigen Akteure der 

Sicherheitsbehörden [53].  
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Forensisch-psychiatrische Fachstellen bei den Polizeibehörden 

In der Schweiz gibt es seit nunmehr zehn Jahren die Fachstelle Forensic 

Assessment and Risk Management (FFA) der Forensisch-Psychiatrischen 

Klinik der Universität Zürich. Sie wurde als Teil des Gewaltschutzteams der 

Polizei im Bereich des kantonalen Bedrohungsmanagements eingerichtet und 

wird seitdem aufgrund der positiven Erfahrungen schrittweise ausgebaut [54, 

55]. Die FFA bündelt die Expertise aus (Rechts-)Psychologie und forensischer 

Psychiatrie auf dem Gebiet der Risikoeinschätzung und unterstützt damit die 

drei polizeilichen Gewaltschutzstellen bei ihrer Arbeit mit Menschen, deren 

Verhalten und/oder Kommunikation auf ein mögliches Gewaltpotenzial 

hinweisen (sogenannte Gefährder). Dabei geht es um Personen, zu denen 

noch wenige Informationen vorliegen und bei denen das 

Gefährdungspotenzial zeitnah eingeschätzt werden soll, damit ggf. präventive 

Maßnahmen rechtzeitig eingeleitet werden können. Grundlage für die Arbeit 

der FFA als Teil des kantonalen Bedrohungsmanagements sind regelmäßige 

interne Fallbesprechungen, Fallkonferenzen mit Behörden und die Planung 

und gemeinsame Durchführung von Gefährderansprachen, welche zunächst 

freiwillig zu Hause, am Arbeitsplatz oder an einem öffentlichen Ort stattfinden, 

aber ggf. im Rahmen eines Strafverfahrens auch als Auflage gerichtlich 

festgesetzt werden können. Bei Verdacht auf eine psychische Erkrankung wird 

eine FFA-Fachperson hinzugezogen, die die Gefährderansprachen mit den 

zuständigen Polizeimitarbeitenden vor- und nachbereitet und überwiegend 

auch direkt vor Ort unterstützt. Mehr als 80 % der kontaktierten Gefährder 

lassen sich auf ein oder mehrere Gespräche mit den Gewaltschutzstellen und 

der FFA und zum Teil auch auf weitere Maßnahmen ein. Im Verlauf gelingt es 

häufig, geeignete Therapiemaßnahmen im ambulanten oder stationären 

Behandlungssystem zu initiieren [54, 55]. Mit dieser Vorgehensweise stellt die 

FFA auch das Bindeglied zwischen den Behandelnden der Gefährder und den 

Gewaltschutzstellen dar. Das Schweizer Konzept der FFA erscheint 

vielversprechend und übertragbar auf deutsche Verhältnisse. Ein wesentlicher 

Vorteil des Konzeptes gegenüber anderen aktuell diskutierten Optionen ist, 
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dass empfindliche Fragen der ärztlichen Schweigepflicht nicht berührt werden 

und die Gewaltschutzbehörden dennoch jederzeit auf eine psychiatrisch-

forensische Expertise und konkrete Unterstützung zurückgreifen können. 

Entscheidend ist dabei die enge und kontinuierliche Zusammenarbeit durch 

die strukturelle Verankerung des FFA-Dienstes in der Behörde als Teil des 

Bedrohungsmanagements. 
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Psychosoziale Versorgung von vulnerablen Geflüchteten 
IBIS e.V. 

IBIS – Interkulturelle Arbeitsstelle für Forschung, Dokumentation, 

Bildung und Beratung e.V.  

IBIS e. V. ist eine Menschenrechtsorganisation, die sich in der Stadt 

Oldenburg und Umgebung seit mittlerweile über 30 Jahren für die 

Verwirklichung des Rechts auf Asyl, die Unantastbarkeit der Menschenwürde, 

den Schutz vor Diskriminierung, den Abbau sozialer Ungleichheit, das Recht 

auf Bildung sowie die politische Mitbestimmung benachteiligter Gruppen 

einsetzt. Um diese Ziele zu erreichen, bietet der Verein Migrations- und 

Asylverfahrensberatung, psychosoziale Beratung, Unterstützung und (Psycho-

)Therapie sowie Antidiskriminierungsberatung an. Außerdem werden im 

Bereich Bildung Deutschkurse, Nachhilfe und ein Hauptschulabschlusskurs 

angeboten. Des Weiteren organisiert der Verein (Fach-)Veranstaltungen in 

den Bereichen Kultur und politische Bildung und beherbergt die 

Koordinierungsstelle gegen Rechtsextremismus und gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit. 

Geflüchtete in Deutschland: Zwischen Hoffnung und Hürden – 

Diskriminierung und Ungleichbehandlung  

Viele Menschen, die nach Deutschland geflohen sind, haben schreckliche 

Gewalt und Menschenrechtsverletzungen erlebt2. Doch auch nach ihrer 

Ankunft in Deutschland sind sie nicht ausreichend vor Diskriminierung und 

Gewalt geschützt. Viele erleben in Deutschland alltägliche, institutionelle und 

strukturelle (rassistische) Diskriminierung, zum Beispiel in Form von 

                                            
2 Vgl. Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der Psychosozialen Zentren für 
Flüchtlinge und Folteropfer (BAfF): Psychosozialer Versorgungsbericht 
Deutschland 2025 – Flucht & Gewalt, Berlin 2025. 
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Diskriminierung am Arbeitsplatz oder ungleichen Zugängen zu 

Bildungsangeboten.3   

Geflüchtete möchten in Deutschland ihr Recht auf Asyl verwirklichen, sicher 

leben und eine langfristige Bleibeperspektive entwickeln. Dabei stoßen sie 

jedoch auf erhebliche Hürden im Asyl- und Migrationsrecht. Zum Beispiel 

erleben sie eine deutliche Ungleichbehandlung im Gesundheitswesen, die aus 

menschenrechtlicher Sicht stark kritisiert wird. Diese Ungleichbehandlung 

entsteht durch das Zwei-Klassen-Gesundheitssystem, welches im 

Asylbewerberleistungsgesetz verankert ist. Asylbewerberinnen und 

Asylbewerber erhalten in den ersten 36 Monaten nur bei akuten Erkrankungen 

und Schmerzzuständen und wenn sie zur Sicherung der Gesundheit 

unerlässlich sind eine Gesundheitsversorgung. Damit wird ihnen der Zugang 

zu präventiven Gesundheitsmaßnahmen, regelmäßigen 

Vorsorgeuntersuchungen oder Behandlungen chronischer Erkrankungen 

verwehrt.   

Psychosoziale Unterstützung für traumatisierte Geflüchtete: Angebote 

im Psychosozialen Zentrum von IBIS e.V.   

Für geflüchtete Menschen, die von Gewalt, Folter, Krieg, Verfolgung oder 

andere schwere Menschenrechtsverletzungen erlebt haben, bietet IBIS e.V. 

seit 2003 im Psychosozialen Zentrum (PSZ) psychosoziale Beratung sowie 

verschiedene Entlastungsangebote und Therapiemöglichkeiten an. Diese 

langjährige Tätigkeit mündete in die Gründung des ersten Psychosozialen 

Zentrums in Oldenburg durch IBIS e. V. und führte im Jahr 2014 zur Aufnahme 

als Fachmitglied in die Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der psychosozialen 

                                            
3 Vgl. BAMF/IAB/SOEP: IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten 
2023/2024, Nürnberg/Berlin 2024; 
Amnesty International Deutschland: Amnesty International Report 2023/24 – 
Deutschland, Berlin 2024; 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes: Bericht zur Diskriminierungserfahrung 
von Geflüchteten in Deutschland 2024, Berlin 2024. 

https://www.vielfalt-mediathek.de/kurz-erklaert-struktureller-rassismus
https://www.galtung-institut.de/papers/G-I-WP-2016-06-SG.pdf
https://www.galtung-institut.de/papers/G-I-WP-2016-06-SG.pdf
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Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer e. V. (BAfF). Seit 2007 kooperiert IBIS 

– als Gründungsmitglied – mit dem Netzwerk für traumatisierte Flüchtlinge e.V.   

Die meisten Klientinnen und Klienten unseres psychosozialen Zentrums leben 

in den kommunalen Unterkünften für Geflüchtete in der Stadt Oldenburg und 

dem Umland sowie in der Erstaufnahmeeinrichtung Oldenburg-Blankenburg. 

Viele Klientinnen und Klienten sind durch ihre Vertreibung und Flucht sowie 

durch Postmigrationsstressoren vielfältigen Belastungen ausgesetzt. In 

Beratungs- und Therapieangeboten suchen wir in einer vertrauensvollen und 

ruhigen Atmosphäre gemeinsam nach Zukunftsaussichten und arbeiten an 

Bewältigungsmöglichkeiten für traumatisierende Erfahrungen. Mit einer 

psychosozialen Perspektive betrachtet das Personal des psychosozialen 

Zentrums die komplexen Wechselwirkungen zwischen individuellen 

psychologischen Prozessen (beispielsweise Traumatisierung) und sozialen 

Kontexten (beispielsweise rechtliche und familiäre Kontexte). 

Neben psychosozialer Beratung und Therapie bieten wir im psychosozialen 

Zentrum auch Seminare (zum Beispiel zu psychoedukativem Wissen zu 

Krankheitsbildern) und entlastende Aktivitäten für Geflüchtete (wie zum 

Beispiel progressive Muskelrelaxation) an. Die Aktivitäten sind therapeutisch-

konzeptuell gerahmt und niedrigschwellig (kein Eintrittsgeld, kurze Wege, 

keine klinischen Zuschreibungen), was einen offenen Zugang sichert. 

Hauptzielgruppe sind (unbegleitete) geflüchtete Kinder, Jugendliche, junge 

Erwachsene und Familien beziehungsweise familiäre Ersatzsysteme (zum 

Beispiel Geschwister, Großeltern, Vormund) sowie Frauen jeglicher Herkunft 

mit psychosozialen Belastungen, Traumatisierungen, psychischen 

Erkrankungen und besonderen Schutzbedarfen/Vulnerabilitäten (zum Beispiel 

Folter, sexualisierte Gewalt oder politische Verfolgung aufgrund von 

Homosexualität).  

In der Beratung werden Perspektiven auf psychosoziale Probleme und 

Konflikte erarbeitet und Lösungsstrategien erprobt, die wiederum mehr 

Handlungsfähigkeit und Selbstwirksamkeit erzeugen. So können 
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beispielsweise Familiensysteme oder familiäre Ersatzsysteme aktiv entlastet 

werden. Mit Hilfe von ressourcenorientierten Methoden werden Stärken 

(wieder-)entdeckt und aktiviert sowie Resilienzen und Schutzfaktoren gestärkt. 

Die Beratung trägt zudem zum besseren Verständnis psychosozialer 

Problemlagen und psychischer Erkrankungen durch gezielte Beratung und 

individuelle psychoedukative Wissensvermittlung bei. 

Im Fokus unserer Arbeit steht auch, besonders schutzbedürftige Geflüchtete 

(mit zum Beispiel schweren psychischen Erkrankungen) zu identifizieren, 

Betroffene zu sensibilisieren und bei Bedarf gemeinsam Rechte und 

Verfahrensgarantien zu verwirklichen.  

Psychologische und (psycho-)therapeutische Versorgung: Erste Hilfe für 

die Seele in Krisenzeiten 

Bei psychischen Krisen und schweren psychosozialen Problemlagen ist unser 

Ziel eine früh ansetzende psychische/psychosoziale Stressreduktion, 

Entlastung und Stabilisierung der Geflüchteten durch psychologische/(psycho-

)therapeutische Unterstützung. Unser Angebot ist vor allem als emotionale 

Erste Hilfe wirksam, durch die Ratsuchende in ihrer emotionalen Not und 

ihrem individuellen Leiden geholfen wird. Der Fokus liegt auf dem Überleben 

beziehungsweise. Überstehen akuter Krisen und der (Wieder-)Erlangung von 

Kontrolle und Handlungsfähigkeit.  

Das psychologische/therapeutische Personal arbeitet ressourcen- und 

körperorientiert (vor allem mit systemischen und verhaltenstherapeutischen 

Methoden) mit dem Ziel, die Selbstfürsorge, Ressourcen und Resilienzen der 

Zielgruppe zu fördern sowie Schutzfaktoren zu stärken. In den 

Einzelgesprächen und Gruppentreffen können psychisch Erkrankte sowie 

besondere Schutzbedarfe identifiziert und bei Bedarf sowie im Regelsystem 

weiterführend psychotherapeutisch oder psychiatrisch vermittelt werden. Zur 

Förderung der Sensibilisierung von Fachkräften zu den psychosozialen 

Lebenslagen der Zielgruppe bieten wir Workshops und Fortbildungen an (zum 

Beispiel zum Thema: Vulnerabilität). 
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In den Gruppenangeboten erhalten die Klientinnen und Klienten an ihren 

Bedarfen orientierte psychoedukative Informationen über Symptome wie 

beispielsweise Schlaf- und Konzentrationsstörungen, Überforderungs-, 

Einsamkeits-, Erschöpfungs- und Schuldgefühle, Aggressionsprobleme, 

Panikattacken, posttraumatische Belastungsstörungen, Depressionen, weitere 

Komorbiditäten, Psychotherapie und weitere Unterstützungsmöglichkeiten. 

Teil der Gruppentreffen ist auch das Erlernen von unterschiedlichen 

Entspannungsmethoden und deren Übertragung in den Alltag. So kann die 

Zielgruppe nachhaltig entlastet und stabilisiert werden, indem psychische 

Krisen mit intensiver psychologischer/therapeutischer Begleitung überwunden, 

Gesundungsprozesse engmaschig begleitet und Ratsuchende in den 

Gruppentreffen gestärkt werden. Dies fördert die (Re-)Integration in die 

Sozialwelt und die Teilhabeprozesse der Menschen.  

Gefährdete Zukunft der Psychosozialen Zentren: Finanzielle 

Unsicherheiten bedrohen die Versorgung von Geflüchteten  

Das Psychosoziale Zentrum von IBIS e.V. verzeichnet seit Jahren eine sehr 

hohe Nachfrage. 2024 lag die Anzahl der im Psychosozialen Zentrum 

versorgten Klientinnen und Klienten bei 455. Unser Team aus Pädagoginnen 

und Pädagogen, Psychologinnen und Psychologen und psychologischen 

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten ist voll ausgelastet. Wir führen 

eine Warteliste, nach der im Schnitt im Jahr durchgehend etwa 50 Klientinnen 

und Klienten auf ihre psychosoziale Versorgung, insbesondere Therapie, 

warten müssen.  

Unser Psychosoziales Zentrum wird finanziert durch mehrere 

Projektförderungen: EU-Mittel des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, 

Bundesmittel sowie kommunale Mittel. Die unsichere Zukunft der Finanzierung 

vom Psychosozialen Zentrum, wie die Kürzungen und Kürzungspläne im 

Bundeshaushalt zeigen, bedrohen die finanzielle Versorgungssituation vom 

Psychosozialen Zentrum und damit die Klientinnen und Klienten. Was diese 

finanzielle Unsicherheit in Zukunft für die Teilhabe von geflüchteten und 
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zugewanderten Menschen in Zeiten schwerer Menschenrechtskrisen und 

starker Fluchtbewegungen bedeuten wird, bereitet große Sorgen. In 

besonderem Maße treffen Kürzungen in unserem Zentrum geflüchtete Kinder, 

Jugendliche und Familien. Sie ziehen eine massive Unterversorgung nach 

sich, wenn Personalstellen für (psycho-)therapeutische Angebote gekürzt 

werden müssen. Dabei sollen gerade diese und andere vulnerable Gruppen 

nach europäischem Recht besonders geschützt und versorgt werden. IBIS 

e.V. sieht die Versorgung geflüchteter und schutzsuchender Menschen in 

Stadt und Region Oldenburg akut in Gefahr, sollte keine langfristige und 

ausreichende Förderung gewährleistet werden.  

Zugang zum Psychosozialen Zentrum 

Die Räume für Beratung und Therapie im Psychosozialen Zentrum von IBIS e. 

V. liegen bahnhofsnah und sind barrierearm zugänglich (Aufzug). Die offene 

und mehrsprachig besetzte Telefonsprechstunde zur Anmeldung an zwei 

Tagen in der Woche (mittwochs und freitags, 10-13 Uhr) ermöglicht einen 

niedrigschwelligen Zugang. Das Team ist divers und mehrsprachig (Sprachen: 

Englisch, Ukrainisch, Russisch, Spanisch). Bei nicht im Team abgedeckten 

Sprachen werden Sprachmittlerinnen und Sprachmittler hinzugezogen. Bei 

Mobilitätseinschränkungen und Krankheit kann eine digitale Beratung und 

Therapie (via Mail, Telefon, Videotelefonie) angeboten werden.  

 
Kontakt: 

IBIS - Interkulturelle Arbeitsstelle für Forschung, Dokumentation, Bildung und 
Beratung e.V. 

Klävemannstraße 16 | 26122 Oldenburg Psychosoziales Zentrum IBIS e.V. 

Kaiserstr. 14 | 26122 Oldenburg Zentrale: 0441/ 920582 30 
Fax: 0441/ 920582 29 
E-Mail: psz@ibis-ev.de  
Internet: Beratung: Flucht und Migration – IBIS e.V.  
Weitere Informationen hier: IBIS e.V. (ibis-ev.de)

mailto:psz@ibis-ev.de
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fibis-ev.de%2Fberatungsorte%2F&data=05|02|graschtat%40intern.ibis-ev.de|7d93ac63d78e445545d408dda8bbd6f1|756981f9a48e48de989ece8b5fafc1ab|0|0|638852246989452597|Unknown|TWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D|0|||&sdata=IQ%2BCbdgEXiJC5xogWPTWRrrbVzmiSWR%2BZvQnALj%2FZIc%3D&reserved=0
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fibis-ev.de%2F&data=05|02|graschtat%40intern.ibis-ev.de|7d93ac63d78e445545d408dda8bbd6f1|756981f9a48e48de989ece8b5fafc1ab|0|0|638852246989471863|Unknown|TWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D|0|||&sdata=X3FC1ojbhZNjPIVxH864XnaqqCaU8nyCl3ZasujSAFQ%3D&reserved=0
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Was uns die Extreme lehren 
Bericht aus Betroffenenperspektive 

Kann die Bipolarität mit einer überaus stark ausgeprägten Symptomatik etwas 

Gutes mit sich bringen? 

Ist da mehr als diese depressive Schwere, der nicht enden wollende Kampf 

um das Überleben beziehungsweise der manische Höhenflug, der einem alles 

vorgaukelt und am Ende nur eine kräftige, beschämende Bauchlandung 

verursacht?! Und das im Wechsel und insgesamt in ständiger Wiederholung? 

Diese extremen Erfahrungen, die oft Jahre und Jahrzehnte lang andauern, 

bereiten uns auf etwas Neues vor: Eine Zeit wird kommen, in der Zufriedenheit 

überwiegt sowie Dankbarkeit und eine sich ausbreitende seelische 

Ausgeglichenheit. Du hast dann Freude, Kraft, Nächstenliebe und Liebe zu dir 

selbst. Du fühlst aber unter anderem Souveränität und Kompetenz. 

Du bist nicht nur Spezialistin der „Extreme“, sondern hast auch Gespür für 

das, was bleibt, wenn die Extreme in den Hintergrund treten.  Deine echte 

Persönlichkeit, die sich durch alles hindurch entwickelt hat, kann dann in den 

Vordergrund gelangen und sich auf gesunde Art und Weise entfalten. 

Was Du in der Krankheit erlebt hast, verwandelt sich in einen Schatz, den Du 

nun heben kannst! Es ist Erntezeit. Du erntest, was Du gesät hast. Du bist in 

all den Jahren zu einer Spezialistin geworden: Für Struktur, Empathie, Geduld, 

Maß und vieles mehr. 

Es sind gesunde Eigenschaften, die du als (ehemals) bipolare Person 

entwickelt hast. Du darfst sie genießen und kannst sie dazu nutzen, um 

anderen Menschen zu helfen. 

Und übrigens: 

 Wer zu viel plappert - lernt das Zuhören. 

 Wer Freches und Unerhörtes sagt -  lernt freundlich und höflich zu sein. 
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 Wer sich ach-wie-toll-fühlt – lernt demütig und bescheiden zu sein. 

 Wer immer wieder auf die Nase fällt – lernt aufzustehen und 

vorwärtszukommen. 

 Wer Schmerzen kennt – kann heilen. 

 Wer aufdreht – lernt Zurückhaltung. 

 Wer sich leer und einsam fühlt – lernt Glauben. 

 Wer zweifelt – lernt Vertrauen. 

 Wer manisch-depressiv war – wird eine gute, gesegnete Zeit erleben. 

Kontakt: 
 
Die verfassende Person ist dem Sozialpsychiatrischen Dienst bekannt, möchte 
aber anonym bleiben. Wir respektieren diesen Wunsch und  vermitteln 
gegebenenfalls nach Rücksprache den Kontakt.



41 

Für den Fall der Fälle – Patientenverfügung für den Bereich der 

psychischen Gesundheit  
Pressemitteilung DGPPN vom 12.06.2025 – mit freundlicher Abdruckgenehmigung der Deutschen 

Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde e.V. 

In einer psychischen Krise kann es vorkommen, dass man die Fähigkeit 

verliert, selbstbestimmte Entscheidungen über medizinische Maßnahmen zu 

treffen. Damit Menschen für solche Situationen vorsorgen können, hat die 

DGPPN eine Patientenverfügung speziell für den Bereich der psychischen 

Gesundheit entwickelt. Sie richtet sich an alle, die für den Fall einer 

eingeschränkten Einwilligungsfähigkeit vorsorgen wollen, insbesondere aber 

an Menschen mit psychischen Vorerkrankungen. 

Medizinische Behandlungen dürfen grundsätzlich nur dann durchgeführt 

werden, wenn Patientinnen und Patienten ihnen zustimmen. Sie müssen dafür 

im rechtlichen Sinne „einwilligungsfähig“ sein. Wenn die Einwilligungsfähigkeit 

aber beeinträchtigt ist, zum Beispiel durch eine Psychose, manische 

Zustände, den Konsum von Drogen oder auch eine Gehirnentzündung, kann 

es sein, dass Therapien nicht durchgeführt werden können – auch solche, die 

eine Person im gesunden Zustand selbst gewollt hätte. Um auch in diesen 

Situationen zu gewährleisten, dass Patientinnen und Patienten möglichst 

selbstbestimmt über ihre Behandlung entscheiden können, stellt die Deutsche 

Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und 

Nervenheilkunde (DGPPN) jetzt eine spezialisierte Patientenverfügung für den 

Bereich der psychischen Gesundheit zur Verfügung. 

Prof. Dr. Thomas Pollmächer, Vorsitzender der Kommission Ethik und Recht 

der psychiatrischen Fachgesellschaft DGPPN erläutert: „Manche 

Erkrankungen können dazu führen, dass man nicht mehr versteht, welchen 

Nutzen, welche Risiken oder welche Folgen eine Behandlung hat. Mitunter 

nimmt eine Person nicht einmal wahr, dass sie krank ist. Rechtlich gesehen ist 

sie dann nicht einwilligungsfähig und entsprechend nicht in der Lage, eine 

rechtswirksame Entscheidung über die Behandlung zu treffen.“ 
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Für solche Situationen kann man jetzt vorsorgen. Mit der neuen DGPPN-

Patientenverfügung lässt sich im Voraus festlegen, welche Behandlungen man 

im Fall einer Einwilligungsunfähigkeit erhalten oder nicht erhalten will. Das ist 

insbesondere wichtig für Menschen, die bereits psychisch erkrankt sind und 

häufig genau wissen, welche Behandlungen sie im Krankheitsfall wollen und 

benötigen und welche nicht. 

„In einer akuten Psychose kommt es leider immer wieder vor, dass Betroffene 

eine Behandlung, die ihnen helfen würde, ablehnen“, erklärt Thomas 

Pollmächer. „Wenn jemand beispielsweise einen Vergiftungswahn entwickelt, 

wird er sich gegen jegliche Medikation wehren. Ohne Medikation allerdings 

wird sein Zustand nicht bessern.“ Wenn man dagegen im Vorfeld schriftlich 

verfügt hat, dass man in dieser Situation medikamentös behandelt werden 

möchte, auch, wenn man in dem Moment etwas Anderes sagt, muss diese 

Entscheidung berücksichtigt werden. 

Doch nicht nur Menschen mit psychischen Vorerkrankungen profitieren von 

der Patientenverfügung: Jeder Mensch kann durch Krankheit oder Krise in 

einen Zustand geraten, in dem eine selbstbestimmte Entscheidung nicht mehr 

möglich ist. Die Patientenverfügung für den Bereich der psychischen 

Gesundheit bietet die Möglichkeit, sich frühzeitig mit dieser Frage 

auseinanderzusetzen und individuelle Behandlungswünsche verbindlich 

festzuhalten. 

Die DGPPN stellt dafür ein praxisnahes Formular mit Ausfüllhilfen und 

allgemeinverständlichen, begleitenden Erläuterungen zur Verfügung. 

Zusätzlich gibt es Hinweise für Behandelnde zum Umgang mit der Verfügung 

und zur rechtlichen Einordnung. Die Unterlagen stehen auf der Website der 

DGPPN zum Download bereit. 

Die Präsidentin der DGPPN, Prof. Dr. Euphrosyne Gouzoulis-Mayfrank 

unterstreicht die Bedeutung der Patientenverfügung: „Die DGPPN engagiert 

sich für eine Psychiatrie, die die Autonomie der Patientinnen und Patienten 

und eine partizipative Entscheidungsfindung in den Fokus stellt. Als 
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Fachgesellschaft unterstützen wir deshalb auch die Entwicklung von 

Instrumenten zur Förderung der Patientenautonomie wie zum Beispiel der 

Leitlinie zur Verhinderung von Zwang. Auch mit der neu entwickelten 

Patientenverfügung für den Bereich der psychischen Gesundheit soll die 

Selbstbestimmung von Menschen mit psychischen Erkrankungen gestärkt 

werden. Mit ihrer Hilfe können sie heute Behandlungsentscheidungen treffen – 

für den Fall, dass sie zu einem späteren Zeitpunkt dazu nicht mehr in der Lage 

sind.“ 

Kontakt: 
 
Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik 
und Nervenheilkunde e.V. 
www.dgppn.de 

 

 

https://www.dgppn.de/
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Projekt „StraßenHitze“ – Hitzeprävention für wohnungslose Menschen in 

Oldenburg 

Klimawandel – Hitzebelastung als Herausforderung sozialer Gerechtigkeit 
Tim Streit, Gesundheitsplanung, Gesundheitsamt, Stadt Oldenburg 

 
 

Mit dem Projekt „StraßenHitze“ reagiert die Stadt Oldenburg auf eine 

zunehmende gesundheitliche Herausforderung: die Belastung durch 

sommerliche Hitzeperioden. Während für viele Menschen hohe Temperaturen 

anstrengend, aber zu bewältigen sind, können sie für vulnerable Gruppen wie 

wohnungslosen Menschen schnell lebensbedrohlich werden. Infolge des 

Klimawandels werden heiße Tage mit Temperaturen über 30 Grad Celsius 

häufiger und intensiver – ein Umstand, der präventives und gezieltes Handeln 

im kommunalen Gesundheits- und Sozialwesen erfordert. 

Wohnungslose Menschen als besonders gefährdete Gruppe 

Obdachlosigkeit geht in der Regel mit prekären Lebensbedingungen einher: 

fehlender Zugang zu Trinkwasser, Nahrung, Hygiene, medizinischer 

Versorgung und Schutzräumen. Laut Bundesarbeitsgemeinschaft 

Wohnungslosenhilfe sind wohnungslose Menschen überdurchschnittlich oft 

von chronischen Erkrankungen, psychischen Belastungen und frühzeitiger 

Morbidität betroffen. Insbesondere extreme Hitze wirkt bei Menschen, die auf 

der Straße leben, als Risikoverstärker: Hitzschlag, Dehydrierung und 

Kreislaufzusammenbrüche sind häufige Folgen. Auch in Oldenburg sind nach 

Einschätzung der Wohnungslosenhilfe regelmäßig Menschen betroffen – viele 

davon außerhalb institutioneller Angebote.  
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Zusehen auf dem Foto, von links: Tim Streit (Gesundheitsamt), Sylke Oosting (Café CaRo), Derk 
Stürenburg (Diakonie), Katrin Nichau (Straßensozialarbeit), Sandra Lüken (Gesundheitsamt) und 
Melina Karsupke (Stadtentwicklung und Klimaanpassung). Foto: Stadt Oldenburg 

 

Zielsetzung und Umsetzung des Projekts „StraßenHitze“ 

Das Projekt setzt an diesem Punkt an: Es stellt niedrigschwellige Soforthilfen 

wie wiederverwendbare Wasserflaschen, Sonnenschutzmittel und 

Kopfbedeckungen zur Verfügung, die an Tagen mit besonders hohen 

Temperaturen über die bestehenden Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe 

ausgegeben werden. Die Verteilung erfolgt direkt dort, wo sich wohnungslose 

Menschen aufhalten – insbesondere im Innenstadtbereich. 

Zusätzlich werden die Hilfsmittel auch in den Tagesaufenthalten für 

wohnungslose Menschen bereitgestellt, wo ein regelmäßiger persönlicher 

Kontakt zu Fachpersonal besteht. Diese Orte dienen gleichzeitig als 

Informationsstellen: Mit den Hilfsmitteln werden Informationsmaterialien 

ausgegeben, die auf Risiken und Schutzmaßnahmen bei Hitze aufmerksam 

machen. 
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Ziele des Projekts sind: 

- konkrete Reduzierung hitzebedingter Gesundheitsrisiken, 

- Erreichbarkeit der Zielgruppe durch aufsuchende Ansprache und etablierte 

soziale Infrastruktur, 

- Gesundheitsaufklärung durch schriftliche und persönliche Vermittlung von 

Präventionswissen, 

- und die Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Lebensrealität 

wohnungsloser Menschen im Kontext zunehmender Wetterextreme. 

Kooperation als Schlüssel zum Erfolg 

Das Projekt basiert auf einer ressortübergreifenden Zusammenarbeit: Beteiligt 

sind das Gesundheitsamt, das Amt für Teilhabe und Soziales, das 

Stadtplanungsamt, das Amt für Jugend und Familie, die Diakonie und das 

Café CaRo. Unterstützung leisten darüber hinaus dm-drogerie markt und 

Decathlon mit Sachspenden. Diese breite Kooperation ermöglicht eine 

schnelle Umsetzung, stärkt die kommunale Resilienz und unterstreicht 

gesellschaftliche Verantwortung über Sektorengrenzen hinweg. 

Prävention im Rahmen kommunaler Daseinsvorsorge 

„StraßenHitze“ ist mehr als eine kurzfristige Hilfsmaßnahme – es ist Teil einer 

übergreifenden Strategie für gesundheitliche Chancengleichheit und soziale 

Klimafolgenanpassung. Das Projekt zeigt, wie kommunale Fachbereiche durch 

koordiniertes Handeln konkrete Hilfe dort leisten können, wo sie am 

dringendsten benötigt wird – und gleichzeitig strukturelle Benachteiligung 

sichtbar machen. 
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Kontakt: 
Gesundheitsamt Stadt Oldenburg 
Industriestraße 1 b 
0441 – 235 4444 
gesundheitsamt@stadt-oldenburg.de

https://www.bmwsb.bund.de/
https://www.bagw.de/
https://hitzeservice.de/wp-content/uploads/2024/05/BMG_Hitze_Leitfaden_Wohnungslose.pdf
https://hitzeservice.de/wp-content/uploads/2024/05/BMG_Hitze_Leitfaden_Wohnungslose.pdf
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Integrative Jugendhilfe GmbH – 30 Jahre Engagement für Kinder, 

Jugendliche und Familien 

Einblicke in Geschichte, Leitbild und Angebote einer besonderen Einrichtung 
Katrin Feldmeyer, Geschäftsführerin der Integrativen Jugendhilfe 

Einleitung 

Seit über drei Jahrzehnten steht die Integrative Jugendhilfe GmbH für 

kompetente, zugewandte und lebensnahe Hilfen für Kinder, Jugendliche und 

Familien in schwierigen Lebenslagen. In dieser Zeit hat sich die Einrichtung 

stetig weiterentwickelt und an den sich wandelnden gesellschaftlichen Bedarf 

angepasst – stets mit dem Ziel, junge Menschen zu stärken und ihre 

Entwicklung zu fördern. Heute ist die Integrative Jugendhilfe GmbH mit 

vielfältigen Angeboten an mehreren Standorten in der Region aktiv und ein 

fester Bestandteil der Jugendhilfelandschaft in Niedersachsen. 

Entstehung und Entwicklung 

Gegründet wurde die Einrichtung vor 30 Jahren mit dem Ziel, Kindern und 

Jugendlichen, die in ihrem familiären oder sozialen Umfeld besonderen 

Unterstützungsbedarf haben, ein verlässliches und entwicklungsförderndes 

Angebot zu machen. Was damals als kleines Projekt begann, ist heute ein 

mittelständischer Träger der freien Jugendhilfe mit einem differenzierten 

Leistungsangebot und rund 70 Mitarbeitenden geworden. Der Name 

„Integrative Jugendhilfe“ ist dabei Programm: Inklusion, Teilhabe und 

ganzheitliches Denken prägen die tägliche Arbeit. 

Leitbild und Haltung 

Die Arbeit der Integrativen Jugendhilfe GmbH basiert auf einem 

humanistischen Menschenbild. Jeder junge Mensch wird in seiner 

Einzigartigkeit angenommen und respektiert. Pädagogische Grundhaltungen 

wie Ressourcenorientierung, Beziehungsarbeit und Partizipation stehen im 

Zentrum aller Angebote. Die Fachkräfte verstehen sich als verlässliche 

Wegbegleiterinnen und Wegbegleiter, die Kinder und Jugendliche in ihrer 
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individuellen Entwicklung unterstützen, stärken und herausfordern – immer im 

Dialog mit den Familien und dem sozialen Umfeld. 

Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf Traumapädagogik, systemischem 

Denken und dem inklusiven Ansatz: Viele der betreuten Kinder und 

Jugendlichen bringen belastende Lebenserfahrungen oder besondere Bedarfe 

mit. Ihnen wird mit Fachwissen, Empathie und Struktur begegnet, um 

Entwicklung und Integration zu ermöglichen. 

Angebote und Standorte 

Die Integrative Jugendhilfe GmbH ist in mehreren Landkreisen tätig, 

insbesondere in Oldenburg, Ammerland und Cloppenburg. Das 

Leistungsspektrum umfasst verschiedene ambulante, teilstationäre und 

stationäre Hilfen zur Erziehung gemäß SGB VIII. 

Heilpädagogische Tagesgruppen 

In Oldenburg und Edewecht werden Kinder im Grundschulalter in 

heilpädagogischen Tagesgruppen betreut. Die Gruppen bieten einen 

strukturierten Tagesablauf mit intensiver Betreuung, individueller Förderung, 

Elternarbeit und enger Zusammenarbeit mit Schulen und Fachdiensten. Ziel ist 

es, die Kinder emotional, sozial und schulisch zu stabilisieren und die 

Rückführung in den Regelalltag zu ermöglichen. 

Soziale Gruppenarbeit „Nah dran“ 

In Friesoythe und Löningen existieren zwei sozialpädagogische 

Gruppenangebote für Kinder und Jugendliche im Alter von 10 bis 14 Jahren. 

Die Maßnahme „Nah dran“ stärkt soziale Kompetenzen, Selbstwirksamkeit 

und Gruppenfähigkeit. Hier steht nicht die Betreuung, sondern die Förderung 

im Vordergrund – in einem offenen, wertschätzenden und 

erlebnispädagogisch geprägten Rahmen. 
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Flexible ambulante Hilfen 

In Oldenburg und dem Ammerland bietet die Einrichtung ambulante Hilfen wie 

Sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH) und Erziehungsbeistandschaft an. 

Diese Hilfeformen setzen direkt im Lebensumfeld der Familien an und 

begleiten sie über einen längeren Zeitraum bei der Bewältigung von 

Alltagsproblemen, der Erziehung der Kinder oder der Kommunikation mit 

Behörden. Der Grundsatz lautet hier: Hilfe zur Selbsthilfe. 

Lebensfeldorientierte Kleingruppe (LOK) 

In Westerstede wurde 2023 eine sogenannte LOK eröffnet – ein innovatives 

stationäres Setting für Kinder mit hohem Unterstützungsbedarf. Die Gruppe 

bietet rund um die Uhr Betreuung, fördert alltagsnahes Lernen und setzt auf 

enge Zusammenarbeit mit Eltern, Schulen und Therapeuten. Durch die kleine 

Gruppengröße kann sehr individuell gearbeitet werden – ein zentraler 

Erfolgsfaktor. 

Heilpädagogische Ambulanz  

Ergänzt wird das Angebot durch eine heilpädagogische Ambulanz in 

Oldenburg, in der Kinder mit Entwicklungsverzögerungen, 

Verhaltensauffälligkeiten oder seelischer Belastung gezielt gefördert werden. 

Heilpädagogische Einzel- und Gruppenförderung, Elternberatung sowie 

interdisziplinäre Fallarbeit gehören zum Repertoire. 

Fachlichkeit und Teamkultur 

Ein zentrales Merkmal der Integrativen Jugendhilfe ist das hohe fachliche 

Niveau der Mitarbeitenden. Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen, 

Heilpädagoginnen und Heilpädagogen, Psychologinnen und Psychologen, 

Erzieherinnen und Erzieher und Verwaltungskräfte arbeiten auf Augenhöhe 

zusammen. Regelmäßige Supervision, Fortbildungen und interne Fachtage 

sichern die Qualität und Weiterentwicklung. Die Teamkultur ist geprägt von 

Wertschätzung, Humor und gegenseitiger Unterstützung – eine wichtige 

Grundlage, um auch herausfordernde Situationen gemeinsam zu meistern. 
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Datenschutz und Partizipation 

In der pädagogischen Arbeit wird auf Datenschutz und Persönlichkeitsrechte 

besonders geachtet – insbesondere beim Einsatz von Medien, 

Öffentlichkeitsarbeit oder in der Zusammenarbeit mit Schulen und 

Jugendämtern. Gleichzeitig werden Kinder und Jugendliche konsequent 

beteiligt: Bei Hilfeplanung, Alltagsgestaltung oder der Auswahl von 

Freizeitaktivitäten zählen ihre Stimmen. 

Ausblick 

Auch nach 30 Jahren bleibt die Integrative Jugendhilfe GmbH ein dynamischer 

Träger, der sich weiterentwickelt. Aktuelle Themen wie Kinderschutz, 

Klimabewusstsein, digitale Bildung und Vielfalt fließen zunehmend in die 

Praxis ein. Zudem wird an neuen Angebotsformen gearbeitet – zum Beispiel 

für junge Volljährige oder zur Entlastung von Familien mit psychisch 

belasteten Elternteilen. 

Fazit 

Die Integrative Jugendhilfe GmbH steht für nachhaltige, wirksame und 

menschliche Jugendhilfe. Mit Professionalität, Herz und Engagement wird 

Kindern, Jugendlichen und Familien geholfen, ihr Leben selbstbestimmt und 

zuversichtlich zu gestalten. Die letzten 30 Jahre zeigen eindrucksvoll: Es lohnt 

sich, an Menschen zu glauben – besonders, wenn es schwierig wird. 

 

Kontakt: 
 
Geschäftsstelle der Integrativen Jugendhilfe 
Nadorster Straße 222 
26123 Oldenburg 
Tel. 04 41 -6 83 42 48 
Fax 04 41 - 6 83 42 49 
www.integrative-jugendhilfe.de 
info@integrative-jugendhilfe.de 
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„Die Wahrheit irgendwo hier drinnen“ – Ein integrativer Podcast der Karl-

Jaspers-Klinik 
Isabelle Sproß, Karl-Jaspers-Klinik 

Psychische Erkrankungen betreffen viele Menschen – und doch sind sie bis 

heute mit Stigmata, Missverständnissen und Informationslücken behaftet. Der 

Podcast „Die Wahrheit irgendwo hier drinnen“ nimmt sich genau dieser Lücken 

an: Er bietet tiefgehende, interdisziplinär fundierte Einblicke in psychiatrische 

Krankheitsbilder, Behandlungsmethoden und Lebensrealitäten – verständlich, 

vielstimmig und nah am Menschen. 

Perspektivwechsel als Grundprinzip 

Benannt nach einer Überzeugung des Philosophen Karl Jaspers, 

Namensgeber der Klinik, rückt der Podcast die Multiperspektivität ins Zentrum: 

Die Wahrheit beginnt erst zu zweit – oder, in unserem Fall, zu dritt. Die Hosts 

Deborah Herzog, Emma Johanning und Leon Engler, zwei Psychologinnen 

und eine Medizinstudentin, moderieren den Podcast mit fachlicher Expertise 

und persönlicher Neugier. In jeder Folge kommen unterschiedliche 

Sichtweisen zu Wort: die medizinische, psychologische, systemische oder 

auch tiefenpsychologische. So wird jede Folge zu einer Annäherung an die 

komplexe Wirklichkeit psychiatrischer Themen. 

Strukturell vielfältig – thematisch fundiert 

Das Format kombiniert drei Hauptformen: 

Basics-Folgen vermitteln fundiertes Grundwissen zu Störungsbildern wie 

Depression, Borderline, Schizophrenie oder Zwangsstörungen – stets mit Blick 

auf Diagnostik, Symptomatik, Therapie und gesellschaftliche Relevanz. 

Experten-Talks bringen namhafte Fachleute aus Klinik, Wissenschaft und 

Praxis ins Gespräch – etwa zur Jugendforensik, Depression, Suchtmedizin 

oder Kinder- und Jugendpsychiatrie. 
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Erfahrungstalks geben Betroffenen Raum – wie etwa Heiko, der offen über 

sein Leben mit paranoider Schizophrenie spricht, oder Ilona, die als 

Borderline-Betroffene ihre Geschichte teilt. 

Alle Gespräche sind geprägt von Offenheit, Präzision und Respekt – und 

leisten einen wichtigen Beitrag zur Entstigmatisierung psychiatrischer 

Erkrankungen. 

Ein Ausschnitt aus der Themenvielfalt (Auswahl) 

Schizophrenie: Drei Episoden beleuchten aus medizinischer, 

erfahrungsbasierter und therapeutischer Sicht ein Störungsbild, das oft 

verzerrt wahrgenommen wird. 

Depression: Neben einer grundlegenden Einführung sprechen wir mit Prof. Dr. 

Dr. René Hurlemann über neue Wege individualisierter Therapie – und mit 

Betroffenen über persönliche Erfahrungen. 

Essstörungen: Warum Essen oft Medium und nicht Ursache der Erkrankung 

ist, erklären unsere Hosts in einer fundierten Basics-Folge. Ergänzend spricht 

Dr. Silke Kleinschmidt über therapeutische Ansätze in der Psychosomatik. 

Borderline-Persönlichkeitsstörung: Eine Trilogie aus Basics, Experten-

Interview zur DBT und einem persönlichen Erfahrungsbericht schafft 

differenzierte Zugänge. 

Mutter-Kind-Psychiatrie: Jasna und Katharina, Fachkräfte der Mutter-Kind-

Ambulanz, schildern Herausforderungen rund um peripartale Belastungen – 

ein einfühlsamer Blick auf psychische Gesundheit rund um Schwangerschaft 

und Geburt. 

Forensische Psychiatrie: Zwei Folgen beleuchten sowohl das Jugend- als 

auch das Erwachsenenfeld – zwischen Verantwortung, Sicherung und 

individueller Besserung. 

Autismusspektrumsstörungen, Zwang, Angst, Abhängigkeit und viele weitere 

Krankheitsbilder ergänzen das inhaltliche Spektrum. 
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Ein Podcast für Fachkräfte – und alle, die mehr wissen wollen 

„Die Wahrheit irgendwo hier drinnen“ richtet sich insbesondere an Fachkräfte 

im Gesundheitswesen, Ärztinnen und Ärzte und Medizinstudierende, 

Psychologinnen und Psychologen in Ausbildung sowie psychiatrisch 

interessierte Menschen aus der Öffentlichkeit. Jede Folge möchte nicht nur 

informieren, sondern auch zur Reflexion anregen – über die Situation von 

Menschen, die von psychischer Erkrankung betroffen sind, die in der 

Psychiatrie bereitgestellten Hilfen und beeindruckende Wege zur Genesung. 

Mit einer wachsenden Zahl an Hörerinnen und Hörern, inzwischen über 

25.000 Downloads und stetig positiver Resonanz, hat sich der Podcast als 

hochwertiges Format für psychiatrische Wissensvermittlung und 

Kommunikation etabliert. 

Wo zu hören? 

Der Podcast ist auf allen gängigen Plattformen verfügbar (Spotify, Apple 
Podcasts et cetera). Alle Infos und neue Folgen unter: 

 

 

Kontakt: 
 
www.karl-jaspers-klinik.de/podcast 

Instagram: @wirsindkjk 

Bisher erschienene Folgen (Stand: Juli 2025): 

#01 Unsere Intro-Folge 

#02 Basisfolge Depression 

#03 Experten-Talk Depression 

#04 BORDERLINE Basics 

#5 DEPRESSION Erfahrungs-Talk 

#6 BORDERLINE Experten-Talk 

#7 PSYCHIATRIE IM ALTER Basics 

#8 BORDERLINE Erfahrungs-Talk 

http://www.karl-jaspers-klinik.de/podcast
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#9 PSYCHIATRIE IM ALTER Philosophie-Talk 

#10 ESSSTÖRUNGEN Basics 

#11 ESSSTÖRUNGEN Experten-Talk 

#12 ALKOHOLABHÄNGIGKEIT Basics 

#13 FORENSISCHE PSYCHIATRIE Basics 

#14 FORENSISCHE PSYCHIATRIE Experten-Talk 

#15 ABHÄNGIGKEITSERKRANKUNGEN Experten-Talk 

#16 ANGSTSTÖRUNGEN - PSYCHOTHERAPIE BASICS 

#17 STRESSTOLERANZ-TRAINING IN EINER TAGESKLINIK – Experten-Talk 

#18 KINDER- UND JUGENDPSYCHIATRIE – Experten-Talk 

#19 MUTTER-KIND-AMBULANZ – Experten-Talk 

#20 Autismusspektrumsstörungen – BASICS 

#21 Demenzbeauftragte – Experten-Talk 

#22 Zwangsstörung - Basics 

#23 PALLIATIV-PSYCHIATRIE Experten-Talk 

#24 SCHIZOPHRENIE BASICS MEDIZIN 

#25 Bewegung EXPERTEN-TALK 

#26 SCHIZOPHRENIE BASICS 2 

#27 SCHIZOPHRENIE Erfahrungstalk 

#28 KRISEN Experten-Talk 
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Interview: Suizidprävention und Krisenintervention  
Mit freundlicher Genehmigung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen. Das Interview führten 

Gina Briehl und Daniel Nowik mit Dr. Peter Orzessek 

Am 10. September ist internationaler Tag der Suizidprävention. Im Frühjahr 

hat das Bundesministerium für Gesundheit die Nationale 

Suizidpräventionsstrategie vorgestellt. 

Dr. Peter Orzessek ist psychologischer Psychotherapeut und hauptberuflich im 

Sozialpsychiatrischen Dienst in Oldenburg tätig. Krisenintervention im 

Zusammenhang mit Suizidalität gehört zu seinem Alltag. Im Interview erklärt 

er, warum Suizidprävention auch im gesamtgesellschaftlichen Kontext 

betrachtet werden muss und was es für eine effektive Umsetzung braucht. 

Lieber Herr Dr. Orzessek, wie viele Suizide und Suizidversuche gibt es in 

Deutschland pro Jahr?  

In den letzten zehn Jahren lag die Zahl der Suizide ungefähr bei 10.000 pro 

Jahr. Die Zahl der Suizidversuche wird nicht fest erhoben. Da muss man aber 

sicherlich vom Zehn- bis Zwanzigfachen ausgehen. 

Haben sich die Zahlen über die Jahre verändert? Und wenn ja, woran 

liegt das? 

Die Suizidsterblichkeit hat sich seit 1981 halbiert. Die Ursachen sind nicht 

gänzlich klar, weil Suizide keine einfache Ursache haben, sondern 

multifaktoriell sind. Es dürfte auf jeden Fall auch daran liegen, dass wir mit der 

Entstigmatisierung von psychischen Erkrankungen weitergekommen sind und 

sich mehr Menschen in Behandlung begeben. Gerade im Bereich der 

Depressionen ist viel Aufklärungsarbeit passiert, zum Beispiel bei 

Hausärztinnen und Hausärzten, sodass mehr Menschen mit Depressionen 

und depressiven Störungen erkannt werden und eine Behandlung erhalten. 

Aber man muss auch feststellen, dass wir 9.215 Suizide im Jahr 2021 hatten 

und 2022 10.119, also fast 1.000 mehr. Für 2023 müssen wir von einem 

ähnlich hohen Niveau ausgehen. Ob diese Entwicklung als Nachgang der 

Pandemie gesehen werden muss, lässt sich nur vermuten. Man muss genau 
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beobachten, ob der positive Trend der letzten 40 Jahre so bleibt oder sich 

gerade etwas verändert. 

Wie sieht es im internationalen Vergleich aus?  

Dazu betrachtet man die Suizidrate, also wie viele Menschen pro 100.000 

Einwohner sterben. Deutschland liegt hier im unteren Mittelfeld. Laut 

Statistischem Bundesamt haben zumindest bei den G7-Staaten vor allem die 

USA und Japan eine deutlich höhere Suizidrate. Italien jedoch hat eine noch 

geringere Rate als Deutschland. Abseits der G7 haben Südafrika und die 

Russische Föderation eine sehr hohe Suizidrate. 

Sie arbeiten in einem Sozialpsychiatrischen Dienst. Wie sieht 

Krisenintervention bei Ihnen aus? Können Sie mal einen Ablauf 

skizzieren, wie so eine Intervention abläuft?  

Vorab muss man betonen, dass die Hilfen, die ein Sozialpsychiatrischer Dienst 

leistet, ergänzend zu anderen Hilfen zu sehen sind, die es für Menschen mit 

psychischen Erkrankungen gibt – das heißt ergänzend zu einer ambulanten 

oder stationären Krankenbehandlung. Wir ersetzen nicht die 

Regelpsychotherapie, so wie sie niedergelassene Praxen leisten oder im 

stationären Rahmen geleistet wird. Unsere Aufgabe ist vor allem die 

Gesprächsintervention, die Vernetzung mit anderen Hilfeanbietern und auch 

die Vermittlung in die Regelversorgung. Im Sozialpsychiatrischen Dienst sind 

wir insbesondere für Menschen mit schweren Krankheitsverläufen zuständig, 

die in der Regelversorgung noch keine Hilfe gefunden haben oder dort nicht 

ausreichend Hilfe finden, weil sie vielleicht einen ganz komplexen Hilfebedarf 

haben. 

Wir arbeiten interprofessionell, also dass verschiedene Berufsgruppen aus 

den Bereichen Psychologie, Psychotherapie, Medizin, Sozialarbeit, Pflege und 

Verwaltung zusammenagieren. Wenn wir davon ausgehen, dass eine Person 

Hilfebedarf hat, aber nicht in der Lage ist, sich selbst Hilfe zu suchen, dann 

machen wir auch unangekündigte Hausbesuche. Das ergibt sich dann aus 
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Meldungen von Dritten. Es ist nämlich oft so, dass sich nicht die Betroffenen 

selbst melden, sondern eher das Umfeld. Das können Angehörige, Nachbarn, 

Mitbewohnerinnen und Mitbewohner, manchmal Arbeitskolleginnen und 

Arbeitskollegen sein. Gelegentlich meldet sich auch die Hausärztin oder der 

Hausarzt, weil sie oder er sich Sorgen um eine Patientin oder einen Patienten 

macht, bei der oder dem eine psychische Erkrankung vermutet wird oder 

schon diagnostiziert wurde. Im nächsten Schritt schauen wir zunächst, ob uns 

die betroffene Person eventuell bereits bekannt ist. Denn wenn ja, dann gibt 

es bereits eine Ansprechpartnerin oder einen Ansprechpartner bei uns im 

Dienst, die oder der schon weiß, was helfen könnte und was nicht. 

In der Krisenintervention wird möglichst zeitnah Kontakt zur hilfebedürftigen 

Person aufgenommen, zum Beispiel zunächst telefonisch. Es kann auch sein, 

dass wir die Person per Brief oder Mail einladen oder uns zu einem Besuch 

anmelden. Aber wir machen auch unangekündigte Hausbesuche. Das ist 

abhängig von der Akuität und davon, was die Person zulassen kann oder 

nicht. Und dann geht es um Fragen der Diagnostik, ob bereits eine Diagnose 

bekannt ist oder noch gestellt werden muss. Bei Letzterem sind 

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sowie Ärztinnen und Ärzte 

gefordert – zusätzlich zu unserer größten Berufsgruppe, den 

Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern. 

Je nach Lage des Einzelfalls erfolgen die einzelnen Interventionen, also von 

Entlastungsgesprächen über das Aufzeigen weiterer Perspektiven bis hin zum 

Versuch, für bestimmte Entscheidungen Zeit zu gewinnen. Auch die 

Vermittlung ins Hilfesystem gehört dazu. Wenn es ambulant nicht geht, helfen 

wir eine stationäre Aufnahme in die Wege zu leiten. Bis hin zur letzten 

Konsequenz, wenn keine anderen Hilfen greifen, aber eine gegenwärtige 

Gefahr, zum Beispiel durch Suizidalität, fortbesteht, wird die Prüfung einer 

Unterbringung, die sogenannte Zwangseinweisung, auf den Weg gebracht. 

Das versuchen wir aber zu vermeiden – es geht immer darum, dass es 

möglichst nicht zu diesem Schritt kommt. 
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Das Thema Suizidassistenz spielt ja auch eine Rolle in der öffentlichen 

Diskussion. Die Bundespsychotherapeutenkammer schreibt in einer 

Stellungnahme: „Suizidprävention sollte leichter zugänglich sein als 

Suizidassistenz“. Wie beurteilen Sie diese Aussage? 

Das sehe ich auch so. Wir wissen, dass 80 bis 90 Prozent der Menschen, die 

an einem Suizid verstorben sind, auch eine psychische Erkrankung hatten. 

Das bedeutet, dass Suizidalität eigentlich fast immer als die akute Krise auf 

dem Boden einer psychischen Erkrankung verstanden werden kann. Wir 

müssen also in erster Linie sehen, dass diese Menschen die notwendige 

Behandlung bekommen, in der die Suizidalität gut in den Griff bekommen 

werden kann. Das gilt auch für Personen, die eine schwere, tödlich 

verlaufende körperliche Erkrankung mit Schmerzen haben – ich habe schon 

oft Patientinnen und Patienten gesehen, die akut suizidal waren, aber bei einer 

effektiven Schmerzbehandlung keine Suizidgedanken mehr hatten, weil sie 

nicht mehr so leiden mussten und sich der letzten Lebensphase anders stellen 

konnten. 

Als Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sollen und müssen wir die 

Autonomie eines Patienten respektieren, wir müssen aber auch Schaden 

minimieren. Unsere Pflicht ist es, im Rahmen unserer Möglichkeiten die 

zugrundeliegende psychische Erkrankung zu lindern oder zu heilen. 

Deswegen sehe ich es auch so: Suizidprävention muss an erster Stelle stehen 

und die Möglichkeit der Behandlung. Darauf sollten wir uns als Berufsgruppe 

konzentrieren. 

Sehen Sie also auch berufsethische Konflikte bei der Suizidassistenz? 

Möglicherweise wenn es um das Respektieren der Autonomie geht. Dass wir 

mit der Krisenintervention oder mit einer Zwangseinweisung diese Autonomie 

verletzen. Aber: Für mich steht dem das Mindern des Schadens gegenüber 

und dass wir es mit Menschen zu tun haben, die einen Wunsch haben, ihr 

Leben zu beenden und dass dies nicht losgelöst von ihrer psychischen 
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Erkrankung betrachtet werden kann und in der Gesamtheit gesehen werden 

muss. Und die meisten Menschen, die von einem Suizidversuch abgehalten 

wurden, versterben später tatsächlich nicht an einem Suizid. Das kann uns 

also Mut machen, zu handeln. So löst sich ein möglicher berufsethischer 

Konflikt vielleicht auf. 

Das Bundesgesundheitsministerium hat im Frühjahr eine Nationale 

Suizidpräventionsstrategie vorgelegt. Wie beurteilen Sie die Strategie 

und was wäre nötig für eine effektive Umsetzung? 

So wie ich die Strategie verstehe, geht es um drei Handlungsfelder: 

Gesundheitskompetenz, psychosoziale Beratung sowie Vernetzung und 

Koordination. Um diese Bereiche muss es auch gehen, wenn man es 

umfassend angehen will. Die Strategie schlägt vor, eine nationale Kompetenz- 

und Koordinierungsstelle einzurichten. Und genau diese wird es brauchen, 

weil die Zuständigkeiten im Bereich Suizidprävention sich über den Bund, die 

Länder und die Kommunen erstrecken. Dazu haben wir Aktivitäten der 

Kammern sowie der Leistungsträger und -anbieter. Die Telefonseelsorge hat 

zum Beispiel ihre Wurzeln in der Suizidprävention. Und diese Akteure müssen 

alle miteinander ins Gespräch kommen, um einen gemeinsamen 

Handlungsstrang zu verfolgen. Vieles in dieser Strategie hängt aus meiner 

Sicht am Start der Koordinierungsstelle, und dieser ist mir noch nicht ganz 

klar. Wichtig ist aus meiner Sicht aber auch, dass es eine Betroffenen-

Beteiligung gibt und auch die Forschung und Evaluation entsprechend 

berücksichtigt werden. 

Gleichzeitig sollte die Strategie mit der Reform der Notfallversorgung verknüpft 

werden. Wenn die Reform umgesetzt wird, die die integrierten Notfallzentren 

an den Kliniken schaffen soll, in Kombination mit dem ärztlichen Notdienst, da 

dürfen die Menschen mit psychischen Erkrankungen, Suizidgedanken und 

psychiatrischen Notfällen nicht vergessen werden. 
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Suizidprävention ist auch als Querschnittsthema in der gesamten 

Gesellschaft zu sehen. An welchen Punkten können Prävention, 

Intervention und Rehabilitation ansetzen? 

Wir müssen Prävention wirklich im Großen verstehen. Beginnend mit 

universeller Prävention, also Aufklärung über psychische Erkrankungen und 

Gesundheit. Am besten schon früh in der Schule. Es gibt auch Bemühungen, 

dass Bürgerinnen und Bürger seelische erste Hilfe lernen können, sprich: wie 

gehe ich auf jemanden zu, der in einer psychischen Krise ist? Wir brauchen 

ausreichende Behandlungskapazitäten für psychisch kranke Menschen, damit 

die Grunderkrankung behandelt werden kann. 

Methoden-Restriktion ist davon auch ein Teil, das heißt Suizid-Hotspots wie 

Brücken oder Gebäude zu sichern, indem beispielsweise der Zugang verwehrt 

wird oder ein Gitter angebracht wird. Das verhindert effektiv Suizide, denn 

suizidgefährdete Menschen, die sind häufig sehr eingeengt – nicht nur auf das 

Leid und die vermeintliche Lösung durch Suizid – sondern auch auf ihre 

Methode. Eine andere Methode, sei es schon ein anderes Gebäude, kommt 

wegen dieser Einengung dann nicht infrage. Oft ist dann schon zeitlich die 

„Zuspitzung“ vorbei. Deswegen ist die Methoden-Restriktion so wirksam. Das 

kann auch die Verfügbarkeit von Medikamenten sein oder schon die 

Packungsgrößen von Medikamenten, die für den Zweck geeignet wären. 

Risikogruppen müssen gesehen werden. Männer haben ein deutlich höheres 

Risiko als Frauen, an einem Suizid zu versterben und alleinstehende 

Menschen auch. Wir müssen die älteren Menschen im Blick behalten, weil bei 

diesen das Suizidrisiko am größten ist, aber auch die ganz jungen Menschen, 

wo Suizid die zweithäufigste Todesursache ist. Die Hinterbliebenen dürfen 

nicht vergessen werden. Jugendliche müssen von den Eltern und Lehrerinnen 

und Lehrern im Blick behalten werden. Pflegedienste, Hausärztinnen und 

Hausärzte und Co. müssen ausreichend fortgebildet sein, um die notwendigen 

Hilfen einzuleiten. Aber auch Polizistinnen und Polizisten, Taxifahrerinnen und 

Taxifahrer, Busfahrerinnen und Busfahrer zum Beispiel, müssen sensibilisiert 
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werden – dass Menschen, die sich im öffentlichen Raum auffällig verhalten, 

zum Beispiel in gebundener Körperhaltung an einer Brücke oder Bahngleisen 

stehen, gemeldet werden oder gegebenenfalls sogar angesprochen werden. 

Denn allein eine Ansprache kann eine Einengung auflösen – deshalb sind die 

Ideen von seelischer erster Hilfe richtig gut. Damit man eine gewisse 

Zivilcourage entwickelt, jemanden Fremdes anzusprechen, dem es 

offensichtlich nicht gut geht. 

Und insgesamt brauchen wir eine bessere psychiatrische, ambulante und 

psychotherapeutische Notfallversorgung, damit Menschen in akuten 

Situationen unverzüglich Hilfe bekommen. Und im Bereich Rehabilitation 

braucht es nach einem Suizidversuch gute Unterstützung, für Betroffene und 

für Hinterbliebene. 

Was möchten Sie Ihren Kolleginnen und Kollegen zu diesem Thema 

gerne noch mitteilen? 

Ich finde wichtig, dass man als Psychotherapeutin oder Psychotherapeut die 

eigene Haltung zu dem Thema gut geklärt hat. Und wenn man eigene 

Erfahrungen damit hat, zum Beispiel eigene suizidale Gedanken schon einmal 

hatte, oder Angehörige oder Bekannte an einem Suizid verstorben sind, dass 

man sich mit diesen Erfahrungen gut auseinandergesetzt hat. Damit es in der 

Arbeit mit den Patientinnen und Patienten nicht im Wege steht. Wichtig ist 

auch, sich in diesem Bereich, wie in anderen auch, regelmäßig fortzubilden. 

Für die praktische Arbeit mit den Patientinnen und Patienten finde ich es 

wichtig, aktiv Suizidgedanken zu erfragen, das nicht wegzulassen. Die 

Patientinnen und Patienten müssen das Unaussprechliche bei uns 

aussprechen dürfen. Das ist schon die wichtigste Intervention. Neben der 

Behandlung der Grunderkrankung und spezieller Interventionen im Bereich 

Suizidalität sollte man bei Risikopatientinnen und Risikopatienten besonders 

wachsam sein. 
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Mit Patientinnen und Patienten, die suizidal sind, können Non-

Suizidvereinbarungen getroffen oder ein Krisenplan erarbeitet werden, damit 

sie wissen, was sie in Zuspitzungs-Situationen selbst tun können. Und 

insgesamt ist es wichtig, dass man sich mit anderen Akteuren im Hilfesystem 

vernetzt, mit anderen Berufsgruppen und Behandlerinnen und Behandlern. Bei 

sich selbst vor Ort sollte man wissen: Wie funktioniert in letzter Konsequenz 

eine Zwangseinweisung? Damit man dann nicht erst mit der Recherche 

anfangen muss, sondern im Notfall sicher weiß, an wen man sich wenden 

muss. 

Das Gespräch führten Gina Briehl und Daniel Nowik. 

Wenn Sie selbst Suizidgedanken haben oder bei einer anderen Person 

wahrnehmen: Kostenfreie Hilfe bieten in Deutschland der Notruf 112, die 

Telefonseelsorge 0800/1110111 und das Info-Telefon Depression 0800/3344 

533. Weitere Infos und Adressen unter www.deutsche-depressionshilfe.de. 

Kontakt: 
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Gesund leben lernen: Gesundheits- und Konsumkompetenz fördern 
Ein Beitrag der Drogenberatung Rose 12 Oldenburg für den Sozialpsychiatrischen Plan der Stadt 

Oldenburg 

Prävention im Wandel 

Suchtprävention hat sich in den vergangenen Jahren grundlegend 

weiterentwickelt- weg von einer rein defizitorientierten Aufklärung hin zu einem 

Ansatz, der Menschen in ihrer Lebenswelt stärkt. Ziel ist es, jungen Menschen 

Kompetenzen zu vermitteln, mit denen sie ihre Gesundheit aktiv und 

selbstbestimmt gestalten können. 

Die Drogenberatung (Drobs) Oldenburg versteht moderne Prävention deshalb 

als Förderung von Gesundheits- und Konsumkompetenz. Beides sind zentrale 

Schlüssel, um psychische und körperliche Gesundheit langfristig zu sichern 

und Suchterkrankungen vorzubeugen. 

Der Nationale Aktionsplan Gesundheitskompetenz (NAP) beschreibt 

Gesundheitskompetenz als die Fähigkeit, gesundheitsbezogene Informationen 

zu finden, zu verstehen, zu bewerten und in eigenes Handeln umzusetzen 

(Hurrelmann et alii, 2018). Damit umfasst dieser Begriff weit mehr als 

„gesundheitliches Wissen“ – er verbindet kognitive, emotionale und soziale 

Fertigkeiten, die dabei helfen, selbstbestimmte Entscheidungen für die eigene 

Lebensführung zu treffen. 

Gesundheitskompetenz und Lebenskompetenzen – Schutzfaktoren gegen 

Sucht 

Diese Definition deckt sich mit dem breiten Verständnis, das die WHO schon 

1998 mit dem Lebenskompetenz-Ansatz verfolgt hat. Lebenskompetenzen – 

darunter fallen unter anderem Selbstwahrnehmung, Empathie, kritisches 

Denken, Stressbewältigung oder Problemlösen – gelten als Schutzfaktoren vor 

riskanten Konsummustern und Sucht. Sie sind eine unverzichtbare Basis, 

damit Gesundheitswissen überhaupt wirksam genutzt werden kann 

(SuchtMagazin 2018). 



65 

Das Positionspapier des Deutschen Netzwerks Gesundheitskompetenz 

(DNGK) (2019) ergänzt diese Perspektive: Gesundheitskompetenz ist keine 

rein individuelle Aufgabe, sondern entsteht in einem Zusammenspiel von 

persönlichen Fähigkeiten und strukturellen Bedingungen. Organisationen – 

von Schulen über Jugendzentren bis hin zu Suchthilfeeinrichtungen – tragen 

Verantwortung, Gesundheitskompetenz fördernde Umgebungen zu schaffen. 

 

Was die Drogenberatung Oldenburg tut 

Die Drogenberatung (Drobs) Oldenburg setzt genau hier an. Unser Ziel ist es, 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen Gelegenheiten zu geben, über 

psychische Gesundheit, Konsum, Stress, Beziehungen und psychische 

Belastungen zu sprechen – und dabei Kompetenzen zu entwickeln, die sie 

befähigen, reflektierte Entscheidungen zu treffen. 

Einmal im Monat öffnen wir im Rahmen von „Spotlight Rose“ unsere Türen für 

Schulklassen und Jugendgruppen. Das Besondere: Die Gruppen kommen 

ohne festgelegtes Thema. Sie lernen unser Haus kennen und erfahren, dass 

Suchtberatung mehr ist als nur Krisenintervention. So bauen wir Schwellen ab 

und ermöglichen, dass Jugendliche später bei Bedarf leichter Unterstützung 

annehmen. 

In unseren Präventionsprojekten an Schulen geht es nicht um Abschreckung, 

sondern um echte Auseinandersetzung. Wir sprechen über Gruppendruck, 

Schönheitsideale, riskantes Konsumverhalten, aber auch über Ressourcen: 

Was tut mir gut? Wie gehe ich mit Stress um? Wie kann ich für mich selbst 

Verantwortung übernehmen? 

Niedrigschwellige Angebote: Über feste Sprechstunden in Jugendzentren oder 

informelle Beratung am Rande von Workshops erreichen wir Jugendliche dort, 

wo sie sind. Nicht immer wird dabei gleich ein „Problem“ thematisiert. Häufig 

geht es erst einmal um Vertrauen. Prävention funktioniert aus unserer Sicht 

immer über Beziehung. 
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Fachkräfte-Schulungen: Um Gesundheits- und Konsumkompetenz nachhaltig 

zu fördern, brauchen auch Fachkräfte Wissen und Sicherheit. Wir schulen 

deshalb Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Lehrkräfte und Mitarbeitende 

in Jugendzentren. Sie lernen, wie sie gesundheitliche Aufklärung und 

Risikokompetenz in ihre Arbeit einbetten können – ohne sie als weiteres „Add-

On“ zu empfinden (NAP 2018) sondern als Ressource, die ihre Arbeit sogar 

erleichtert. 

Die wissenschaftlichen Grundlagen hierfür sind klar: Gesundheitskompetenz 

ist in Deutschland insgesamt nur schwach ausgeprägt, besonders bei jungen 

Menschen aus bildungsbenachteiligten Familien (Schaeffer et al. 2018). Die 

Shanghai-Deklaration der WHO (2016) benennt Gesundheitskompetenz 

deshalb als eines der drei global prioritären Handlungsfelder. Inhaltlich geht es 

um informierte Entscheidungen, Selbstreflexion und Zugang zu verlässlichen 

Informationen und Angeboten. 

Internationale Studien belegen, dass Investitionen in Prävention und 

Gesundheitsförderung nicht nur gesundheitliche, sondern auch erhebliche 

ökonomische Effekte haben – etwa durch vermiedene Krankheitskosten, 

weniger Arbeitsunfähigkeit und geringere soziale Folgekosten. Auch die 

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) weist in ihren 

Empfehlungen zur kommunalen Gesundheitsförderung und Prävention immer 

wieder auf diese internationalen Ergebnisse hin und unterstreicht damit die 

hohe Wirtschaftlichkeit frühzeitiger und strukturierter Präventionsstrategien. 

Dabei gilt: Gesundheitskompetenz entsteht nicht allein durch Unterricht. Sie 

braucht Strukturen, die gesundheitsförderliches Verhalten erleichtern. Die 

Drobs Oldenburg sieht ihre Aufgabe daher nicht nur in der direkten Arbeit mit 

Jugendlichen, sondern auch darin, die Lebenswelten und Settings 

mitzugestalten. Wir unterstützen Schulen und Jugendzentren dabei, 

förderliche Rahmenbedingungen zu schaffen – sei es durch die Gestaltung 

von Projekttagen, durch Kooperationen oder durch Vernetzung mit anderen 

Fachstellen. 
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Damit Gesundheitskompetenz in Oldenburg wirklich nachhaltig gefördert wird, 

braucht es mehr. 

Verbindlichkeit: Gesundheitskompetenz sollte nicht vom Engagement 

einzelner Lehrkräfte oder Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter abhängen. 

Sie muss systematisch in Schulprofile, in die Arbeit von Jugendzentren und in 

kommunale Netzwerke eingebunden sein (GeKoOrg-Schule 2022). 

Multiprofessionelle Teams: Wie im NAP gefordert, sollten auch 

Gesundheitsfachkräfte, zum Beispiel Schulgesundheitspflegerinnen und -

pfleger oder Mitarbeitende des öffentlichen Gesundheitsdienstes, enger in die 

Arbeit mit Schulen und Jugendzentren integriert werden. So lassen sich 

Prävention, Beratung und Frühintervention noch besser verzahnen. 

Partizipation: Jugendliche und Familien sollten stärker einbezogen werden, um 

Angebote passgenau zu gestalten. Nur so entsteht Gesundheitskompetenz, 

die wirklich zu den Lebensrealitäten der Menschen passt. 

Gesundheits- und Konsumkompetenz sind entscheidende Grundlagen, damit 

junge Menschen in Oldenburg gesund aufwachsen und selbstbestimmt leben 

können. Sie schützen vor riskantem Konsum und psychischen Krisen, 

ermöglichen Teilhabe und fördern langfristig auch eine stabile soziale und 

wirtschaftliche Entwicklung. 

Die Drobs Oldenburg leistet hierzu einen Beitrag – als Partnerin von Schulen, 

Jugendzentren, Familien und der Kommune. Gemeinsam wollen wir 

Bedingungen schaffen, in denen junge Menschen „gesund leben lernen“. 

Dafür brauchen wir tragfähige Strukturen, fachliche Netzwerke und die 

Verbindlichkeit, Prävention nicht nur als freiwilliges Angebot, sondern als 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu begreifen. 
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Kontakt: 
 
Rose 12 
Am Schießstand 34, 26122 Oldenburg 
Telefon: 0441 83500 
 

https://www.google.com/maps/place/data=!4m2!3m1!1s0x47b6df00404f75e7:0x4275a76a3ab021f6?sa=X&ved=1t:8290&ictx=111
https://www.google.com/search?client=firefox-b-e&channel=entpr&q=Rose+12+Stadt+Oldenburg
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Netzwerk „Schulsozialarbeit an Oldenburger Schulen“ 
Jutta Anton, Schulsozialarbeiterin an der OBS Alexanderstraße, Mitglied des Netzwerks 

Schulsozialarbeit 

Das Netzwerk Schulsozialarbeit an Oldenburger Schulen trifft sich alle sechs 

Wochen und tauscht sich moderiert über aktuelle Belange in den Schulen und 

ihren verschiedenen Schulformen aus. Seit der Gründung des Netzwerks 2007 

mit circa zehn Personen ist es mittlerweile auf ungefähr 45 Personen 

angewachsen. Es gab einen langsamen, aber stetigen Ausbau der 

Schulsozialarbeit an Oldenburger Schulen. Von der Erfüllung eines Schlüssels 

von 150 Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen auf eine 

Vollzeiteinheit Schulsozialarbeit sind wir aber noch sehr weit entfernt.  

Warum ist das Netzwerk Schulsozialarbeit Teil des Sozialpsychiatrischen 

Verbundes? 

Seit mehreren Jahren sind wir Teil des Verbundes, um uns für die Vernetzung 

zwischen den Systemen für die Bedarfe der Kinder, Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen einzusetzen. 

Eine Kernaufgabe von Schulsozialarbeit ist die Beratung von Kindern, 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Die Beratungsanlässe sind so 

vielfältig wie unsere Zielgruppe und wir bilden uns fortwährend in den Themen 

weiter.  Gerade Problemlagen in psychosozialen Bereichen treten häufig auf. 

In diesem Zusammenhang ist es besonders wichtig für uns einen guten 

Einblick über die Versorgungslage der Angebote in der Stadt zu haben. Das 

Verweisungswissen ist für uns eine wichtige Ressource und kommt den 

Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit ihren Familien zugute.  

Teil des Verbundes zu sein, bedeutet auch, dass wir Belange aus den Schulen 

an die anderen Systeme zurückgeben, um an dieser Schnittstelle einen 

fachlichen Austausch zu gewährleisten und Bedarfe frühzeitig zu 

kommunizieren. Gerade der multiprofessionelle Austausch eröffnet in der 

Regel neue Ansätze, um die Zielgruppe besser zu unterstützen. 
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Ein weiterer Schwerpunkt in der Schulsozialarbeit ist die Prävention. Auch hier 

sind wir im stetigen Austausch mit Fachkräften aus den angrenzenden 

Fachgebieten, wie zum Beispiel Sucht, Essverhalten, sexualisierte Gewalt, 

Mediennutzung und Radikalisierung.  

Im Rahmen unserer Netzwerktreffen stellen sich regelmäßig andere 

Institutionen vor und geben uns Einblicke in ihre Angebote. Ebenfalls führen 

wir Fach- und Methodentage durch, zu denen wir referierende Personen 

einladen. 

Quellen: 

SCHULSOZIALARBEIT SYSTEMATISCH AUSBAUEN, letzter Zugriff 02.07.2025 

Erlass "Soziale Arbeit in schulischer Verantwortung", letzter Zugriff 02.07.2025) 

Kontakt: 
 
Gerne kann zu unserem Netzwerk Kontakt über die folgenden Personen 

aufgenommen werden: 

 

Kerstin Pössiger  

Grundschule Nadorst 

poessiger@grundschule-nadorst.de 

 

Burkhard Schmiesing 

Integrierte Gesamtschule Flötenteich 

burkhard.schmiesing@igs-floetenteich.eu 

 

Jutta Anton 

Oberschule Alexanderstraße 

 jutta.anton@obs-alex.eu 

https://www.schulsozialarbeit-nrw.de/wp-content/uploads/2015/12/Die_Dortmunder_Erkl%C3%A4rung_Digital_final.pdf
https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/ausbau_schulischer_sozialarbeit_in_landesverantwortung/erlass_soziale_arbeit_in_schulischer_verantwortung/konzept-soziale-arbeit-in-schulischer-verantwortung-150693.html
mailto:poessiger@grundschule-nadorst.de
mailto:burkhard.schmiesing@igs-floetenteich.eu
mailto:jutta.anton@obs-alex.eu
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Essstörungen – Die stillen Süchte 
Dr. Silke Kleinschmidt, Klinikdirektorin Klinik für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie 

Westerstede Psychiatrieverbund Oldenburger Land gGmbH Karl-Jaspers-Klinik, 

Renate Vossler, Stellvertretende Gleichstellungsbeauftragte Stadt Oldenburg 

 

Essstörungen bei Jugendlichen, Adoleszenten und erwachsenen Patientinnen 

und Patienten und die Notwendigkeit eines niedrigschwelligen 

Beratungsangebotes 

Einleitung 

Das Forum Essstörungen – ein seit 2002 bestehender interdisziplinärer 

Arbeitskreis – stellt deutliche Defizite in der Gesundheitsförderung und 

Versorgung von Essstörungen gefährdeter und erkrankter Kinder, 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen in der Stadt Oldenburg und dem 

Umland fest.  

Fachleute unterschiedlicher Einrichtungen beklagen, dass insbesondere an 

Anorexie Erkrankte häufig erst in einer bereits lebensbedrohlichen Phase der 

Erkrankung Behandlung suchen, beziehungsweise eine frühzeitige 

Behandlung in der Pubertät Spätfolgen verhindert hätte. 

Wie zeigt sich die Erkrankung?  

Die Essstörungen haben als gemeinsames Merkmal, dass das Essverhalten 

nicht mehr von Hunger, Sättigung und Appetit gesteuert wird, sondern andere, 

in der Regel emotionale und immense zwischenmenschliche Bedeutung 

erhält. Das Bedürfnis, Kontrolle zu behalten, sich zu behaupten oder das 

Selbstwertgefühl zu stabilisieren und sich zu beruhigen, kann dabei zugrunde 

liegen. Bei anorektischen Menschen steht symptomatisch oft der Wunsch, 

immer weiter abzunehmen, im Mittelpunkt. Patientinnen und Patienten mit 

Bulimie leiden unter Essanfällen, die sie beispielsweise mit selbst 

verursachtem Erbrechen zu regulieren versuchen. Hier steht die Angst vor der 

Gewichtszunahme im Zentrum. Bei Binge-Eating-Störungen kommt es zwar zu 

Essanfällen beziehungsweise zu erhöhter Kalorienzufuhr, allerdings ohne die 

gegenregulatorischen Maßnahmen wie Erbrechen oder intensivierte sportliche 
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Aktivität. Auch wenn die darunter entstehende Gewichtszunahme leidvoll 

erlebt wird, nimmt das Essverhalten suchtartigen Charakter an, weil das 

Bedürfnis, negative Emotionen oder zwischenmenschliche Konflikte zu 

kompensieren, übermächtig ist. Bei allen Essstörungen verfestigen sich 

pathologische Muster im Umgang mit Essen und Gewicht zu ritualisierten 

Denk- und Verhaltensmustern, aus denen die Betroffenen sich nicht aus 

eigener Kraft lösen können. 

Gesellschaftliche Einflüsse 

Besonders bei Formen der Magersucht (Anorexia nervosa, Anorexia athletica, 

Orthorexia nervosa) und auch bei allen anderen Essstörungen verstärken 

gesellschaftliche Normen, wie beispielsweise unrealistische Schönheitsideale, 

denen besonders junge Mädchen und Frauen und zunehmend auch junge 

Männer ausgesetzt sind, das Auftreten der Erkrankung. Während bei Frauen 

niedriges Gewicht und Schlankheit als Bewertungsmaßstab gelten, werden 

Männer für schön gehalten, die athletisches Aussehen oder spezifische 

Körperformen zeigen. Das Internet und soziale Medien sind dabei ein 

wichtiger Motor für die Verbreitung der oft manipulierten visuellen Vorbilder, an 

denen sich besonders junge Menschen messen. Dies erfolgt weitgehend 

unreguliert und mit hoher Wirksamkeit, schon weil die Mediennutzung unter 

Jugendlichen zeitlich einen großen Umfang hat. 

Prävalenz 

Minderjährige und junge Erwachsene sind die am häufigsten von 

Essstörungen betroffene Personengruppe. Während in dieser Altersgruppe 

Neuerkrankungen an Anorexia nervosa und Bulimie besonders häufig 

auftreten, sind Erwachsene häufiger von sogenannten „Binge-Eating-

Störungen“ (Essanfälle ohne Gegenregulation, wie beispielsweise Erbrechen) 

oder unspezifischen Essstörungen, oft in Verbindung mit krankhaftem 

Übergewicht (Adipositas), betroffen. Die Dunkelziffer ist bei diesen 

Erkrankungen besonders hoch, auch weil die Übergänge zwischen 
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gesundheitsbewusster Ernährung und restriktiv-pathologischem Essverhalten 

fließend sind. 

Die sogenannte 12-Monatsprävalenz in Deutschland (Häufigkeit der 

Erkrankung pro Jahr bezogen auf die gesamte Bevölkerung) für die Anorexie 

liegt bei ca. 1 Prozent, die für Bulimie liegt bei 1,5 Prozent und die für die 

„Binge-Eating-Störungen“ bei 2,5 bis 4 Prozent Zum Vergleich dazu liegt die 

12-Monatsprävealenz für Schizophrenie bei 0,8 bis 1 Prozent. 

In der groß angelegten „KIGGS-Studie“ 4 des Robert Koch-Institutes wurde 

unter anderem die Prävalenz von Essstörungen bei Kindern und Jugendlichen 

in Deutschland untersucht. Dieser Studie zufolge zeigt jedes fünfte Kind im 

Alter von 11 bis 17 Jahren und sogar jedes dritte Mädchen derselben 

Altersgruppe Symptome dieser Krankheit. Umgerechnet auf die 

Einwohnerzahl Oldenburgs, haben wir es hier mit ca. 2.500 minderjährigen 

Betroffenen und einer nicht messbaren Zahl von minderjährigen Gefährdeten 

zu tun. Andere Zahlen zeigen, dass nach der Covid-19-Pandemie die 

Häufigkeit von Essstörungen unter 12- bis 17-Jährigen um 30 Prozent zunahm 

(BZgA). 

Obwohl sich die Zahl der Behandlungen wegen Essstörungen im langfristigen 

Vergleich wenig verändert hat, hat sich laut Statistischem Bundesamt die Zahl 

der wegen Essstörungen behandelten 10- bis 17-Jährigen in den vergangenen 

20 Jahren von 3.000 auf 6.000 verdoppelt. Mädchen und junge Frauen dieser 

Alterskohorte machen „knapp die Hälfte (49,3 Prozent) aller stationär wegen 

Essstörungen behandelten Patientinnen und Patienten aus. 20 Jahre zuvor lag 

deren Anteil noch bei knapp einem Viertel (23,4 Prozent)“5. 

 

                                            
4 https://www.rki.de/DE/Themen/Nichtuebertragbare-Krankheiten/Psychische-Gesundheit/Essstoerungen/Essverhalten-

KiGGS.pdf?__blob=publicationFile&v=1 
5 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/08/PD25_N041_231.html (zuletzt aufgerufen 12.08.2025) 

https://www.rki.de/DE/Themen/Nichtuebertragbare-Krankheiten/Psychische-Gesundheit/Essstoerungen/Essverhalten-KiGGS.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.rki.de/DE/Themen/Nichtuebertragbare-Krankheiten/Psychische-Gesundheit/Essstoerungen/Essverhalten-KiGGS.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/08/PD25_N041_231.html
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Wenn wir die 12-Monatsprävalenz für die Bundesrepublik (alle Altersgruppen, 

alle Essstörungen) zugrunde legen, müssen wir also in der Versorgungsregion 

der Karl-Jaspers-Klinik (circa 1 Millionen Einwohner*innen) mit etwa 57.500 

Betroffenen rechnen. 

Die Stillen  

Die von Essstörungen Betroffenen sind überwiegend jüngere Frauen, die sich 

angepasst und leistungsorientiert verhalten und sich bemühen, den 

Erwartungen zu entsprechen, die an sie gerichtet werden. Sie fallen allenfalls 

durch gute Schulnoten, Verantwortungsbewusstsein und Fürsorge für andere 

auf. Sie verbergen ihre Sorgen und Bedürfnisse wie auch ihre Symptome und 

leiden still. Junge Frauen erleben oft, dass sie von ihrer sozialen Umgebung 

für ihre Gewichtsabnahme anfänglich gelobt oder gar bewundert werden, was 

ihr Bemühen, abzunehmen, noch verstärkt.  

Sie fallen in der Gesellschaft nicht unangenehm auf, reagieren nicht 

bedrohlich, gewalttätig oder kriminell und entgehen daher oft der öffentlichen 

Wahrnehmung. Während komplementäre Angebote für die klassischen 

psychischen Erkrankungen wie Depressionen, stoffgebundene 

Suchterkrankungen und psychotische Störungen selbstverständlich und 

überregional etabliert sind, fehlt es an niedrigschwelligen, qualifizierten 

Beratungsangeboten, Wohngruppen oder anderen ambulanten 

Assistenzmöglichkeiten. Da Essstörungen zu schweren gesundheitlichen 

Störungen führen und mittel- und langfristig zum Teil irreversible Folgen 

haben, ist dieser Mangel an Unterstützung fatal. Anorexia nervosa besitzt die 

höchste Mortalitätsrate aller psychiatrischen Erkrankungen im Kindes- und 

Jugendalter6 und neigt unbehandelt zur Chronifizierung beziehungsweise 

verkürzt die Lebenserwartung erheblich. 

                                            
6 Auger N, Potter BJ, Ukah UV et al (2021) Anorexia nervosa and the long-term risk of mortality in women.World 

Psychiatry 20:448–449. https://doi.org/10.1002/wps.20904 
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Die Betroffenen sind sich selbst in der Regel der Gefahren und der Krankheit 

anfangs nicht bewusst, und daher sind es oft die Angehörigen, die die 

dramatischen Veränderungen wahrnehmen und ebenfalls in unserer Region 

kaum Beratungsangebote vorfinden. 

Prävention und Niedrigschwelligkeit  

Die Universitätsklinik Hamburg-Eppendorf hat eine sehr umfangreiche, 

wissenschaftlich validierte Studie7 durchgeführt, deren Ergebnis unzweifelhaft 

ist: Prävention, Information und niedrigschwellige, unverzügliche Beratung für 

Jugendliche und deren Erzieherinnen und Erzieher, Ärztinnen und Ärzte, 

Lehrerinnen und Lehrer, Freundinnen und Freunde und Eltern sind 

ausgesprochen wirkungsvolle und im wahrsten Sinn des Wortes notwendige 

Mittel, um die Erhöhung von Krankheitszahlen und Behandlungskosten zu 

vermeiden, da sie Krankheitseinsicht, Verhaltensänderung und im Bedarfsfall 

Therapiemotivation bewirken.  

Das Fazit ist: „Aufklärung und Prävention gehören zu den 

erfolgsversprechenden Maßnahmen, um die Entstehung von Essstörungen zu 

verhindern. Der Ersterkrankungspeak der Essgestörten liegt in der 

Adoleszenz. Aufgrund des frühen Krankheitsbeginns und der hohen 

Chronifizierungsneigung bei zu spät einsetzender Behandlung gehört 

Prävention zu den wichtigsten Aufgaben in der Versorgung.“8 

Die Krankheitseinsicht ist eine Bedingung für eine sinnvolle Behandlung, die, 

wie oben erwähnt, nicht vorausgesetzt werden kann. Schaffen kann man sie 

nur durch aufklärende, präventive Arbeit und ein dieser Arbeit direkt folgendes 

niedrigschwelliges und unbürokratisches Beratungsangebot. Es gibt zwar 

bereits einige stationäre Behandlungsmöglichkeiten in der Region, die 

allerdings erst das letzte Glied in der Behandlung sind. Diese werden 

veranlasst, wenn bereits eine längere, oft unbehandelte Krankheitsentwicklung 

                                            
7 http://www.egms.de/static/de/meetings/dkvf2011/11dkvf182.shtml 

8  https://www.egms.de/static/de/meetings/dgess2012/12dgess090.shtml 

http://www.egms.de/static/de/meetings/dkvf2011/11dkvf182.shtml
https://www.egms.de/static/de/meetings/dgess2012/12dgess090.shtml
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vorangegangen ist. In der Region Oldenburg und im Ammerland fehlen leicht 

zugängliche, niedrigschwellige, primär und sekundär präventive Maßnahmen, 

die sich auf Personenkreise, die mit Minderjährigen, Familien und 

Erwachsenen Menschen mit Essstörungen zusammenarbeiten 

beziehungsweise -leben beziehen. Qualifizierte, mehrstufige Beratung, 

angeleitete Selbsthilfegruppen und Angehörigenarbeit können erste Hilfen für 

Betroffene und ihre Familien sein. Vernetzung mit allen Anbietern in einem 

gestuften Behandlungssystem, das Prävention, Beratung, ambulante 

Psychotherapie und stationäre Behandlung verbindet, kann zu einer 

deutlichen Verbesserung der bisher desolaten Versorgungssituation führen.  

Beratungs- und Koordinierungsstelle 

Um die Aktivitäten aller Akteure zu verknüpfen, um gemeinsame Fortbildungen 

und Informationsveranstaltungen zu organisieren oder Arbeitsgruppen und 

Qualitätszirkel zu moderieren, braucht es eine gemeinsame Anlaufstelle, die 

die Gleichstellung dieser Erkrankungsgruppe im Versorgungssystem 

systematisch verfolgt und auch eigene Beratungsangebote macht. Die 

Koordination in der Zusammenarbeit Oldenburger und Ammerländer 

Hilfeeinrichtungen als Aufgabengebiet einer einzurichtenden Beratungsstelle 

würde eine optimale Versorgungskette gewährleisten 

Erzieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer, Psychotherapeutinnen 

und Psychotherapeuten, Klinikmitarbeitende und An- und Zugehörige 

brauchen eine feste Anlaufstelle, an die sie sich im Bedarfsfall schnell und 

unkompliziert wenden können. Dabei ist Kontinuität wichtig, weil die 

Erkrankungen langwierig verlaufen und oft Kinder, Heranwachsende und die 

Altersgruppe im Übergang zum Erwachsenwerden betreffen. Stabile, 

kompetente Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner helfen Betroffenen 

und ihren Angehörigen dabei, über die unterschiedlichen Phasen der 

Erkrankung hinweg geeignete Behandlungsformen in der Region zu finden. 

Fazit 
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Die Gesundheitsförderung und Versorgung von Essstörungsgefährdeten und 

erkrankten Kindern, Jugendlichen sowie jungen Erwachsenen in der Stadt 

Oldenburg und Umgebung ist dringend verbesserungswürdig. Ein 

ganzheitlicher Ansatz, der sowohl Prävention und gesellschaftliche Aufklärung 

als auch den Ausbau niedrigschwelliger, qualifizierter Beratungsstellen, 

ambulanter Assistenzangebote und Wohngruppen umfasst, ist essenziell. 

Gesellschaftliche Einflüsse wie unrealistische Körperbilder müssen aktiv 

bekämpft werden, um die Entstehung und Verschärfung von Essstörungen zu 

verhindern. Die Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle, die alle relevanten 

Akteure vernetzt und eine schnelle, kompetente Hilfe gewährleistet, ist dabei 

von besonderer Bedeutung. Durch ein solches koordiniertes und umfassendes 

Versorgungssystem können Leben gerettet und die Lebensqualität der 

Betroffenen nachhaltig verbessert werden. 

Kontakt: 
 
Für den Arbeitskreis Forum Essstörungen  

Renate Vossler 

Stellvertretende Gleichstellungsbeauftragte Stadt Oldenburg 

Telefon: 0441 – 235-2421 

renate.vossler@stadt-oldenburg.de 



78 

Selbstfürsorge bei psychischen Erkrankungen für Betroffene, 

Angehörige, und Professionelle 
Chiara Knittel, Sozialarbeiterin im Sozialpsychiatrischer Dienst Stadt Oldenburg 

„Pass auf dich auf!“, „Lenk dich von dem Thema mal etwas ab“, „Denk an 

deine Work-Life-Balance“ – doch was bedeutet das eigentlich? Ist Ablenkung 

nicht nur ein kalter Tropfen auf einem heißen Stein?  

In diesem Artikel soll es darum gehen, wie es Betroffenen von psychischen 

Erkrankungen, Angehörigen und Professionellen gelingen kann, in 

psychischen Krisensituationen stark zu sein und zu bleiben.  

Immer wieder werden wir mit Auseinandersetzungen, Krisen und Krankheiten 

konfrontiert. Letztere betreffen nicht nur den erkrankten Menschen selbst. 

Krankheiten beeinflussen auch das soziale Umfeld, wie etwa die Familie, 

Freundinnen und Freunde und oft den Arbeitsplatz. Auch das 

Gesundheitssystem mit seinen Arzt- und Psychotherapiepraxen sowie 

Beratungsstellen ist nahe an den Problemen und Herausforderungen einer 

erkrankten Person dran. Sie haben Einblicke in diverse Geschichten und 

erhalten oft Informationen über intime Themen.  

Schauen wir uns körperliche Beschwerden und Erkrankungen an, ist meist 

ganz offensichtlich, was fehlt, oder „anders ist als vorher“. Der Arm liegt im 

Gips, die Haare können durch die Chemotherapie bei einer Krebserkrankung 

ausgefallen sein. 

Bei psychischen Erkrankungen verhält sich das anders. Ein „komisches“ 

Verhalten kann auffällig, manchmal abschreckend für die Betroffenen selbst 

aber auch für das Umfeld sein. Emotionen, die sich nicht zuordnen lassen, 

gehen häufig auch mit Hilflosigkeit bei den Betroffenen und deren sozialen 

Umfeld einher. Wo kann ich (mir selbst) helfen? An welcher Stelle grenze ich 

mich ab? Was ist zu viel oder zu wenig? Und wann und wo achte ich bei 

Problemen, Symptomen und Herausforderungen anderer eigentlich auf mich? 

Grundlegend ist davon auszugehen, dass jeder Mensch ein gewisses 

Kontingent an Stabilität hat, um Schwierigkeiten zu bewältigen und mithilfe 
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dieser Resilienz - ein Wort, das uns als Gesellschaft heutzutage regelmäßig 

begegnet, unterstützt auch in herausfordernden Zeiten stark zu bleiben. Ob in 

Zeitschriften oder Fernsehbeiträgen, fast überall ist die Rede von „resilientem 

Verhalten“ in schwierigen Lebenslagen. Resilienz bedeutet, dass ein Mensch 

eine psychische Widerstandsfähigkeit hat. Diese Resilienz ist vergleichbar mit 

einem Fass, das nicht sofort überläuft, wenn es stressiger oder emotional 

anstrengender für uns wird. Vielen Menschen gelingt es in einer schwierigen 

Lebensphase aus diesem Fass zu schöpfen und die Phase zu bewältigen. 

Dabei gibt es unterstützende Faktoren, die dazu beitragen, dass das gelingen 

kann. Für manche ist es der Sport, der den Kopf kühl und fit hält. Denn 

Bewegung tut nicht nur dem Körper gut, sie ist auch für unser Gehirn und 

unser Innenleben förderlich und hilft beispielsweise bei der Verarbeitung von 

Emotionen und Stress. Auch eine Psychotherapie kann ein supportiver Faktor 

sein. Einem anderen Menschen tut die Zeit mit der Familie oder den 

Freundinnen und Freunden gut, sie lenken sich mit ihnen gemeinsam ab und 

schauen positiv in die Zukunft. Wieder andere suchen Ruhe in der Natur an 

der frischen Luft.  

Selbst Betroffene 

Auf seine eigene Gesundheit zu achten, bedeutet nicht nur sich bei 

körperlichen Beschwerden tendenziell zu schonen, sondern auch auf die 

psychische Verfassung acht zu geben. Grundlegend kann auch das für jeden 

Menschen anders und individuell aussehen. Der Begriff Selbstfürsorge 

beinhaltet dabei ganz offensichtlich zwei Worte, die miteinander in Verbindung 

stehen. Das Selbst, also der betroffene oder erkrankte Mensch, sorgt für sich. 

Das kann bedeuten sich mehr Pausen als gewohnt zu nehmen und sich nicht 

für die Symptomatik oder die Erkrankung zu verurteilen oder Vorwürfe zu 

machen, wie es nur so weit kommen konnte.  

Damit verbunden ist auch eine gewisse Akzeptanz der Situation 

beziehungsweise der Erkrankung. Oftmals lässt sich die aktuelle 

Grundsituation nicht sofort ändern, sondern wir brauchen Geduld und 

Unterstützung von anderen, um eine Besserung zu erfahren. Die Genesung 
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benötigt Zeit und in der Regel ärztliche und/oder sozialpsychiatrische 

Unterstützung. Dies bedeutet nicht, dass die Betroffenen nichts alleine 

organisieren können, etwa Arzttermine oder die Suche nach einer 

Psychotherapeutin oder einem Psychotherapeuten. Ganz im Gegenteil: sie 

sollen dazu befähigt werden wieder Schritt für Schritt eigenständig ihre 

Anliegen zu klären. Zu akzeptieren, dass die Genesung etwas Zeit benötigt, 

lässt sich in dem Zusammenhang mit dem Begriff Geduld beschreiben. 

Erkrankungen entstehen nicht über Nacht und so genesen wir auch nicht in 

dieser Zeit. 

Nachsicht – ein weiteres großes Wort, das zuerst abschrecken mag, dabei 

läuft es mit den anderen Begriffen Hand in Hand. Helfen kann hier der Satz: 

„behandle dich so, wie du deine beste Freundin oder deinen besten Freund 

behandeln würdest!“. Die Perspektive einmal zu wechseln und sich 

vorzustellen, wie man mit einem nahestehenden Menschen umgehen würde, 

kann helfen nachsichtiger mit sich selbst zu werden und Selbstmitgefühl zu 

entwickeln. Dabei können auch andere Sätze und nette Worte, die man 

regelmäßig als Mantra wiederholt oder am Kühlschrank auf einem Notizzettel 

liest, unterstützen.  

Auch der Austausch mit anderen ebenfalls erkrankten Menschen, hilft vielen 

Betroffenen. Ein guter und geschützter Ort dafür können Selbsthilfegruppen 

sein. 

Angehörige 

Zu beobachten, dass es einer Person aus dem nahen Umfeld, egal ob aus der 

Familie oder dem Freundeskreis, zunehmend schlechter geht, löst bei vielen 

Menschen ein Ohnmachtsgefühl aus.  

Auch Gedanken wie „Hätte ich (in der Vergangenheit/ Erziehung/ Beziehung) 

etwas besser machen können?“ führen oft zu Schuldgefühlen und 

Selbstvorwürfen. Natürlich können bestimmte Verhaltensweisen dazu 

beitragen, dass es einem selbst und dem gegenüber besser oder schlechter 

geht, doch genauso kann auch das Handeln im Hier und Jetzt zu einer 
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Besserung oder Verschlechterung beitragen. Da psychische Erkrankungen 

meist keine eindeutigen Auslöser haben, sondern das Ergebnis eines 

Zusammenspiels aus ungünstigen Faktoren sind, trägt kein Mensch allein die 

Schuld daran, dass jemand erkrankt ist. 

Sorgen wir gut für uns, können wir auch gut für Andere sorgen. Dabei spielen 

auch Pausen und Auszeiten eine wichtige Rolle, denn wir können nicht rund 

um die Uhr funktionieren. Eine Auszeit muss nicht zwangsläufig ein 

dreiwöchiger Urlaub, weit weg von zu Hause sein. Oftmals kann kurzfristig ein 

freier Nachmittag am See oder in der Natur genügen, um die Akkus wieder 

(etwas) aufzuladen. Auch bereits bestehende Ressourcen können und dürfen 

genutzt werden, wie das Pflegen von Freundschaften beispielsweise durch ein 

Telefonat mit einer guten Freundin oder einem guten Freund. Bemerkt man, 

dass die Erholungsphasen mehr Zeit benötigen und man insgesamt überlastet 

ist, kann es sinnvoll sein sich selbst Unterstützung zu suchen, beispielsweise 

bei einer Beratungsstelle oder in einer psychotherapeutischen Praxis. 

Manchmal braucht es etwas mehr Unterstützung und das ist in Ordnung.  

Professionelle 

Nicht nur Betroffene und Angehörige finden Unterstützung und offene Ohren 

bei anderen Menschen. Auch für Professionelle besteht die Möglichkeit, 

mithilfe von Supervision und kollegialer Beratung im Team über belastende 

Situationen oder Biografien zu sprechen. Das kann ebenfalls dazu beitragen 

ein gesundes Verhältnis zwischen Nähe und Distanz zur Arbeitsstelle und den 

Klientinnen und Klienten sowie Patientinnen und Patienten zu entwickeln und 

Themen nicht „mit nach Hause zu nehmen“.  

Dabei erscheint es auch essenziell einen Ausgleich zur Arbeit zu finden, etwa 

indem man einem Hobby nachgeht. Oft kann es sinnvoll sein als Hobby etwas 

auszuüben, dass man im eigenen Job tendenziell wenig oder gar nicht 

wiederfindet, beispielsweise Ausdauersport oder eine handwerkliche Aufgabe, 

die eher die Hände und den Körper fordert, als überwiegend den Kopf. Denn 
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der arbeitet meist schon im Büro ohne Pause. Insgesamt gilt: in Bewegung zu 

bleiben, ob alleine oder mit anderen, hält Körper und Kopf fit. 

Soziale Kontakte, die nicht nur oder auch gar nicht dem Austausch über die 

Arbeit dienen, helfen eine gesunde Work-Life-Balance zu entwickeln. 

Demnach ist es für die meisten Menschen unabdingbar eine Balance zu finden 

aus Zeit für sich -zum Reflektieren, Abschalten und Energie sammeln- und 

Zeit mit anderen. Manche Menschen benötigen mehr Zeit alleine, um den 

eigenen Akku wieder aufzuladen. Andere Menschen wiederum ziehen ihre 

Energie aus dem Miteinander, Gesprächen und gemeinsamen Interaktionen. 

Zu wissen, ob man selbst intro- oder extrovertiert ist, kann helfen 

einzuschätzen, welche Bedürfnisse man hat und diese einfacher zu stillen. 

Schaut man sich all die oben genannten Impulse einmal an, verbindet sie eine 

zentrale Botschaft: 

Selbstfürsorge ist für alle wichtig. Dabei kann sie für jeden Menschen anders 

aussehen. Ähnlich steht es um die Abgrenzung und Ablenkung, wobei die 

beiden Begriffe nicht gleichgesetzt werden sollten. Abgrenzung kann 

bedeuten, nicht die volle Verantwortung zu übernehmen, sondern sich Hilfe zu 

suchen, wenn man merkt, dass es für einen alleine zu viel wird.  

Ablenkung von anstrengenden Themen bedeutet nicht, dass das Problem an 

sich unwichtig oder gar egal ist. Sich von einem Thema oder einer Problematik 

abzulenken, heißt vielmehr, sich Zeit zu nehmen um auch an andere, oft 

schöne(re) Themen zu denken.  

Woran denken Sie? 

Kontakt: 
spdi@stadt-oldenburg.de 
 
 

mailto:spdi@stadt-oldenburg.de
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2. Aktuelles Schwerpunktthema        

 

Einführung zum Schwerpunktthema „Transition“ 
Elisabeth Janssen, Sozialpsychiatrischer Dienst der Stadt Oldenburg 

Im Februar 2025 fand das jährliche Gesamttreffen des Sozialpsychiatrischen 

Verbundes, das „Sozialpsychiatrische Forum“, statt. 

Dabei kamen die verschiedenen Fachrichtungen der Psychiatrie, die 

üblicherweise in getrennten Arbeitskreisen agieren, zu einem intensiven 

Austausch zusammen. In gemeinsamen Gesprächen und Arbeitsprozessen 

einigte man sich auf das neue Schwerpunktthema: „Transition“. 

Dieses Thema greift eine übergeordnete Fragestellung zu Übergängen in der 

sozialpsychiatrischen Versorgung auf. Es knüpft an offene Fragen an und 

beleuchtet bestehende Versorgungsprobleme, die bereits im vorherigen 

Jahresschwerpunkt „Bedarfsplanung“ (2024) identifiziert wurden. 

Die entsprechende Handlungsempfehlung zum Thema „Bedarfsplanung“ 

können Sie auf Seite 98 - 101 nachlesen. 

Transition – das neue Schwerpunktthema Das Thema „Transition“ wurde 

als aktuelles Schwerpunktthema für den vorliegenden Sozialpsychiatrischen 

Plan verabschiedet. In den folgenden Artikeln wird es aus verschiedenen 

Perspektiven beleuchtet – stets mit Blick auf Übergänge in der 

sozialpsychiatrischen Versorgung. 

Doch was genau bedeutet „Transition“ in diesem Zusammenhang? 

Ursprünglich verweist der Begriff auf bedeutsame Übergänge im Leben eines 

Menschen – Wendepunkte, die das weitere Leben nachhaltig prägen können. 

In diesem Sinne ist „Transition“ als ein umfassender, offener Container-Begriff 

zu verstehen: Er umfasst eine Vielzahl individueller, subjektiv relevanter 

Übergangserfahrungen. (vgl. Schrank, 2022, S. 101)   

Für Menschen mit psychiatrischem Unterstützungsbedarf können diese 

Übergänge ganz anders aussehen als beispielsweise für eine Therapeutin 
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oder einen Therapeuten, die sich beispielsweise am Übergang in den 

Ruhestand befinden.  

Auch für Einrichtungen – etwa Kliniken, die sich neu ausrichten oder 

unterschiedliche Fachrichtungen stärker vernetzen wollen – ergeben sich 

eigene Transitions-Herausforderungen. 

Die genannten Elemente kennzeichnen die hohe Bandbreite der Transition in 

der Sozialpsychiatrie und sind ein wichtiges Kriterium, wenn es gilt, 

Übergänge ohne gravierende Brüche oder Verluste von Wissen, Informationen 

und Beziehungen zu gestalten. 

Wir möchten uns daher gemeinsam mit Ihnen in den folgenden Artikeln diesen 

Übergängen, ihren möglichen Problemen, Schwierigkeiten und auch Vorteilen 

widmen. 

Auf den Seiten 85-92 finden Sie einen Artikel aus der Perspektive der 

Psychologischen Beratungsstelle der Stadt Oldenburg. 

Auf den Seiten 93-96 finden Sie einen weiteren Artikel, der einen Einblick in 

Übergangsprozesse aus Sicht des Jobcenters der Stadt Oldenburg gibt. 

Literatur: 
 
Schrank, B. Transitionspsychiatrie – ein Definitionsversuch mit Praxisbezug. In: 
psychopraxis. neuropraxis 25, 100–102 (2022). https://doi.org/10.1007/s00739-022-
00788-7
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Übergänge und Transitionen im Kontext der Psychologischen 

Beratungsstelle für Eltern, Kinder und Jugendliche der Stadt Oldenburg 
Daniela Eckbauer, Psychologische Beratungsstelle Stadt Oldenburg 

Nach Wilfried Griebel und Renate Niesel versteht man unter Übergängen 

Ereignisse im Leben eines Menschen, die Veränderungen mit sich bringen 

und einen längerfristigen Entwicklungsprozess erforderlich machen. Die 

Bewältigung der übergangsbedingten Veränderungen auf unterschiedlichen 

Ebenen bezeichnet man als Transition. Die Fähigkeit dazu wird als 

Transitionskompetenz bezeichnet. Ob ein Mensch über eine gute 

Transitionskompetenz verfügt, hängt von allen Personen, die am Übergang 

beteiligt sind, und auch von den verfügbaren Ressourcen ab. Während 

Übergänge also als Lebenslaufereignisse angesehen werden, bezeichnet man 

mit dem Begriff Transition das Übergangserleben derjenigen Menschen, die 

diese Ereignisse in ihrem Lebenslauf bewältigen. 

Die Psychologische Beratungsstelle kann mit ihrem Angebot eine bedeutsame 

Unterstützung darstellen, wenn es darum geht, die Transitionskompetenz von 

Eltern, Kindern und Jugendlichen zu stärken. 

Darüber hinaus soll es in diesem Artikel auch darum gehen, aufzuzeigen, 

welche Übergänge zwischen unterschiedlichen Einrichtungen und 

Fachpersonen in Beratungsprozessen vorkommen können und wo enge 

Kooperationen der Beratungsstelle mit anderen Institutionen bestehen. Die 

Nennung einzelner Institutionen ist exemplarisch zu verstehen und kann nicht 

vollständig sein. 

Um welche Übergänge geht es konkret? 

Eltern werden 

Mit der Geburt eines Kindes wird aus einem Paar ein Elternpaar, eine Familie 

entsteht. Dies kann als ein sehr bedeutsamer Übergang, eine Transition im 

Leben zweier Menschen, angesehen werden. Die eigene Identität verändert 

sich, jetzt geht es darum, Verantwortung für einen neuen kleinen Menschen zu 

übernehmen und sich als Eltern, als Mutter und als Vater in den neuen Rollen 
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zu finden. Dieser Übergang, die Geburt eines Kindes, wird in der Fachliteratur 

auch als kritisches Lebensereignis beschrieben. Auch wenn das Kind im 

besten Fall gewollt und erwünscht ist, kommen nun große Herausforderungen 

auf die Neu-Eltern zu. Fragen und Unsicherheiten können ebenso wie 

Ratlosigkeit und Erschöpfung neben den wunderschönen Gefühlen von Liebe 

und Zugehörigkeit auftauchen. 

Hier ergeben sich erste Anknüpfungspunkte für die Psychologische 

Beratungsstelle. Für einige Eltern ist es sehr hilfreich, sich mit fachlicher 

Unterstützung mit den eigenen Vorstellungen von Erziehung etwas 

ausführlicher zu befassen, die eigene Kindheit und dass Verhalten der 

eigenen Eltern einmal kritisch zu hinterfragen, um dann zu einer brauchbaren 

und alltagstauglichen eigenen Erziehungshaltung finden zu können. Manchmal 

muss eine entschiedene Abkehr vom Verhalten der eigenen Eltern (zum 

Beispiel viel zu autoritär) auch etwas korrigiert werden, um nicht selber in ein 

weiteres Extrem (zum Beispiel viel zu wenig Struktur) zu geraten. 

Kinder entwickeln sich schnell, die Übergänge in ihrer Entwicklung folgen 

rasch aufeinander. Eben noch ein hilfloser Säugling, jetzt schon eine kleine 

Persönlichkeit mit eigenem Willen, die ihre Meinung deutlich zum Ausdruck 

bringen kann. Die Autonomieentwicklung der Kinder (früher Trotzphase) 

zwingt viele Eltern geradezu dazu, sich mit „starken Gefühlen“ zu 

beschäftigen. Dabei stellt sich manchmal heraus, dass auch die Eltern noch 

keinen konstruktiven Umgang mit ihrer eigenen Wut, Hilflosigkeit oder Angst 

gefunden haben. In vielen Familien wurde viel zu wenig über Gefühle 

gesprochen, jetzt möchten die Eltern lernen, wie das geht, um den 

Familienfrieden wiederherstellen zu können und ihre Kinder darin zu 

unterstützen, emotional und sozial kompetente Menschen zu werden. Wie 

können wir Konflikte lösen? Wie können die Bedürfnisse aller 

Familienmitglieder gut unter einen Hut gebracht werden? Und damit sind auch 

die Bedürfnisse der Eltern gemeint, die nicht nur als Individuen, sondern auch 

als Paar weiter eine wichtige Rolle spielen sollen.  
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Für Familien mit kleinen Kindern ist es hilfreich, dass wir als Beratungsstelle 

eine Kooperation mit dem Oldenburger System Frühe Hilfen haben. Unsere 

Beratungsstelle wird zum Beispiel von den Familienhebammen empfohlen, die 

alle Familien in Oldenburg mit einem Neugeborenen begrüßen. Aber auch wir 

als Mitarbeitende in der Beratungsstelle können weitere Angebote der Frühen 

Hilfen empfehlen. 

Kindertagesstätte 

Wenn ein Kind erstmalig fremdbetreut werden soll, stellt dies einen wichtigen 

Übergang dar. Heute wollen wir diese Trennung von den Eltern 

bindungsorientiert gestalten. Die Eingewöhnung braucht Zeit, damit die Kinder 

zunächst im Beisein der Eltern eine Bindung an die Erzieherinnen und 

Erzieher knüpfen können. Entwicklungsdefizite bei den Kindern können bereits 

in der Krippe auffallen. Auch Erziehungsunsicherheiten auf Seiten der Eltern 

werden in den Gesprächen mit den Fachkräften gelegentlich deutlich. Dann 

wird den Eltern zum Beispiel die Beratungsstelle empfohlen. Mit Hilfe einer 

schriftlichen Schweigepflichtentbindung kann es mit den Erzieherinnen und 

Erziehern in den Kindertagesstätten auch einen fachlichen Austausch geben. 

Dazu werden die Eltern dann entsprechend informiert und beraten.  

Kindertagesstätten werden ebenso wie Schulen von uns auch im Rahmen von 

Fachberatungen oder Beratungen im Kontext von Kindeswohlgefährdung 

unterstützt.  

Schule 

Die Einschulung eines Kindes als wichtiges Ereignis im Leben einer Familie 

bringt eine weitere Transition, die von allen Familienmitgliedern zu bewältigen 

ist. Für das Kind geht es nun darum, in einem neuen Umfeld neues Wissen 

und neue Fertigkeiten zu erwerben. Der Tagesablauf der ganzen Familie 

verändert sich möglicherweise, und die Ferienzeiten erfordern neue 

Planungen, um die Betreuung der Kinder sicherzustellen. Vor allem für 

Alleinerziehende kann das zu einer großen Herausforderung werden. Der 

Wechsel an die weiterführende Schule macht eine weitere Anpassung 
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notwendig. Nachdem die Schulen keine Empfehlungen mehr aussprechen, 

fühlen sich einige Eltern jetzt sehr verunsichert. Sie möchten die beste 

Entscheidung für ihre Kinder treffen. Aber welche Schule ist denn die beste für 

das Kind? Und bekommt man dort auch einen Platz? Wie kann man das Kind 

sinnvoll in der Schule unterstützen? Was ist mit der Mediennutzung? Wenn 

das Kind ein Handicap hat, sind weitere organisatorische Fragen zu klären. 

Welche Förderschulen gibt es? Wie organisiere ich eine Schulbegleitung? 

Hier können wir in der Beratungsstelle auch auf die Kolleginnen und Kollegen 

vom Fachdienst Kinder- und Jugendgesundheit und vom Fachdienst 

Eingliederungshilfe verweisen. 

Pubertät 

Für die Jugendlichen beginnt nun die spannende Zeit der Pubertät. Auch wenn 

mittlerweile die meisten Eltern schon vom „Umbau im Gehirn“ gehört haben 

und gerne verständnisvoll mit den Herausforderungen dieser Zeit umgehen 

wollen, gibt es auch Sorgen und Ängste. Was tun, wenn das Kind mit 14 nicht 

zur verabredeten Zeit wieder zuhause ist? Wenn das Kind sich in virtuellen 

Welten verliert oder Substanzkonsum plötzlich eine Rolle spielt? Wenn die 

Freunde der Kinder so gar nicht ins Weltbild der Eltern passen? Wenn 

plötzlich die Schule verweigert wird? Wenn Kinder nichts mehr essen oder 

sich selbst verletzen? 

In der Pubertät geht es um bedeutsame Transitionen, auch im Leben der 

Eltern, die nun wieder mehr auf sich als Paar oder auch auf sich selbst 

zurückgeworfen werden, aber in erster Linie natürlich im Leben der Kinder, die 

in dieser Lebensphase auch gerne ohne Begleitung der Eltern zu uns in die 

Beratungsstelle kommen. Unsere offene Sprechstunde ist für Kinder, 

Jugendliche und junge Erwachsene unter 21 Jahren gedacht und wird gut 

angenommen. Die Jugendzeit steckt voller Herausforderungen: Man muss 

seine eigene Identität finden, seinen Platz unter den Gleichaltrigen behaupten, 

seine Schul- und Berufslaufbahn planen, es stellt sich auch die Frage, wie die 
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erste Verliebtheit möglichst positiv erlebt und erste Erfahrungen in 

Liebesbeziehungen gemacht werden können.  

Paarprobleme/Trennung 

Im Laufe des Familienlebens kann es auch dazu kommen, dass die Eltern 

feststellen, dass ihre Paarbeziehung unter Belastung gerät. Oft helfen dann 

gemeinsame Gespräche in der Beratungsstelle. Gelingt das jedoch nicht, dann 

muss ein ganz anderer Übergang bewältigt werden: Aus einer Familie wird 

eine Trennungs- oder Scheidungsfamilie. Aus einem Liebespaar mit Kindern 

wird damit ein Elternpaar, das sich im besten Fall auch weiterhin 

einvernehmlich und respektvoll um die gemeinsamen Kinder kümmert. Wie 

eine Trennung organisatorisch, aber auch emotional gut bewältigt werden 

kann, kann Thema in den Beratungsgesprächen werden. Im schwierigsten Fall 

arbeiten Eltern gegeneinander, weil sie aus ihren in der Partnerschaft erlebten 

Verletzungen nicht herauskommen, und geraten in eine Hochstrittigkeit. 

Manchmal werden Eltern dann vom Familiengericht, wo zum Beispiel Fragen 

zum Umgang geregelt werden sollten, an die Beratungsstelle verwiesen, um 

hier mit Unterstützung gute Lösungen für die gemeinsame Betreuung der 

Kinder zu finden. Wir sprechen dann von einer gerichtsverwiesenen Beratung. 

Gemeinsam mit der Familienberatungsstelle der AWO ist ein Konzept 

entwickelt worden, um Eltern in dieser besonderen Situation professionell und 

effektiv helfen zu können. Die Kompetenzen der Eltern in ihrer sogenannten 

Elternfunktionalität können eingeschätzt und verbessert werden. Dieses 

inzwischen sehr bewährte Konzept wird von Mitarbeitenden unserer 

Beratungsstelle auch als Fortbildung für andere Beratungsstellen angeboten.  

Übergänge zu anderen Einrichtungen 

Wenn das jüngste Kind einer Familie 18 Jahre alt geworden ist, endet die 

Zuständigkeit unserer Beratungsstelle für die Eltern, da mit der Volljährigkeit 

ihre Sorgeberechtigung endet. Dann verweisen unsere Teamassistentinnen 

bei entsprechenden Anfragen an andere Beratungsstellen.  
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Weitere Übergänge zwischen unserer Beratungsstelle und anderen 

Einrichtungen ergeben sich zum Beispiel dann, wenn sich während einer 

Erziehungsberatung herausstellt, dass eine aufsuchende Hilfe für die Familie 

besser geeignet ist als die Beratung vor Ort. In diesem Fall wird dann der 

Kontakt zum Allgemeinen Sozialdienst (ASD) der Stadt Oldenburg gesucht. 

Bei Ratsuchenden aus dem Landkreis Oldenburg, entsprechend zum ASD des 

Landkreises. In einigen Fällen läuft die Arbeit auch parallel nebeneinander 

weiter, in enger fachlicher Abstimmung.  

Wenn sich bei Eltern oder Kindern und Jugendlichen ein therapeutischer 

Bedarf zeigt, der nicht durch Beratung abgedeckt werden kann, weil eine 

höhere Frequenz der Gesprächstermine und ein intensiverer Prozess 

notwendig erscheinen, dann verweisen wir an die niedergelassenen 

Psychotherapeutinnen und -therapeuten oder auch die stationären 

Einrichtungen (KJK, KJPP). Der Sozialpsychiatrische Dienst kann ins Spiel 

kommen, oder spezialisierte Beratungsstellen, zum Beispiel im Bereich Sucht. 

Kinder und Jugendliche, die in der Beratung suizidale Gedanken äußern, 

möchten wir auf jeden Fall bedarfsgerecht, zeitnah versorgen können. Zu 

diesem Zweck besteht aktuell eine Abstimmung mit weiteren Einrichtungen in 

einem eigens gegründeten Unterarbeitskreis „Krisen und Notfälle“. Die 

Übergänge zwischen den Einrichtungen und Zuständigkeiten sollten hier sehr 

gut abgestimmt sein, um dieser vulnerablen Gruppe von Ratsuchenden 

wirklich angemessen gerecht werden zu können. Wir sind noch nicht am Ziel. 

In den Beratungsforen „Kinder psychisch kranker Eltern“ und 

„Schulabsentismus“ sind wir als Beratungsstelle vertreten, bringen unser 

Know-how ein und profitieren auch unsererseits von der Vernetzung, die 

wiederum unseren Klientinnen und Klienten zugutekommen kann. 

Als Fachdienst innerhalb des Jugendamts ist uns sehr daran gelegen, unsere 

interne Netzwerkarbeit stetig zu verbessern. Fachtage dienen dem 

gegenseitigen Kennenlernen, gemeinsame Fortbildungen (zum Beispiel beim 

Kinderschutz) schaffen gemeinsames Knowhow.  
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Alle Mitarbeitenden der Beratungsstelle sind zusätzlich zur Beratungsarbeit in 

diversen Arbeitskreisen und Gremien aktiv, um Prävention zu betreiben und 

aktiv Vernetzung zu fördern. 

Fazit 

Die Stadt Oldenburg bietet ihren Bürgerinnen und Bürgern ein großes Angebot 

an Hilfen. Dazu kommen die Angebote von anderen Trägern. Auch für uns 

Profis ist es manchmal unübersichtlich. Der Sozialpsychiatrische Verbund 

bietet die Gelegenheit, sich kennenzulernen. So können wir Übergänge 

zwischen den Institutionen im Interesse unserer Klientinnen und Klienten 

kompetenter anbahnen und unterstützen. 

Ich bin überzeugt davon, dass eine gute Netzwerkarbeit uns allen nutzt und 

unsere Arbeit verbessert. Wir sollten uns und unsere Angebote gegenseitig 

kennen, damit die Menschen, für die wir uns mit unserer Arbeit engagieren, 

allen Übergängen in ihrem Leben mit einer guten Transitionskompetenz 

gewachsen sein können, und Familien mit allen kritischen Herausforderungen 

auch einfach Spaß machen kann! 

Hier noch einige Fakten und Zahlen zur Psychologischen 
Beratungsstelle 
Andreas Weber 
 

Die Psychologische Beratungsstelle ist mit ihrem Angebot keineswegs nur in 

einer kleinen Nische der Oldenburger Bevölkerung tätig. Im Jahr 2024 wurden 

zum Beispiel 577 Familien neu in die Beratung aufgenommen, zusammen mit 

den 423 Übernahmen aus dem Vorjahr waren es insgesamt 1000 Familien in 

diesem Jahr. In den über 50 Jahren ihrer Tätigkeit sind in Stadt und Landkreis 

Oldenburg über 23.000 Familien beraten worden. Zusammen mit den sehr 

ähnlichen Angeboten der Familienberatungsstelle der Arbeiterwohlfahrt sowie 

verwandten Beratungsangeboten von Wildwasser und dem 

Kinderschutzzentrum wurden schätzungsweise 35.000 Familien beraten – 

multipliziert mit mindestens drei Personen in jeder Familie entspricht dies 

einem erheblichen Anteil der Oldenburger Bevölkerung. Die Beratung ist 

niederschwellig, ein Anruf reicht. Bei Jugendlichen reicht es, zur offenen 
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Sprechstunde mittwochs um 16.00 Uhr zu kommen. Beratung ist ein stark 

breitenwirksames, niederschwelliges Angebot – bei gleichzeitig 

geräuscharmer Arbeitsweise. 

Die stetig steigenden Fallzahlen (gerade auch bei Familien mit 

Gerichtsbeteiligung) haben allerdings dazu geführt, dass die durchschnittliche 

Dauer der Beratung von ca. 15 Terminen vor 20 Jahren auf inzwischen 7 

Termine im Durchschnitt abgesunken ist. Hier mussten wir unsere 

Arbeitsweise bis an die Grenzen des fachlich Vertretbaren straffen. Politik und 

Verwaltung haben als Reaktion hierauf der Wirksamkeit von Beratung durch 

leichten Stellenausbau Rechnung getragen, eine Wertschätzung, die das 

Fundament unserer Arbeit ist und eine Voraussetzung unserer hohen 

personellen Kontinuität darstellt. Auch von außen wird unsere Arbeitsweise 

geschätzt, so vertreten wir unser Konzept der Arbeit mit getrennten Eltern (in 

nebenamtlicher Tätigkeit) auf bundesweiten Fortbildungen bei Fachverbänden 

und in Beratungsteams.  

Kontakt: 
Psychologische Beratungsstelle für Eltern, Kinder und Jugendliche 
Donnerschweer Straße 43 
26123 Oldenburg 
Telefon: 0441 235-3500 
Fax: 0441 235-3512 
E-Mail: Psychologische.Beratung@stadt-oldenburg.de 
 
 

mailto:Psychologische.Beratung@stadt-oldenburg.de
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Transitionsmöglichkeiten am Beispiel des Fallmanagements des 

Jobcenters Oldenburg 
Inken Dräger, Fallmanagerin im Bereich U25 im Jobcenter Oldenburg  

Das Jobcenter Oldenburg ist eine gemeinsame Einrichtung der Stadt 

Oldenburg sowie der Bundesagentur für Arbeit und erbringt Leistungen nach 

dem SGB II. Durch die hieraus resultierenden Geldleistungen zur Sicherung 

des Lebensunterhalts (Bürgergeld) und den Leistungen zur Eingliederung in 

Arbeit trägt das Jobcenter Oldenburg aktiv zur sozialen Teilhabe und 

Integration in den Arbeitsmarkt bei. Der Übergang (Transition) von einer 

längerfristigen Arbeitslosigkeit in ein Beschäftigungsverhältnis kann für die 

Leistungsbeziehenden des Jobcenters sehr einschneidend sein, da mit der 

Arbeitsaufnahme tiefgreifende Änderungen in unterschiedlichsten 

Lebensbereichen vollzogen werden müssen. Gemäß § 7 SGB II handelt es 

sich bei den Beziehenden des Jobcenters um „Leistungsberechtigte […], die 

[…] erwerbsfähig sind […]“. Dies ist hingegen nicht gleichbedeutend mit einer 

sofortigen, umfassenden und langfristigen Leistungsfähigkeit. Erkrankungen 

jeglicher Art - zum Beispiel Suchterkrankungen, psychische und/oder 

körperliche Erkrankungen – und/oder anderweitige Probleme - zum Beispiel 

Wohnungslosigkeit, familiäre Probleme, Probleme im Arbeits- und 

Sozialverhalten, Brüche im Lebenslauf - hemmen häufig eine derartige 

Arbeitsaufnahme. Einige Leistungsbeziehende des Jobcenters weisen dabei 

mehrere derartige Hemmnisse und Handlungsbedarfe auf und können 

infolgedessen eine tiefergehende Unterstützung durch das Fallmanagement 

des Jobcenters erhalten. Die Teilnahme ist für die Leistungsberechtigten 

freiwillig. In regelmäßig stattfindenden Gesprächen werden dazu innerhalb 

eines vertrauensbasierten Arbeitsbündnisses und im Rahmen eines Profilings 

gemeinsam mit den Leistungsberechtigten deren Handlungsbedarfe 

ausgearbeitet und konkretisiert, sowie Handlungsstrategien zur Lösung der 

vorhandenen Probleme entwickelt. Besteht seitens der leistungsberechtigten 

Personen bereits ein Netzwerk aus Helfenden, werden diese in den Prozess 

eingebunden, um bestmögliche Unterstützung zu bieten. Besteht hingegen 

noch kein Netzwerk, werden die Leistungsbeziehenden bedarfsorientiert darin 
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unterstützt, ein solches Netzwerk aufzubauen. Zugleich bietet das 

Fallmanagement den Leistungsbeziehenden Unterstützung durch die eigene 

regelmäßig stattfindende Netzwerkarbeit an und stellt oftmals eine erste 

Ansprechperson zwecks Kommunikation der belastenden, zumeist privaten, 

Themen zur Verfügung. Im Fallmanagement des Jobcenter Oldenburg sind 11 

Personen beschäftigt, die in die Bereiche unter 25-Jährigen und über 24-

Jährigen Leistungsbeziehenden aufgeteilt sind. Alle im Fallmanagement 

beschäftigten Personen des Jobcenter Oldenburg verfügen dabei über eine 

Zertifizierung im Bereich Beschäftigungsorientiertes Fallmanagement nach 

den Richtlinien der Deutschen Gesellschaft für Care und Case Management 

(dgcc) oder sind für diese vorgemerkt. Durch regelmäßigen Kontakt zu 

Netzwerkmitgliedern und Arbeitskreisen - wie zum Beispiel dem Arbeitskreis 

Sucht oder dem Arbeitskreis Wohnraumsicherung – findet darüber hinaus ein 

kontinuierlicher Austausch über Fachwissen und aktuelle Entwicklungen in 

den betreffenden Themenbereichen statt. Hierdurch kann den 

Leistungsberechtigten die erforderliche Unterstützung zur Herstellung einer 

stabilen Lebenssituation geboten werden, die eine Integration in Ausbildung 

oder Arbeit tatsächlich umsetzbar macht.  

Das Fallmanagement Oldenburg ist somit darauf ausgerichtet, SGB-II-

Kundinnen und Kunden bei der Transition - im Sinne tiefgehender 

Veränderungen im Leben – hin zu einer Ausbildungs- oder Arbeitsaufnahme 

zu unterstützen. Wie Kupka, Gühne, Popp, Riedel-Heller in ihrem Artikel im 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Forum (IAB) darlegen, hat die 

Arbeitsaufnahme insbesondere für psychisch erkrankte Menschen einen 

hohen Stellenwert. 43 Befragte gaben dabei an, dass Arbeit und 

Beschäftigung einen zentralen Stellenwert für sie haben. Demnach „[…] 

verbinden [sie] mit einer bezahlten Tätigkeit den Wunsch, etwas Sinnvolles zu 

tun, den Wunsch nach Struktur, nach einem Verdienst, der auch Hobbys und 

Freizeitaktivitäten erlaubt, nach Anerkennung und Bestätigung, nach dem 

Gefühl, nützlich zu sein und sich sozial eingebunden zu fühlen.“ (Kupka, 

Gühne, Popp und Riedel-Heller, 2021)1  



95 

Insoweit ist die Arbeit des Fallmanagements des Jobcenters von hoher 

Bedeutung, um die dazu erforderliche Transition der Leistungsberechtigten zu 

ermöglichen und zu unterstützen. Folgendes fiktives Fallbeispiel, das sich in 

abgewandelter Weise wiederholt in der Arbeit des Fallmanagements darstellt, 

soll dabei einen ungefähren Eindruck der Arbeit wiedergeben:  

Kundin, unter 25 Jahre alt, hat einen regelmäßigen Suchtmittelgebrauch. Sie 

erklärt, dass sie die Suchtmittel nutze, um ihre Neurodivergenz selbst zu 

therapieren. Sie sei wohnungslos, außerdem liege eine Schuldenproblematik 

vor. Zusätzlich lägen familiäre Probleme mit ihren Eltern vor. Somit existieren 

drei Handlungsbedarfe und die Kundin hat Interesse an einer Unterstützung 

durch das Fallmanagement.  

In einem ersten Beratungsgespräch wird der Kundin Raum zur Darlegung der 

bereits vorhandenen Unterstützung sowie der zusätzlich erforderlichen 

Unterstützung geboten. Sie sei bereits in der Drogenberatung und auch die 

Streetworker seien ihr bekannt. Sie erklärt weiter, dass sie hinsichtlich einer 

positiven Veränderung ihrer Wohnsituation guter Dinge sei. Vielmehr bereite 

ihr ihre aktuelle Schuldensituation am meisten Sorge, da sie keine Idee für 

einen lösungsorientierten Umgang damit habe. 

Seitens des Fallmanagements werden der Kundin daraufhin die diversen 

Möglichkeiten einer Schuldenberatung unterbreitet und ein Beratungstermin 

bei einer von der Kundin gewählten Schuldenberatung vereinbart. Die Kundin 

selbst traut sich eine derartige Kontaktaufnahme nicht zu. Weiter erklärt die 

Kundin, dass zwischenzeitlich wiederholt Phasen vorgelegen hätten, in denen 

sie gedacht habe, eine Ausbildung aufnehmen zu können. Die Bewerbungen 

seien hingegen wenig erfolgreich verlaufen und hätten zu weiteren, der Kundin 

unlösbar erscheinenden Problemen mit den Eltern geführt.  

Seitens des Fallmanagements wird daraufhin mit der Kundin folgendes 

Vorgehen zur Lösung der aktuell gravierendsten Probleme mit den Eltern 

abgestimmt. Nach Kontaktaufnahme mit den Streetworkern durch das 

Fallmanagement erklären sich die Streetworker bereit, gemeinsam mit der 
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Kundin bei deren Eltern anzurufen, um die aktuelle Problematik zu klären und 

auch die Schuldenthematik zu entspannen. Nach einem etwa. 1,5 Jahre 

andauernden Beratungsprozess hat die Kundin erfolgreich eine Therapie 

abgeschlossen und gemeinsam mit der Schuldenberatungsstelle eine 

Privatinsolvenz in die Wege geleitet. Nach anfänglichen Rückschlägen bei der 

Wohnungssuche konnte sie schließlich eine eigene Wohnung beziehen und 

eine Ausbildung aufnehmen.  

Dieser exemplarische Fallmanagementprozess mag auf den ersten Blick sehr 

einfach dargestellt wirken. Allerdings lässt die Dauer des ersten Kontaktes bis 

zur Aufnahme einer Ausbildung bereits erkennen, dass sich die Transitions-

Prozesse innerhalb des Fallmanagements oftmals als langfristig und durchaus 

schwierig erweisen. Neben kleinen Erfolgen sind diese oftmals von 

Rückschlägen gekennzeichnet, die sich unter anderem durch einen 

Kontaktabbruch der Leistungsbeziehenden ergeben, bedingt durch erneuten 

Suchtmittelmissbrauch, Schulden, et cetera.  

Das Fallmanagement versucht dem Rechnung zu tragen, indem es dem 

Transitions-Prozess zunächst zwei Jahre Zeit einräumt und insbesondere die 

Zusammenarbeit mit Netzwerken einen hohen Stellenwert beimisst. Ziel des 

beschäftigungsorientierten Fallmanagements ist letztendlich immer die 

Integration in Ausbildung oder Arbeit, um den Leistungsbeziehenden ein 

eigenständiges und gesundes Leben zu ermöglichen. Bis dahin ist es 

allerdings ein oftmals weiter Weg.  

Literatur  

Kupka, Peter, Gühne, Uta, Popp, Sandra, Riedel-Heller, Steffi G, 2021, Für die meisten psychisch 

kranken Menschen hat Arbeit einen hohen Stellenwert. In: https://iab-forum.de/fuer-die-meisten-

psychisch-kranken-menschen-hat-arbeit-einen-hohen-stellenwert 

 

 
Kontakt: 
inken.draeger@jobcenter-ge.de 
Tel.: 0441 219701505
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3. Empfehlungen zum letzten Schwerpunktthema    

Empfehlungen zum Schwerpunktthema „Bedarfsplanung“ 
Elisabeth Janssen, Sozialpsychiatrischer Dienst der Stadt Oldenburg 

Während des Sozialpsychiatrischen Forums am 26. Februar 2025 ist 

gemeinsam und trialogisch im Sozialpsychiatrischen Verbund eine 

Handlungsempfehlung zum Jahresthema „Bedarfsplanung“ erarbeitet worden. 

Aus intensiven Gruppengesprächen wurden Themen bestimmt, die es bei 

einer Bedarfsplanung zu berücksichtigen gilt. Die notierten Themen wurden 

folgend dem gesamten Forum präsentiert und anschließend zur Wahl gestellt. 

Entstanden ist eine Priorisierung hinsichtlich des Fokus einer Bedarfsplanung, 

die aus dem Verbund heraus bestimmt wurde. 

In der Grafik auf Seite 98 können Sie sehen, welche Begriffe zur Wahl für die 

Teilnehmenden standen. 

Wie ist es zu den Begriffen gekommen - Methodik 

In vorab heterogen gemischten Gruppen, mit Teilnehmenden aus der 

Allgemeinpsychiatrie, der Gerontopsychiatrie, der Kinder- und 

Jugendpsychiatrie, Betroffenen, Mitarbeitenden des Sozialpsychiatrischen 

Dienstes sowie dem Suchtbereich, wurde zu dem Thema der Bedarfsplanung 

intensiv diskutiert. Dabei stand neben dem Begriff der „Bedarfsplanung“ ein 

zweiter Begriff (Perspektiven, Empfehlungen, Verbesserungen, Erfahrungen, 

Beispiele), der die Diskutierenden zu einem fokussierten Austausch anleitete. 

Ziel war es, die diversen Perspektiven der Psychiatrien, sowie die Position 

(Leistungsträger oder bringer) zu berücksichtigen, um möglichst alle 

Meinungen zum Thema in eine Empfehlung einfließen zu lassen. Alle 

Personen hatten die Aufforderung, sich für zwei Begriffe zu entscheiden, die 

sie für die Bedarfsplanung priorisieren. 

Ergebnisse: 

Es zeigt sich, dass viele der Begriffe aus den zuvor erfolgten Diskussionen in 

der anschließenden Wahl für bedeutsam empfunden wurden, sodass es keine 

eindeutige Hervorhebung eines speziellen Punktes gibt. Dies zeigt, wie wichtig 
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ein systemkoppelndes Herangehen für eine bedarfsgerechte Planung der 

Sozialpsychiatrie ist, da im Rahmen der sozialpsychiatrischen Versorgung ein 

multiprofessionelles und Institution übergreifendes Vorgehen oftmals 

unerlässlich ist. 

Mit 30 Prozent ist die Niedrigschwelligkeit der Zugänge zu Hilfen jedoch zu 

betonen. Für eine zukünftige Bedarfsplanung wird daher empfohlen, auf die 

bürokratischen, strukturellen und formalen Hürden bei Zugängen zu Hilfen zu 

achten. Dies beginnt bei der Erreichbarkeit von Angeboten über den ÖPNV, 

die Möglichkeit, in akuten Notsituationen ohne terminliche Vereinbarung die 

zuständige Stelle aufsuchen zu können, sowie einfachen und zuverlässigen 

Kommunikationswegen, die mitzudenken sind. Weiterhin müssen 

Anmeldeprozesse möglichst unbürokratisch möglich sein und eine möglichst 

aktuelle, leicht abrufbare Übersicht über Hilfen in der Kommune zur Verfügung 

gestellt werden. Mit 27 Prozent ist die Berücksichtigung von speziellen 
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Wohnformen und Wohneinrichtungen ebenfalls als Empfehlung für die 

Bedarfsplanung der Sozialpsychiatrie zu erwähnen. Personen mit 

Mehrfachdiagnosen, Mischdiagnosen  

(Somatik und Psychiatrie), Personen mit Behinderungen oder auch Personen 

in Erziehungsverantwortung sowie Menschen aus dem Justizvollzug, finden 

aktuell nur unzureichende Wohneinrichtungen vor, die eine bedarfsgerechte 

(Weiter-)Therapie ermöglichen 

Die hierdurch möglicherweise entstehenden Brüche in der therapeutischen 

Weiterversorgung gilt es in einer Bedarfsplanung so gut es geht zu verhindern, 

zum Beispiel durch eine Planung von zukünftigen Versorgungsimmobilien und 

den Umbau von Bestandsimmobilien von Leistungserbringern. Die auf dem 

Versorgungsweg entstehenden Brüche spiegeln sich ebenfalls in der Wahl der 

Aussage „Transition und Schnittstellen berücksichtigen“ wider. Mit 

ebenfalls 27 Prozent ist diese Aussage eine dritte starke Empfehlung bei der 

Bedarfsplanung, Sollbruchstellen in der sozialpsychiatrischen Versorgung 

aufzudecken und so ein Abbrechen von therapeutischen (Folge-)Maßnahmen 

zu verhüten. 

Für die Zukunft sollte die Psychiatrieplanung zur Versorgung von Patientinnen 

und Patienten Komorbiditäten und Traumaerfahrungen im Kontext von 

gegenwärtigen Diagnosen ganzheitlich, also über eine gesamte 

Lebensspanne hinweg, berücksichtigen. 

Eine interprofessionelle Therapie, die Erkrankungen in Einrichtungen mit 

fließenden Psychiatriefachbereichen behandelt, und die mit weiteren Akteuren 

des Gesundheitssystems kooperiert, mit Bildungsinstitutionen und 

Facheinrichtungen, auch gebietskörperschaftsübergreifend, gilt es als 

Empfehlung festzuhalten. Brüche in den Übergängen, die durch formale 

Ansprüche (Übergang von der Kinder- und Jugendpsychiatrie in die 

Allgemeinpsychiatrie oder von der Allgemeinpsychiatrie in die 

Gerontopsychiatrie) entstehen, gilt es zu verhindern, da eine Vielzahl von 

Erkrankungen lebensspannenübergreifend manifestiert sind und es bleiben. 
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Dies erfordert eine vereinfachte Kommunikationsbasis für alle Akteurinnen und 

Akteure. Der Austausch über Netzwerke und den Verbund sollte in der 

Bedarfsplanung Berücksichtigung finden, ebenso sich öffnende und 

kooperierende Versorgungssysteme, zentralisierte Informationen und die 

Möglichkeit, aktuelle, neue Angebote in der Kommune zügig abzugreifen. 

Kontakt: 
Sozialpsychiatrischer Dienst,  
Industriestraße 1 b,  
26121 Oldenburg 
Telefon 0441 235-8662,  
E-Mail: sozialpsychiatrischerverbund@stadt-oldenburg.de 
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4. Übersicht           

Übersicht über die Unterbringung nach NPsychKG von Oldenburger 

Bürgerinnen und Bürgern 
Dr. phil. Peter Orzessek, Sozialpsychiatrischer Dienst Stadt Oldenburg 

Die zwangsweise Unterbringung von psychisch kranken Menschen in einem 

psychiatrischen Krankenhaus ist nur gerechtfertigt, wenn geringere Mittel zur 

Abwehr einer von der Person ausgehenden Gefahr nicht greifen. Der Sozial-

psychiatrische Dienst der Stadt Oldenburg hat ein großes Interesse daran, 

Unterbringungen nach dem Niedersächsisches Gesetz über Hilfen und 

Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke nach Möglichkeit zu vermeiden. Die 

im Sozialpsychiatrischen Dienst zu den Unterbringungsverfahren vorliegenden 

Daten werden anonymisiert statistisch erfasst und ausgewertet, um Hinweise 

auf Möglichkeiten zur Vermeidung von Unterbringungen zu erhalten. In 

früheren Jahren haben Sie an dieser Stelle immer eine tabellarische Übersicht 

gefunden, die auf den von uns erhobenen Daten basierte. Wir haben damit 

schon sehr früh auf kommunaler Ebene eine Empfehlung des 

Landespsychiatrieplans umgesetzt. Im Austausch mit dem Amtsgericht und 

dem Niedersächsischen Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 

Gleichstellung (MS), die auch Daten erheben, hat sich gezeigt, dass die 

Datengrundlagen leicht voneinander abweichen. So erhebt zum Beispiel das 

MS seine Daten bei den vom Land beliehenen Kliniken und erfasst so auch 

Oldenburger Bürgerinnen und Bürger, die an anderen Orten in Niedersachsen 

nach Niedersächsisches Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen für 

psychisch Kranke untergebracht wurden. Im Dezember 2021 hat das MS zum 

ersten Mal im Rahmen der Landespsychiatrieberichterstattung den „Bericht 

zur Versorgung von Menschen mit psychischen Erkrankungen in 

Niedersachsen 2020“ vorgelegt, dem auch die Unterbringungszahlen für die 

Kreise und kreisfreien Städte in Niedersachsen zu entnehmen waren. Die 

Berichterstattung wird in einem Zweijahreszyklus fortgeführt. Im Februar 2024 

erschien der Bericht für die Jahre 2021 und 2022 und im November 2025 ist 

der Bericht für 2023 und 2024 erscheinen. Die Berichte sind frei zugänglich 

unter www.psychiatrieberichterstattung.de. Wir haben uns bereits für die letzte 

http://www.psychiatrieberichterstattung.de/
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Fortschreibung des Sozialpsychiatrischen Plans entschieden, dass wir wegen 

der besseren Vergleichbarkeit der Daten an dieser Stelle die vom MS 

erhobenen Daten veröffentlichen.  

Mit freundlicher Genehmigung vom Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Gleichstellung entnommen aus Landespsychiatriebericht Niedersachsen 2025  

Die Markierung ist aus Gründen der Übersichtlichkeit durch Sozialpsychiatrischen Dienst der Stadt Oldenburg 
vorgenommen. 

 

 

https://www.psychiatrieberichterstattung.de/Bericht_Versorgung_psych_Erkrankungen_Niedersachsen_2023_2024.pdf
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Es zeigt sich, dass Oldenburg weiterhin zu den Kommunen in Niedersachsen 

mit den höchsten Unterbringungszahlen gehört, bezogen auf 100.000 

Einwohner beziehungsweise Einwohnerinnen. Von den 45 Städten 

beziehungsweise Landkreisen in Niedersachsen hatten nur vier Kommunen in 

2024 höhere Unterbringungszahlen nach NPsychKG als die Stadt Oldenburg. 

Allerdings wurden im Jahr 2024 weniger Oldenburger Bürgerinnen und Bürger 

untergebracht als in den Vorjahren. Wichtig ist zu erwähnen, dass in diese 

Statistik auch Oldenburgerinnen und Oldenburger einfließen, die in anderen 

Städten oder Landkreisen nach NPsychKG in einer psychiatrischen Klinik 

„zwangseingewiesen“ wurden.  

In der nächsten Fortschreibung des Sozialpsychiatrischen Plans werden wir 

die Entwicklung der Unterbringungszahlen aus den letzten Jahren auf der 

Grundlage der neuen Datenbasis im Vergleich darstellen. 

Der Sozialpsychiatrische Dienst bleibt wegen der Unterbringungen im 

Austausch mit den beteiligten Institutionen. Da in den letzten Jahren ein 

erheblicher Anteil der Unterbringungen Menschen betraf, die innerhalb eines 

Jahres mehrfach untergebracht wurden, ist es wichtig, dass dieser 

Personenkreis besonders beachtet wird, um in jedem Einzelfall zu prüfen, ob 

durch andere oder intensivere Hilfen beziehungsweise Therapie weitere 

Unterbringungen vermieden werden können.  

Das Thema „Zwangsmaßnahmen mindern“ insgesamt (also nicht nur die 

Unterbringungen nach dem Niedersächsischen Gesetz über Hilfen und 

Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke betreffend) ist auch eine Empfehlung 

des Landespsychiatrieplans. Wie weit hier das Land Niedersachsen in der 

Umsetzung ist, kann auf den Internetseiten der Landestelle für 

Psychiatriekoordination nachgelesen werden: www.psychiatriekoordination-

nds.de/fortschrittsbericht 

Auf der Ebene des Bundes ist in 2023 der Bericht der AG Psychiatrie der 

Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesgesundheitsbehörden (AOLG) an die 

Gesundheitsministerkonferenz (GMK) erschienen: "Maßnahmen zum Schutz 

http://www.psychiatriekoordination-nds.de/fortschrittsbericht
http://www.psychiatriekoordination-nds.de/fortschrittsbericht
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von Menschen im psychiatrischen Hilfesystem vor und bei 

Grundrechtseingriffen" (www.gmkonline.de). Darin wird unter anderem 

gefordert, dass eine transparente Berichterstattung über Zwangsmaßnahmen 

erfolgen soll, die auch die Unterbringungen nach dem Bürgerlichen 

Gesetzbuch umfasst, die auf bundesrechtlicher Grundlage durchgeführt 

werden. Diese Daten sind bislang nicht wie die Unterbringungszahlen nach 

NPsychKG frei verfügbar. Hier ist jedoch auf Landesebene eine Verbesserung 

in Arbeit. 

Kontakt: 
Sozialpsychiatrischer Dienst, 
Industriestraße 1 b,  
26121 Oldenburg 
Telefon 0441 235-8662, 
E-Mail: spdi@stadt-oldenburg.de 

https://www.gmkonline.de/documents/top-142--bericht-der-ag-psychiatrie_1695722513.pdf
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Übersicht der regionalen Angebote zur psychiatrischen Versorgung  
Elisabeth Janssen, Sozialpsychiatrischer Dienst der Stadt Oldenburg  

Zur strukturierten Erfassung des Bestandes an psychiatrischen Hilfen inner-

halb der Stadt Oldenburg wird seit einigen Jahren eine Empfehlung des Lan-

desfachbeirates Psychiatrie Niedersachsen umgesetzt. Mit Hilfe einer vom 

Landesfachbeirat herausgegebenen tabellarischen Übersicht der notwendigen 

regionalen Angebote zur psychiatrischen Versorgung, wird durch die Verbund-

mitglieder jährlich im Sinne eines Konsensverfahrens diskutiert, ob diese 

Angebote vorhanden sind und ob die Versorgung zufriedenstellend bis sehr 

gut ist („grün“) oder ob das Angebot nicht ausreichend („gelb“) oder gar nicht 

vorhanden ist („rot“). Den aktuellen Stand finden Sie in Farbe auf der dritten 

Umschlagseite (innere hintere Umschlagseite). Hier können Sie sich einen 

ersten orientierenden Überblick über den Bestand und den Bedarf an Hilfen für 

psychisch kranke Menschen in der Stadt Oldenburg verschaffen. 

Die Veränderungen im Vergleich zur letzten Fortschreibung sollen jetzt hier 

kurz skizziert werden. 

In 2025 wurde in Zeile 2 im Bereich Kinder- und Jugendpsychiatrie (KJP) von 

gelb auf grün umgestellt. Durch die sich etablierende Suchtambulanz im 

Kinder- und Jugendbereich, sowie die Traumaabulanz, hat sich das Angebot 

zufriedenstellend erweitert, wenngleich die Wartezeiten noch als zu lang 

eingeschätzt werden.  

Zeile 23: für die Aufnahme in eine psychiatrische Klinik bestehen teilweise zu 

hochschwellige Zugänge für wohnungslose Personen mit bspw. 

Suchterkrankungen, die Ampel wurde daher auf Gelb gestellt und ein Eintrag 

in die Spalte der Bemerkungen vorgenommen. 

Die Wartezeit für einen Platz in einer besonderen Wohnform („Wohnheim“) im 

Bereich Allgemeinpsychiatrie ist weiterhin lang, sodass in Zeile 24 das Feld 

von grün auf gelb beibehalten wurde. Es wird rückgemeldet, dass die Anzahl 

an Plätzen für Kinder und Jugendliche und auch Erwachsene, als deutlich zu 

gering bewertet wird. 
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In Zeile 26  wurde in die Spalte der Bemerkungen der Eintrag vorgenommen, 

dass es für Arbeitssuchende mit psychiatrischen Erkrankungen ein spezielles 

Fallmanagement im Jobcenter gibt, welches durch speziell geschulte 

Mitarbeitende hervorzuheben ist. 

Die orientierende übersichtliche Ampel-Darstellung muss vereinfachen und so 

können nicht alle positiven wie negativen Aspekte abgebildet werden. Einzelne 

Aspekte von Versorgungsproblemen können in der Ampel schlecht dargestellt 

werden. Nichtsdestotrotz werden sie in den Arbeitskreisen des Sozialpsychia-

trischen Verbundes diskutiert und fließen so teils in die Bemerkungen mit ein. 

Auf Landesebene soll die geplante, funktionsbasierte Übersicht an Hilfen in 

einer kooperativen Arbeitsgruppe weiter vorangebracht werden. Erste Schritte 

dazu haben bereits erfolgreich begonnen. 

Kontakt: 
Sozialpsychiatrischer Dienst, 
Industriestraße 1 b, 
26121 Oldenburg 
Telefon 0441 235-8662,  
E-Mail: spdi@stadt-oldenburg.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:spdi@stadt-oldenburg.de


107 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



108 
 

 


	Lesezeichen strukturieren
	 Betroffene und Angehörige von psychisch erkrankten Menschen,  
	 psychosoziale Professionelle,  
	 Leistungsträger,  
	 Politikerinnen und Politiker,  
	 Vertreterinnen und Vertreter von Forschung und Lehre sowie  
	 an dieser Fragestellung interessierte Bürgerinnen und Bürger. 
	 Wir erleben Freude und haben Spaß 
	 Spüren Zuneigung und erfahren Nähe. 
	 Empfangen uns geben Wertschätzung 
	 Gewinnen an Bedeutung 
	 Abwechslung und Unterhaltung 
	 Anregung und Austausch 
	 Insgesamt entsteht uns ein gutes Gefühl. 
	 Und der Psyche tut es gut und stärkt sie. 
	- Bereit und geduldig sein, dem Nächsten aufmerksam zuzuhören und ihn und sich selbst achtsam wahrnehmen 
	- Generell mit sich und dem Mitmenschen geduldig sein – und dranbleiben! 
	- Die Angebote sind einladend für alle. 
	- Sie kosten kein oder nur wenig Geld 
	- Menschen die sich dort treffen, sind offen und bereit für ein Gespräch, freundlich und herzlich. 
	- Stadtteiltreff Dietrichsfeld (Bürgerfelde) offene Angebote dabei Café und Frühstück 
	- Mehrgenerationenhaus Güstrower Weg, ebenfalls Bürgerfelde – für Jung und Alt. Speis und Trank, Geselligkeit, Infos. 
	- LeNa (Lebendige Nachbarschaft beim Paritätischen). LeNa habe ich bisher nicht ausprobiert, das Angebot liest sich interessant. 
	- Unbedingt empfehlenswert: InForum im PFL, auch Menschen unter 50 Jahren sind willkommen. Interessante Vorträge sind auch ohne Anmeldung zugänglich. Sonst Kurse mit Anmeldung. 
	- Ich selber nehme in diesem Semester an einem Englischkurs teil (English Fireplace) und treffe mich dabei jeden Dienstagnachmittag dazu mit netten und fröhlichen Menschen. Es gibt viel zu lachen. 
	- Raffen Sie sich auf, und entschließen Sie sich zu einem interessanten und spannenden Leben in netter Gemeinschaft! 
	- Seien Sie mutig und aufgeschlossen, geduldig und ausdauernd. 
	 Wer zu viel plappert - lernt das Zuhören. 
	 Wer Freches und Unerhörtes sagt -  lernt freundlich und höflich zu sein. 
	 Wer sich ach-wie-toll-fühlt – lernt demütig und bescheiden zu sein. 
	 Wer immer wieder auf die Nase fällt – lernt aufzustehen und vorwärtszukommen. 
	 Wer Schmerzen kennt – kann heilen. 
	 Wer aufdreht – lernt Zurückhaltung. 
	 Wer sich leer und einsam fühlt – lernt Glauben. 
	 Wer zweifelt – lernt Vertrauen. 
	 Wer manisch-depressiv war – wird eine gute, gesegnete Zeit erleben. 




